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24. Sitzung 

Bonn, den 23. März  1973 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen folgende 
Liste von Vorlagen vor, die keiner Beschlußfassung 
bedürfen und die  Hach  § 76 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung den zuständigen Ausschüssen überwiesen 
werden sollen: 

Betr.: Entschließung über den Ersten Bericht der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften über die Wettbewerbs-
politik 

— Drucksache 7 320 —
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Betr.: Entschließung zur Wirtschaftslage in der Gemeinschaft 
— Drucksache 7'321 – - 

zuständig : Ausschuß für Wirtschaft 

Erhebt sich gegen die beabsichtigte Überweisung 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall; dann ist so 
beschlossen. 

Folgende amtliche Mitteilung wird ohne Verle-
sung in den Stenographischen Bericht aufgenommen: 

Der Präsident der Monopolverwaltung für Branntwein Berlin 
hat am 20. März 1973 gemäß §§ 6 und 9 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol den 

Geschäftsbericht der Monopolverwaltung für Branntwein Ber-
lin und die Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung der 
Verwertungsstelle für das Geschäftsjahr 1971/72 (1. Oktober 
1971 bis 30. September 1972) 

vorgelegt. Bericht und Bilanz werden als Drucksache 7/399 ver-
teilt. 

Wir kommen nunmehr zur 

Fragestunde 
-- Drucksache 7/360 — 

Zuerst kommen die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für innerdeutsche Bezie

-

hungen. Herr Parlamentarischer Staatssekretär He

-

rold steht zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 97 des Grafen Stauffenberg auf: 
Teilt die Bundesregierung angesichts der auch von ihr zu-

gegebenen Enttäuschung über das Verhalten der DDR im Zusam-
menhang mit angekündigten und zugesagten menschlichen Er-
leichterungen immer noch die Auffassung von Bundesminister 
Bahr, „daß die DDR großen Wert darauf legen wird, ein ver-
läßlicher Vertragspartner zu sein, der gegebene Zusagen hält"? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsident! Ver

-

ehrter Kollege von Stauffenberg, ich darf Ihre Frage 
wie folgt beantworten. 

Die Bundesregierung bedauert die Schwierigkei-
ten, die während der letzten Monate aufgetreten 
sind. Sie ist jedoch nach wie vor davon überzeugt, 
daß die DDR großen Wert darauf legen wird, ein 
verläßlicher Vertragspartner zu sein und gegebene 
Zusagen zu halten. Dafür gibt es drei Gründe. 

Erstens funktionieren die bisherigen Abkommen. 
Sie wissen selbst, daß z. B. der Berlin-Verkehr nach 
dem Transitabkommen reibungslos verläuft. Wo es 
Anfangsschwierigkeiten gibt, ist die Bundesregie-
rung nicht untätig geblieben. 

Zum zweiten hat die Bundesregierung nie die Illu-
sion genährt, durch den Abschluß eines solchen Ver-
trages könnten die grundsätzlichen Gegensätze auf-
gehoben oder das jahrelang gespannte Verhältnis 
auf Anhieb in allen Lebensbereichen gewandelt und 
ohne Reibungsverluste entfaltet werden. Beide Sei-
ten werden Erfahrungen sammeln müssen, gerade 
auch die DDR. 

Schließlich ist der Grundvertrag noch nicht in Kraft 
getreten. Je eher das Vertragswerk ratifiziert ist, 
um so eher wird sich die Bundesregierung auf seine 
Vorschriften mit Nachdruck berufen können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, welche Schritte hat die Bundesregierung un-
ternommen, damit über Inhalt und Auslegung ge-
gebener Zusagen hüben und drüben nicht unter-
schiedliche Meinungen herrschen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wir haben aufgetre-
tene Schwierigkeiten oder Mißverständnisse bei 
jedem Gespräch — auch beim gestrigen — immer 
wieder zur Diskussion gestellt. Sie haben ja in bezug 
auf den Journalisten-Erlaß gestern erlebt, was hier-
bei erreicht werden kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, nachdem Sie vorhin in der Beantwortung 
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meiner Frage auf die Notwendigkeit verwiesen 
haben, daß zuerst der Vertrag ratifiziert werden 
müsse, darf ich Sie fragen, ob Sie mit mir der Auf-
fassung sind, daß auch das Stadium zwischen Ver-
tragsabschluß und Ratifizierung durchaus nicht 
rechts- und treuepflichtfrei für beide Seiten ist. 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Sie wissen, daß die 
DDR z. B. bereit war, die Möglichkeiten des Transit-
abkommens — wenn ich nur an dieses denke — vor-
zuziehen. In diesem Sinne werden auch jetzt durch 
die DDR Erleichterungen gewährt, die an und für sich 
vom Inkrafttreten des Grundlagenvertrages abhän-
gen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege Herold, da 
der Chef der SED gesagt hat, die DDR sei bestrebt, 
den Vertrag nach Buchstaben und Geist zu erfüllen, 
frage ich, ob das gestrige Gespräch eine Annäherung 
in der Definition dessen, was man „Geist des Ver-
trages" nennt, gebracht hat und ob Sie bereit sind, 
überhaupt über das gestrige Gespräch heute vor-
mittag hier etwas Eingehenderes zu berichten. 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich bin nicht in der 
Lage und nicht befugt, Herr Kollege Dr. Marx, zu 
dem Gespräch von gestern jetzt Ausführungen zu 
machen. Ich möchte nur darauf hinweisen, daß wir 
auch vor einigen Monaten Diskussionen über das 
Transitabkommen hatten, bei denen ebenfalls Zwei-
fel auftraten, ob alles das, was vereinbart worden 
war, auch eingehalten würde. Ich glaube, nach eini-
gen Monaten Erfahrung kann man davon ausgehen, 
daß die DDR bereit ist, geschlossene Vereinbarungen 
nach Geist und Buchstaben durchzuführen. Wir ge-
hen davon aus, daß das auch im Zusammenhang mit 
dem Grundlagenvertrag geschehen wird. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Glauben Sie das 
selbst?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann nach Auffassung der Bundesregierung die 
DDR auch angesichts der Tatsache noch als verläß-
licher Partner bezeichnet werden, daß sie es offen-
kundig unterlassen hat, die Bundesregierung erstens 
vor der Änderung der Journalisten-Verordnung und 
zweitens z. B. vor den umfangreichen und auch uns 
berührenden Baumaßnahmen an den neuen Grenz-
übergängen jenseits der Zonengrenze zu konsultie-
ren, obwohl sie nach der bereits in Kraft getretenen 
Vereinbarung über die Konsultationspflicht in jedem 
Fall der Berührung gegenseitiger Interessen hierzu 
verpflichtet war? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich darf dazu fol-
gendes sagen. 

Was die Zonengrenzübergänge betrifft, so sollten 
wir doch gemeinsam froh darüber sein, daß die 
DDR alle Anstrengungen unternimmt, Aufnahme-
möglichkeiten zu schaffen, die den Besuchern im 
Rahmen des kleinen Grenzverkehrs gestatten, unge-
hindert einzureisen und in die vorgesehenen Be-
stimmungsorte zu fahren. 

Daß im Rahmen der Öffnung der Grenzüber-
gänge in den nächsten Tagen und Wochen über 
Details gesprochen werden muß, steht außer Zwei-
fel. Die Gespräche laufen und sind vorgesehen. Auch 
insofern kann man davon ausgehen, daß die DDR 
bemüht ist, die auf sie zukommenden Verpflichtun-
gen zu erfüllen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Sauer (Salzgitter). 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, unter Bezugnahme auf Art. 7 Ziff 8 des Zusatz-
protokolls zum Grundvertrag, der die Bereitschaft 
der Bundesregierung beinhaltet, dem Deutschen 
Sportbund bei der Förderung der Sportbegegnungen 
behilflich zu sein, frage ich Sie, nachdem nun die 
ostzonale Sportführung in Dresden strikt erklärt 
hat, daß sie 1. Westberliner Sportler in unseren 
Mannschaft nicht akzeptieren und 2. West-Berlin als 
Austragungsort nicht genehmigen werde: Was hat 
die Bundesregierung bisher getan, dem Deutschen 
Sportbund behilflich zu sein? 

(Abg. Spitzmüller: Schlecht informiert!) 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich darf darauf hin-
weisen, daß ich bei der Beantwortung der zweiten 
Frage des Kollegen Graf Stauffenberg auf dieses 
Thema kommen werde. Jetzt nur soviel: Wir gehen 
davon aus, daß der Landessportverband Berlin ein 
Teil des Deutschen Sportbundes ist. Dies ist auch 
vom Internationalen Olympischen Komitee aner-
kannt. 

Nach dem Viermächteabkommen — wenn ich 
diese Ableitung vornehmen darf — ist sichergestellt, 
daß die Rechte des Landessportverbandes Berlin 
gewahrt bleiben. Sie wissen, daß man auch nicht 
protestiert hat, als Herr Korber an den Sportge-
sprächen teilnahm. Das sollte man bedenken, wenn 
diese Fragen behandelt werden. 

(Abg. Reddemann: Aber das, was Herr Kor

-

ber gesagt hat, muß man auch registrieren!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Herold, könnten Sie einmal um der Begriffsklarheit 
willen sagen, was denn die DDR unter dem „Geist 
des Vertrages" wovon Sie hier wiederholt gespro-
haben, versteht? 
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Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich habe hier keine 
Interpretationen vorzunehmen. Die Auslegung der 
Vereinbarungen nach Buchstaben und Geist muß 
auch nach dem erfolgen, was in den Gesprächen 
zwischen den Verhandlungspartnern besprochen und 
dann im Protokoll niedergelegt wurde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, wie können Sie uns den Tatbestand erklären, 
daß vor Inkrafttreten des Vertrages, der ja zu ge-
wissen menschlichen Erleichterungen führen soll, in 
der DDR ausgerechnet das Gegenteil eintrat, daß 
nämlich bestimmte Restriktionsmaßnahmen zum Un-
terlaufen dieser menschlichen Erleichterungen ein-
geführt wurden? 

Sind Sie davon überzeugt, daß diese unmittelbar 
nach Inkrafttreten des Vertrages wieder aufgehoben 
werden? Wenn ja: aus welchem Grunde führt man 
sie dann überhaupt erst ein? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Sie wissen genau — 
wir sind ja nicht erst seit gestern in der Politik, Herr 
Kollege Schröder —, 

(Abg. Dr.  Marx:  Das ist wahr! — Abg. 
Mattick: Der, ja!) 

daß viele Erklärungen, die von Spitzenvertretern 
der DDR abgegeben werden, vor allen Dingen ihre 
Wirkung nach innen nicht verfehlen sollen. Sie 
kennen die Schwierigkeiten, die die Regierung der 
DDR derzeit hat, daß man drüben z. B. auch der 
Meinung ist, die DDR habe auf Grund der Verein-
barungen, die nun abgeschlossen worden sind bzw. 
ratifiziert werden, Erleichterungen zu gewähren. 
Vielleicht — ich kann das nur annehmen, hat die 
Entwicklung der Deutschlandpolitik zu schnell und 
zu unkontrolliert auf die Bevölkerung gewirkt. Auch 
dies sollte man gerechterweise nicht außer acht las-
sen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Fra-
ge 98 des Grafen Stauffenberg auf: 

Warum hat die Bundesregierung bei der Aushandlung des 
Grundvertrags nicht dafür gesorgt, daß sich sein Geltungsbereich 
und der der Folgeverträge zweifelsfrei auf das Land Berlin er-
streckt, um Vereinbarungen wie z. B. über Sportverkehr zwischen 
beiden Teilen Deutschlands zu erleichtern? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich darf Ihre Frage, 
Herr Kollege Stauffenberg, wie folgt beantworten. 

Der Grundvertrag konnte nicht insgesamt auf Ber-
lin (West) ausgedehnt werden, da er sich auf Ge-
genstände erstreckt, die für Berlin den Vier Mäch-
ten vorbehalten sind und nach unserer Meinung 
vorbehalten bleiben sollen. 

Innerhalb dieser Vorbehaltsrechte haben die Vier 
Mächte mit dem Abkommen vom 3. September 1971 
die notwendigen Regelungen getroffen. 

Unter diesen Umständen stand nur die Erstreckung 
der Regelungen der Art. 7 und 8 zur Disposition der 

Bundesregierung. Die Vertretung der Interessen von 
Berlin (West) durch die ständige Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland in der DDR war dabei ein 
sehr, sehr schwieriger Verhandlungspunkt. 

Was weiterhin die Folgeverträge anging, so durfte 
niemand erwarten, daß in den Verhandlungen über 
den Grundvertrag in der Frage der Einbeziehung von 
Berlin (West) mehr erreicht werden konnte als bei 
den Viermächteverhandlungen. 

(Abg. Dr. Marx: „Land Berlin" !) 

Es war im Gegenteil zu befürchten, daß die DDR be-
strebt war, hinter diesen Regelungen zurückzublei-
ben. Ziel der Bundesregierung mußte es hier sein, 
zu erreichen, daß sich die beiden deutschen Staaten 
verpflichten, auch in bezug auf die zwischen ihnen 
zu schließenden Vereinbarungen in Übereinstim-
mung mit dem Viermächteabkommen vom 3. De-
zember 1971 zu handeln. 

Ich bin der Meinung, daß dies der Bundesregie-
rung gelungen ist. Die ständige Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland in der DDR wird in Über-
einstimmung mit dem Viermächteabkommen die In-
teressen von Berlin (West) vertreten In einer Er-
klärung beider Seiten anläßlich der Unterzeichnung 
des Grundlagenvertrages ist das bestehende Ein-
vernehmen darüber festgehalten worden, daß die 
Ausdehnung von Abkommen und Regelungen, die 
im Zusatzprotokoll zu Art. 7 vorgesehen sind, in 
Übereinstimmung mit dem Viermächteabkommen 
vom 3. September 1971 auf Berlin (West) im jeweili-
gen Fall vereinbart werden kann. 

Eine automatische Erstreckung aller Abkommen 
der Bundesrepublik Deutschland auf Berlin (West) 
findet sich auch nicht im Viermächteabkommen. Viel-
mehr wurden dort bestimmte Kriterien für die Ein-
beziehung aufgestellt, die auch im Verhältnis zur 
DDR maßgeblich sein werden. Dazu gehört vor allem, 
daß in den betreffenden Abkommen nicht die Fragen 
des Status oder der Sicherheit von Berlin (West) be-
handelt werden, sondern Bereiche berührt sind, die 
eine Vertiefung der bestehenden Bindungen zwi-
schen Berlin (West) und dem Bund dienen sollen. 
Der Vorbehalt einer Prüfungsmöglichkeit der Ver-
einbarungen in jedem Einzelfall zur Sicherung des 
Vetorechts der Drei Mächte gegen die Einbeziehung 
von Berlin (West) in Vereinbarungen ist der maß-
gebliche Grund dafür, daß es nach dem Willen der 
Vier Mächte keinen Automatismus in dieser Frage 
geben darf und nach unserer Auffassung auch nicht 
geben sollte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär Herold, hat die Bundesregierung in ihren Ge-
sprächen mit Vertretern der DDR versucht, Schwie-
rigkeiten wegen der Einbeziehung Berlins dadurch 
zu vermeiden und die Rechte und die Pflichten der 
Verbündeten in Berlin dadurch zu respektieren, daß 
sie vorgeschlagen hat, einen Verweis auf diese 
Rechte, insbesondere auf das Berlin-Abkommen 
der Vier Mächte, in diesen Vertrag einzuführen, um 
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damit jeglichem Einwand von dieser Seite zu be-
gegnen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wir halten die Be-
stimmungen des Viermächteabkommens für ausrei-
chend. Es ist nicht nur unser Wunsch, es ist auch der 
Wunsch der drei Mächte gewesen„ daß alle Aktio-
nen und alle Vorhaben rechtzeitig mit den drei 
Mächten entsprechend ihren Verantwortlichkeiten 
abgestimmt werden. Es war besonders unser 
Wunsch, daß das so bleibt und daß in dieser Frage 
keine Änderungen erfolgen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, ich möchte versuchen, meine Frage etwas 
zu präzisieren: Wäre es nicht möglich gewesen, in 
diesen Grundvertrag oder in dieses Vertragswerk 
Bestimmungen einzuführen, wodurch diesen Rechten 
oder diesen Pflichten zur Abstimmung bzw. der 
eventuellen Notwendigkeit der Zustimmung oder 
der Berücksichtigung der Einwände der Mächte 
entsprochen worden wäre, ohne daß, wie es jetzt 
geschehen ist, die Einbeziehung Berlins von Fall 
zu Fall von der Zustimmung der anderen Seite ab-
hängig ist? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege von 
Stauffenberg, die Bundesregierung ist der Meinung, 
daß die Vorbehaltsrechte, die Sie in diesem Zusam-
menhang ansprechen, durch Art. 9 des Grundlagen-
vertrages eindeutig gesichert sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Kollege Herold, ist es von 
Ihrer Position her zu erwarten, daß bei den künfti-
gen Verhandlungen über Folgeverträge, die in 
Art. 7 des Grundvertrages angedeutet sind, jedes 
Mal aufs Neue über die eventuelle Einbeziehung 
des Landes Berlin verhandelt werden muß, und wie 
wäre in diesem Zusammenhang die heute in den 
Zeitungen zu findende Erklärung der DDR-Seite zu 
verstehen, daß man das jedes Mal könne? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Das ist der Wille 
der Vier Mächte gewesen. Wir müssen daher in 
jedem einzelnen Fall erneut verhandeln. 

(Abg. Dr. Marx: Also jedes Mal einen neuen 
Kompromiß machen!) 

— Von Kompromissen in dem von Ihnen gemein-
ten Sinne kann wohl nicht die Rede sein. Herr Kol-
lege Dr. Marx, im übrigen verstehe ich nicht, was 
Sie gegen Kompromisse haben. 

(Zuruf des Abg. Reddemann.) 

Ist Demokratie überhaupt möglich, ohne daß man 
auch saubere und faire Kompromisse schließt? 

(Abg. Dr.  Marx:  Den hätten wir gern im 
Vertrag gehabt, Herr Herold! — Zuruf des 

Abg. Mattick.) 

— Herr Kollege Marx, Sie wollen alles auf einmal 
haben. Sie hätten es sicher leichter als wir gehabt, 
wenn Sie daran früher selbst gearbeitet hätten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Vertrag wäre dann wahrscheinlich auch besser 
geworden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da Sie die Frage des Herrn Kollegen Graf 
Stauffenberg beharrlich nicht konkret beantwortet 
haben, möchte ich Sie noch einmal präzisierend fra-
gen: Hat die Bundesregierung versucht, einen Ar-
tikel etwa folgenden Inhalts in den Grundvertrag 
einzubauen: Dieser Grundvertrag gilt auch für Berlin 
(West), soweit ,die Rechte der Vier Mächte dem nicht 
entgegenstehen, und wenn sie es versucht hat, 
warum ist es von ,der anderen Seite, vom Vertrags-
partner, abgelehnt worden, einen solchen Passus 
in den Vertrag einzufügen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wir haben diesen 
Artikel nicht für notwendig gehalten, 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU) 

da die Rechte der Mächte im Vier-Mächte-Abkom-
men gesichert sind. 

(Abg. Reddemann: Das war ein goldenes 
Wort für später! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eilers. 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie wirklich der Auffassung, daß nach 
dem mageren Ergebnis der Besprechungen der 
Sportorganisationen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der DDR am vergangenen Donnerstag 
immer noch davon gesprochen werden kann, daß 
die Regierung der DDR, wie es in Ziffer 8 zu Ar-
tikel 7 des Zusatzprotokolls heißt, bereit ist, auch 
ihre eigenen Sportorganisationen zu unterstützen, 
damit bessere Möglichkeiten des Austauschs sport-
licher Betätigung erreicht werden können? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Sehr geehrter Herr 
Kollege, wir stehen ,am Anfang dieser Gespräche. 
Sind Sie nicht auch der Meinung — nachdem 10 oder 
15 Jahre fast nichts geschehen ist —, 

(Abg. Seiters: Hören Sie doch mit dieser 
Polemik auf! Was soll denn das?) 
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Parl. Staatssekretär Herold 
daß man wenigstens mehrere Gespräche der Ver-
handlungspartner abwarten muß, bevor man vor-
schnelle Urteile negativer Art abgibt? 

(Abg. Dr. Marx: Standardausrede!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, in Ziffer 8 zu Artikel 7 des Zusatzprotokolls 
heißt es, daß die Sportbeziehungen schon nach 
Unterzeichnung und nicht erst nach Ratifizierung 
des Vertrags aufgenommen werden sollten. Darf ich 
Sie fragen: Sehen Sie die Gespräche, die in der 
vergangenen Woche in Dresden stattgefunden 
haben, als beispielhaft für die Art der Durch-
führung der Vereinbarungen auch nach Ratifizierung 
des Vertrags an? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wa heißt hier „bei-
spielhaft" ? Fest steht, daß ein erstes Gespräch zwi-
schen den Spitzengremien stattgefunden hat und 
daß sich weitere anschließen werden. Das Ergebnis 
wird sein, daß Sportbegegnungen beginnen werden. 
Davon gehe ich aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir werden 
sehen! — Abg. Dr. Marx: Wie war es denn 
Ende der 60er Jahre mit den Sportbegeg

-

nungen?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wienand. 

Wienand (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß die Bundesregierung auf der Basis des Deutsch-
land-Vertrages in ständiger engster Konsultation 
mit den drei Westmächten gerade im Hinblick auf 
die Verantwortung gegenüber Berlin gestanden und 
mit ihnen zusammen geprüft hat, was im äußersten 
Fall in die Verhandlungen eingebracht werden kann, 
und daß dann in Zusammenarbeit mit ihnen das, 
was auch von ihnen nur im äußersten Fall konze-
diert werden konnte, erreicht worden ist? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Genau das ist der 
Fall, Herr Kollege Wienand. 

(Abg. Rawe: Die Hilfe kommt ein bißchen 
spät!) 

Wir gehen davon aus, daß die Gemeinsamkeit mit 
den Westmächten in Berlin betreffenden Fragen in 
keiner Weise gestört ist oder schlechter werden 
wird. 

(Abg. Dr. Marx: Die Hilfstruppe der Frak

-

tion! — Abg. Rawe: Die kommt bloß ein 
bißchen spät!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Heyen. 

Heyen (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
noch einmal bestätigen, daß auch der Berliner Sena

-

tor Korber an diesem Gespräch in Dresden teil-
genommen hat — Sie haben es ja soeben schon 
gesagt — und daß er deutlich gemacht hat — als 
früherer Passierscheinunterhändler ist er wohl über 
jeden Zweifel erhaben  , daß es nach einer Unter-
brechung von drei Jahren das erste Gespräch war, 
und daß man auf Grund dieses Gesprächs durchaus 
die Hoffnung hegen kann, daß wir zu einer Einigung 
in dieser Frage kommen werden? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Diese Aussagen des 
Herrn Korber bestätige ich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
es richtig, daß, wenn man, wie es hier geschieht, 
systematisch Zweifel an der Vertragstreue eines 
Vertragspartners weckt, dies nicht gerade seine Ver-
tragstreue fördert, 

(Abg. Dr. Marx: Ei, ei, ei!) 

sondern daß er vielmehr förmlich dazu aufgefordert 
wird, sich so zu verhalten, wie man es von ihm er-
wartet? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Seiters: Das 
ist nachher das Alibi! — Abg. Dr. Marx: 
Herr Sieglerschmidt hat früher hier eine 
ganz andere Klinge geschlagen! Er war 
früher das, was man heute „kalter Krieger" 

nennt!) 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Sieg-
lerschmidt, ich teile Ihre Auffassung, daß der hier 
zum Ausdruck kommende Pessimismus und vor allen 
Dingen die negative Einstellung zu allen Fragen 

(Abg. Dr.  Marx:  Eine realistische Ein-
schätzung!) 

nicht unbedingt für das förderlich sind, was wir hier 
gemeinsam anstreben sollten. 

(Abg. Dr. Marx: Ich dachte, die gestrigen 
Erklärungen zum Sportverkehr seien die 

Frucht dieser Diskussion hier!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
halten Sie Fragen wie die des Herrn Kollegen Sieg-
lerschmidt für nützlich, wenn die Bundesregierung 
Gespräche mit Ost-Berlin führt, oder bieten nicht 
Fragen dieser Art der Regierung in Ost-Berlin ein 
Alibi dafür, 

(Abg. Seiters: Sehr wahr! Genau das ist 
es! — Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

daß sie nicht mehr tun will? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 



1152 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Freitag, den 23. März  1973 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Daß die DDR nicht 
mehr tun will, Herr Kollege Reddemann, ist Ihre 
Auffassung. Daß sich manches viel besser als er-
wartet entwickelt hat, werden Sie heute zugeben 
müssen. Deswegen vertrete ich Ihr geballtes Miß-
trauen, das offensichtlich auch gegen die Bundes-
regierung geht, nicht. 

(Abg. Mattick: Die eigene Regierung! — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Genau, die 

Unfähigkeit der eigenen Regierung!) 

Ich glaube nicht, daß dieses Mißtrauen — um mich 
vorsichtig auszudrücken — der Sache förderlich ist, 
Herr Kollege Reddemann. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Reddemann: 
Die Frage ist nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, zurückkommend auf Ihre Äußerungen zur 
Einbeziehung Berlins: Hat sich im Laufe der Ver-
handlungen die Deutsche Demokratische Republik 
mit der Begründung geweigert, über Berlin mit der 
Verhandlungsdelegation der Bundesrepublik zu 
sprechen, die Bundesrepublik sei nicht legitimiert, 
über West-Berlin zu verhandeln? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Nein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Fra-
ge 99 des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) auf: 

Welche menschlichen Erleichterungen sind in der DDR respek-
tive im Beziehungsverhältnis zwischen der DDR und der Bun-
desrepublik Deutschland seit Beginn der Verhandlungen über 
den Grundvertrag von der DDR zugesagt, welche konkret einge-
führt und welche durch administrative Maßnahmen wieder 
unterlaufen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsident! Herr 
Kollege Schröder! Ich darf die Frage 99 wie folgt 
beantworten. Zunächst darf ich darauf hinweisen, 
daß schon vor Beginn der Verhandlungen über den 
Grundlagenvertrag wichtige und spürbare Erleichte-
rungen für die Menschen auf Grund der Vertrags-
politik der Bundesregierung eingetreten sind. Ich 
erinnere an das Transitabkommen über den Berlin-
Verkehr und die Vereinbarungen im Bereich des 
Post- und Fernmeldewesens. Während der Verhand-
lungen über den Grundlagenvertrag ist der Ver-
kehrsvertrag in Kraft getreten. Die menschlichen 
Erleichterungen, die von der DDR zugesagt oder 
eingeführt worden sind, betreffen in erster Linie 
den Reiseverkehr zwischen den beiden Staaten. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Verkehrs-
vertrages am 17. Oktober 1972 sind in der DDR zwei 
Anordnungen in Kraft getreten, die sowohl die 
Reisemöglichkeiten für Bewohner der DDR in das 
Bundesgebiet als auch die Reisemöglichkeiten für 
Bewohner der Bundesrepublik Deutschland in die 

DDR verbessern. Erstmalig können auch jüngere, 
d. h. noch nicht im gesetzlichen Rentenalter ste-
hende DDR-Bewohner anläßlich dringender Fami-
lienangelegenheiten ihre Angehörigen in der Bun-
desrepublik Deutschland besuchen. Ich habe Ihnen 
die Durchschnittszahlen für Besuche im Rahmen 
dringender Familienangelegenheiten gestern mit-
geteilt. 

Bewohner der Bundesrepublik Deutschland, die 
bisher nur zum Besuch von Verwandten ersten oder 
zweiten Grades sowie auf Einladung amtlicher 
Stellen oder zur Leipziger Messe in die DDR fahren 
durften, können jetzt Verwandte und Bekannte in 
der DDR besuchen oder auf Einladung der zustän-
digen Organe der DDR aus kommerziellen, kultu-
rellen oder religiösen Gründen in die DDR einreisen. 
Wenn die Verhandlungen der Sportverbände erfolg-
reich sein sollten, gilt dies auch für den Bereich der 
sportlichen Beziehungen. Bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen kann der Pkw benutzt werden. 

Die Aufenthaltserlaubnis erstreckt sich auf das 
gesamte Gebiet der DDR. Westdeutsche Reisebüros 
bieten im übrigen bereits eine Vielzahl von Tou-
ristenreisen an. Der Grundlagenvertrag enthält nicht 
nur in Artikel 7 die Verpflichtung, im Zuge der Nor-
malisierung der Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten praktische und humanitäre Fragen zu regeln, 
sondern mit seinem Inkrafttreten wird es Verbesse-
rungen im Reiseverkehr, insbesondere Tagesaufent-
halte im grenznahen Bereich sowie Erleichterungen 
bei der Familienzusammenführung und im nicht-
kommerziellen Warenverkehr geben. Auch diese 
Dinge sind veröffentlicht und Ihnen bekannt. Des-
halb brauche ich sie wegen der Kürze der mir zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht noch einmal — zum 
wiederholten Male — hier darzulegen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf die 
während der Zeit der Verhandlungen gegebenen 
Zusage auf dem Gebiet der Rückführung von Kin-
dern und der Zusammenführung von Verlobten Be-
zug nehmen, zu der ich bereits in den Fragestunden 
des Deutschen Bundestages am 14. März und am 
gestrigen Tage Stellung genommen habe. 

Die Schwierigkeiten, auf die Ihre Frage abzielt, 
betreffen vor allen Dingen den Reiseverkehr. Soweit 
es sich nicht um Anfangsschwierigkeiten bei der 
Anwendung erweiterter Bestimmungen handelt, be-
dauert die Bundesregierung diese nachdrücklich. Ich 
darf ausdrücklich hervorheben, daß die Wirkung des 
Vertrages selbst erst dann zur Entfaltung gelangen 
kann, wenn der Bundestag die Zustimmung zu sei-
nem Inkrafttreten erteilt hat. Vorher können auch 
die Erleichterungen aus diesem Vertrag nicht gel-
tend gemacht werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, trifft die Meldung einer großen Berliner 
Tageszeitung vom Anfang dieser Woche zu, derzu-
folge bei den Bundesbehörden 6000 Anträge auf 
Familienzusammenführung vorliegen, der Herr 
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Schröder (Lüneburg) 

Staatssekretär Kohl gegenüber Herrn Bahr aber 
erklärt haben soll, daß lediglich 1000 berücksichtigt 
werden können? Wenn ja, was gedenkt die Bundes-
regierung zu tun, um auch die übrigen in die Fami-
lienzusammenführung einzubeziehen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Schrö-
der, ich habe bereits in früheren Fragestunden er-
klärt, daß wir immer wieder auf eine Ausweitung 
auf diesem Gebiet gedrängt haben und daß bei der 
Verlobtenzusammenführung und der Zusammenfüh-
rung von Kindern und Familien kein Stopp eintritt, 
sondern daß diejenigen eines Tages herüberkommen 
können, die dies wollen. Die hier genannten Zahlen 
von 6 000 Fällen kann ich nicht bestätigen. Ich 
nannte gestern selbst eine Zahl, die sich auf die Kin-
der bezog. Das waren 1 500 Fälle. Von den von 
Ihnen zitierten 6 000 Fällen ist mir nichts bekannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg) . 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, in einem Zeitschrifteninterview hat Herr 
Sonderminister Bahr von 5 000 Fällen gesprochen, in 
denen die Ausreise verweigert worden ist. Können 
Sie diese Zahl bestätigen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Bahr wird 
gewußt haben, wovon er sprach. Ich habe keine 
Veranlassung, seine Angaben zu bezweifeln. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: Das ist eben ein anderes Haus! — 
Abg. Seiters: Der Staatssekretär kennt 

diese Zahl nicht!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe dann die 
Frage 100 des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg) auf: 

Welcher Personenkreis in der DDR mußte sich durch Unter-
schriften verpflichten, keinerlei Einladungen an Burger der 
Bundesrepublik Deutschland auszusprechen, und was hat die 
Bundesregierung unternommen, um die DDR-Regierung zu einer 
Zurücknahme dieser Maßnahmen zu veranlassen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Die Frage 100 be-
antworte ich wie folgt. Herr Kollege, in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages am 20. Dezember 
1972 habe ich bereits auf Ihre diesbezügliche Frage 
ausgeführt, daß der Bundesregierung durch Zuschrif-
ten und andere Hinweise bekanntgeworden ist, daß 
auf bestimmte Kreise der Bevölkerung der DDR ein-
gewirkt wird, entweder keine Besuche aus dem Bun-
desgebiet zu empfangen oder nicht selber in das Bun-
desgebiet zu reisen. Bei dem betroffenen Personen-
kreis handelt es sich nach unseren derzeitigen Er-
kenntnissen in erster Linie um solche Bewohner der 
DDR, die bestimmte Positionen im Staats-, Partei-
oder Wirtschaftsapparat bekleiden, sowie deren An-
gehörige. Da die einschlägigen Anordnungen der 
DDR nicht veröffentlicht worden sind, vermag die 

Bundesregierung auch nicht im einzelnen exakt an-
zugeben, welche Kategorien von Personen von die-
ser Regelung betroffen sind. Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist der betroffene Personenkreis 
übertrieben groß und nicht mit Sicherheitsinteressen 
erklärbar. Ich schließe jedoch nicht aus, daß er von 
der DDR eingegrenzt wird. 

Nun zu den Schritten der Bundesregierung. Bun-
desminister Bahr hat Herrn Staatssekretär Kohl bei 
allen Begegnungen seit September vergangenen 
Jahres auf die Schwierigkeiten im Reiseverkehr zwi-
schen den beiden Staaten angesprochen. Darüber 
hinaus sind diese Dinge auch bei anderen Gelegen-
heiten angesprochen worden, so daß Gelegenheit 
war, auf Verbesserungen hinzuwirken. Der zustän-
dige Bundestagsausschuß wurde übrigens durch 
Herrn Minister Franke eingehend unterrichtet. 

(Abg. Dr. Marx: Diese Sachen finden aber 
nicht hinter verschlossenen Türen, sondern 

in Deutschland statt!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, treffen Informationen zu, denen zufolge in 
diesen Personenkreis, den Sie eben sehr allgemein 
beschrieben haben, auch die ehemaligen Mitarbeiter 
der Ihnen bekannten Einrichtungen sowie deren An-
gehörigen einbezogen sind? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich kann das im 
Moment nicht bestätigen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/ CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Sie eben gesagt haben, die betreffenden Anordnun-
gen der DDR seien nicht veröffentlicht worden, frage 
ich Sie: Müssen wir davon ausgehen, daß es neben 
den Zusagen der DDR an unsere Unterhändler An-
ordnungen gibt, die die Substanz dieser Zusagen 
wieder aushöhlen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wir können unge-
fähr abschätzen, daß die Anordnungen in den ein-
zelnen Bezirken und Städten zum Teil sehr unter-
schiedlich gehandhabt werden. Ich möchte aber da-
von ausgehen, dali diese Anordnungen — meines 
Erachtens nicht zuletzt auf Grund unserer energi-
schen Vorstellungen — in jedem Fall auf den be-
treffenden Personenkreis, wie es ihn ja auch hier 
in der Bundesrepublik gibt, beschränkt werden. Von 
einem Aushöhlen möchte ich hier nicht sprechen. 
Ich sagte bereits vorhin bei der Beantwortung einer 
anderen Frage, daß es drüben größere Schwierig-
keiten gibt, als man geglaubt hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Wehner. 
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Wehner (SPD) : Herr Staatssekretär, ohne gleich-
stellen zu wollen, frage ich Sie: Sind hier bei uns, 
in der Bundesrepublik Deutschland, die Personen-
kreise öffentlich bekanntgegeben worden bzw. wer-
den ständig die Personenkreise bekanntgegeben, die 
aus Gründen ihres Dienstverhältnisses und anderen 
beruflichen Verpflichtungen gewisse Länder nicht 
bereisen oder besuchen sollen und dürfen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Das geschieht in 
laufenden Belehrungen in den einzelnen Dienststel-
len und Behörden. 

(Abg. Wehner: Ich habe Sie nach der Ver

-

öffentlichung gefragt! — Abg. Rawe: Herr 
Wehner, geben Sie es ruhig auf! Das be

-

greift der gar nicht!) 

Entschuldigen Sie, Herr Kollege Wehner, ich habe 
Sie mißverstanden. Das wird nicht veröffentlicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/ CSU) : Herr Staatssekre-
tär, teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß es zur Schutzpflicht gehört, die nach Art. 1 GG 
der Bundesregierung auch für die Deutschen drüben 
in der DDR obliegt, für die durch diese Maßnahmen 
beeinträchtigten Rechte der Deutschen drüben ein-
zutreten, und ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß sie das nach wie vor und in gleichem 
Umfang auch nach Ratifikation und Inkrafttreten 
des Grundvertrags tun kann und wird? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich habe bereits 
mehrfach gesagt, daß wir uns laufend darum be-
mühen, Verbesserungen und Veränderungen zu-
gunsten der Betroffenen zu erreichen; dies wird 
auch nach Inkrafttreten des Vertrages möglich sein 
und geschehen. Ich habe außerdem erklärt, daß es 
nur durch unsere Politik und den Abschluß der Ver-
träge möglich ist, daß wir hier wie in den vergan-
genen Fragestunden über solche Probleme diskutie-
ren können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Barche. 

Barche (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir im Zusammenhang mit der Frage 100 wohl 
sagen, wieviel Personen von der DDR an der De-
markationslinie zurückgewiesen worden sind? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wenn Sie den 
Berlinverkehr meinen: im letzten Jahr ist eine Zu-
rückweisung von nur 64 Personen registriert wor-
den, während der Reiseverkehr gegenüber 1971 um 
rund 1,4 Millionen Personen zugenommen hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Auswärtigen. 

Die Frage 120 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 121 des Abgeordneten Walk-
hoff auf: 

Ist die Bundesregierung gewillt, diplomatische Beziehungen zu 
Nord-Vietnam aufzunehmen, vorausgesetzt, daß auch die dor-
tige Regierung zu einem solchen Schritt bereit ist? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, die Bun-
desregierung ist grundsätzlich daran interessiert, 
mit allen vier Staaten des ehemaligen Indochina 
diplomatische Beziehungen herzustellen bzw. zu 
unterhalten. Das gilt auch für Nord-Vietnam. Die 
Bundesregierung wird jedoch in der jetzigen Phase 
der weiteren Entwicklung in Indochina nicht vor-
greifen. Sie wird zunächst abwarten, ob alle Unter-
zeichnerstaaten des Waffenstillstandsabkommens 
dessen Bestimmungen einhhalten. Sie wird abwar-
ten, ob die beiden Parteien in Süd-Vietnam auch 
nach dem Abzug der US-Truppen innerhalb von 
60 Tagen willens sind, wie in dem Waffenstillstands-
abkommen vereinbart, die noch offenen Fragen auf 
friedlichem Wege zu lösen. 

Die Herstellung diplomatischer Beziehungen zwi-
schen Nord-Vietnam und der Bundesrepublik 
Deutschland ist keine prinzipielle, sondern lediglich 
eine Frage des geeigneten Zeitpunkts. Wir werden 
uns bei der Überprüfung unserer Beziehungen zu 
Nord-Vietnam mit unseren europäischen Partnern 
und den Vereinigten Staaten abstimmen. Man ist 
zur Zeit ernsthaft bemüht, in Vietnam die Voraus-
setzungen für einen dauerhaften Frieden zu schaf-
fen. Wir möchten diesen Prozeß nicht durch ein-
seitige Maßnahmen stören. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Walkhoff. 

Walkhoff (SPD.): Herr Staatssekretär, muß Ihr 
Hinweis darauf, daß wir erst die Entwicklung der 
Verhältnisse in Vietnam abwarten müssen und diese 
nicht beeinflussen dürfen, als ein eindeutiges Votum 
gegen Nord-Vietnam verstanden werden, wenn man 
bedenkt, daß wir zu Süd-Vietnam schon seit län-
gerer Zeit diplomatische Beziehungen haben? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Nein, Herr Abgeordneter, 
unsere Bemühungen müssen Sie als Beitrag zur 
friedlichen Entwicklung in diesem Lande verstehen. 
Das ist die gemeinsame Auffassung all unserer 
Partner. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Fra-
ge 122 des Abgeordneten Walkhoff auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, schon vor der Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen zu Nord-Vietnam, die Einreiseverbote für 
Vertreter Nord-Vietnams, der Vietnamesischen Befreiungsfront 
(FNL), der Provisorischen Revolutionsregierung Süd-Vietnams 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
und der Befreiungsbewegungen der übrigen Staaten Indochinas 
aufzuheben und die Einrichtung von Informationsbüros in der 
Bundesrepublik Deutschland zu gestatten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ein gene-
relles Einreiseverbot für die genannten Personen-
gruppen hat nie bestanden. Die Genehmigung 
wurde stets erteilt, wenn der Zweck der Reise ein 
humanitäres Anliegen war. Die Genehmigung wurde 
nur dann verweigert, wenn mit der Einreise offen-
sichtlich beabsichtigt wurde, auf deutschem Boden 
gegen uns verbundene Staaten in der Öffentlichkeit 
zu agitieren. Auch in Zukunft werden Einreisesicht-
vermerke den genannten Personengruppen nach 
den bisherigen Grundsätzen erteilt. 

Wie Sie wissen, Herr Kollege, ist die Freiheit der 
Berichterstattung in der Bundesrepublik Deutsch-
land gewährleistet. Man wird aber bei der Zulas-
sung von Informationsbüros, wie sie sich nennen, 
zu unterscheiden haben, ob hier eine wirkliche In-
formationsmöglichkeit eröffnet werden soll oder ob 
versucht wird, innenpolitische Auseinandersetzun-
gen anderer Länder auf unserem Boden auszutragen. 

Die Bundesregierung wird diese Aspekte beachten 
müssen, wenn sie ihre Entscheidung trifft. Ich hatte 
bisher den Eindruck, daß alle Teile dieses Hauses 
diese Haltung der Bundesregierung mittragen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Walkhoff. 

Walkhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie so verstehen, daß Einreisen und Einrichtungen 
von Büros möglich wären, wenn es sich dabei allein 
darum handelt, die Probleme Nord-Vietnams hier 
in der Öffentlichkeit darzustellen? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, nach der 
Beilegung der Kampfhandlungen in Vietnam ins-
gesamt und nach einer friedlichen Entwicklung und 
nach der Herstellung normaler Beziehungen, die wir 
zu allen Staaten in dieser Welt wünschen, wird man 
diese Frage sicherlich in einem anderen Licht sehen 
können, als sie in der Vergangenheit gesehen wer-
den mußte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Fra-
ge 123 des Abgeordneten Dr. Schweitzer auf: 

Trifft es zu, daß, wie die „Welt am Sonntag" vorn 4. Februar 
1973 meldet, ausländische Touristen in der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere aus Polen, Ungarn und der CSSR, über 
ihre Einstellung zu den Regimen in ihren Ländern durch Mei-
nungsforschungsinstitute befragt wurden, wenn ja, haben solche 
Institute nach Kenntnis der Bundesregierung für derartige Unter-
suchungen Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln erhalten, und wie 
beurteilt die Bundesregierung unter dem Gesichtspunkt des 
außenpolitischen Gesamtinteresses der Bundesrepublik Deutsch-
land derartige Umfragen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich gehe 
davon aus, daß sich Ihre Frage auf die Meldung 
„Wenn es freie Wahlen gäbe" in der „Welt am Sonn-
tag" vom 4. Februar 1973, Seite 3, bezieht. Wie es  

in dieser Meldung heißt, sind die Meinungsumfra

-

gen unabhängiger Meinungsforschungsinstitute in 
sechs westeuropäischen Ländern, also nicht nur in 
der Bundesrepublik Deutschland, durchgeführt wor-
den. Nachforschungen der Bundesregierung haben 
keinerlei Anhaltspunkte dafür ergeben, daß Zu-
schösse aus öffentlichen Mitteln zu Meinungsumfra-
gen zu dem von Ihnen genannten Thema gegeben 
worden sind. 

In unserer freiheitlichen Gesellschaftsordnung 
kommt es nicht selten vor, daß Meinungsforschun-
gen zu Themen in Auftrag gegeben werden, die nach 
Auffassung der Bundesregierung unter außenpoli-
tischen Gesichtspunkten wenig glücklich sind. Die 
in der Verfassung garantierte Meinungsfreiheit hat 
demgegenüber Priorität. Ich füge hinzu: Die Bundes-
regierung hat auch keinen Einfluß darauf, wer in 
einem freien Land Meinungsforschungsinstitute aus 
eigenem Interesse beauftragt, irgendwelche Um

-

fragen durchzuführen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Fra-
ge 124 des Herrn Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
auf:  

Sieht die Bundesregierung heute noch eine Möglichkeit, ihrer 
Rechtspflicht nachzukommen gegenüber den ca. 300 000 ausreise-
willigen Deutschen aus den jetzt polnischen Gebieten — nach- 
dem beim Vertragsabschluß auf eine exakte Beschreibung der 
Vertragsgegenstände verzichtet wurde —, um zu erreichen, daß 

Ausreise benachteiligungsfrei den Antrag auf Ausreise stellen können 
und tatsächlich unter menschenwürdigen Umständen, d. h. ohne 
Gefahr zu laufen, schwere wirtschaftliche Nachteile in Kauf neh-
men zu müssen, ausreisen dürfen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, zunächst 
möchte ich klarstellen, daß die Bundesregierung 
beim Abschluß des Warschauer Vertrages nicht auf 
eine exakte Beschreibung der Vertragsgegenstände 
in dem von Ihnen angedeuteten Sinne verzichtet hat. 
Wie Ihnen bekannt ist, wurde der Kreis der Umsied-
lungsberechtigten im wesentlichen durch zwei Krite-
rien festgelegt: Entweder handelt es sich um Perso-
nen unbestreitbarer deutscher Volkszugehörigkeit 
oder um gemischte und getrennte Familien, die sich 
mit ihren in der Bundesrepublik Deutschland oder 
der Deutschen Demokratischen Republik lebenden 
nahen Verwandten vereinigen wollen. 

Die polnische Regierung hat in der Information 
ferner zugesichert, daß die persönlichen Bindungen 
an Deutschland berücksichtigt werden sollen. 

Die Bundesregierung hat sowohl bei den Verhand-
lungen im Jahre 1970 wie in den späteren Kontak-
ten mit der polnischen Regierung darauf hingewie-
sen, daß die Situation der betroffenen Menschen, 
von denen sich eine erhebliche Anzahl seit vielen 
Jahren vergeblich um die Ausreise aus Polen be-

' müht, die deutsch-polnischen Beziehungen bela-
sten muß, solange dieses Problem nicht gelöst ist. 

Obwohl die gegenwärtige Lage hinsichtlich der 
Umsiedlung unbefriedigend ist, möchte ich doch fol-
gendes nachdrücklich feststellen. Die polnische Re-
gierung hat einerseits stets betont, daß sie die be-
züglich der Umsiedlung gegebenen Zusagen einhal-
ten will, und andererseits, daß sie die weitere Ver-
besserung des deutsch-polnischen Verhältnisses zu 
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normalen und guten Beziehungen anstrebt. Ange-
sichts dieser polnischen Haltung gehe ich davon aus, 
daß die zur Zeit noch bestehenden Probleme und 
Schwierigkeiten der Umsiedlungswilligen überwun-
den werden können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wie beurteilt die Bundesregierung heute 
die lückenhaften schriftlichen Vereinbarungen mit 
Polen, deretwegen sehr viele ausreisewillige deut-
sche Menschen unwürdigen Schikanen ausgesetzt 
sind? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, es gibt 
keine lückenhaften Vereinbarungen mit Polen. 

(Abg. Dr. Kunz [Weiden] : Das ist eine Fest

-

stellung!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, was 
ka an  seitens der Bundesregierung unternommen 
werden, damit endlich die Schikanen aufhören, die 
die Menschen erleiden müssen, die sich zur Aus-
siedlung bereit gefunden und entschlossen haben? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich weise 
noch einmal darauf hin, daß die Bundesregierung 
alle diese Fälle zum Gegenstand von Gesprächen 
mit dem polnischen Partner gemacht hat. Ich darf 
mich hier auf die Erläuterungen beziehen, die wir 
diese Woche im Auswärtigen Ausschuß gegeben 
haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wel-
che Zusammenstellungen über die schweren wirt-
schaftlichen Nachteile, die in der Frage genannt sind, 
und die menschenunwürdigen Umstände, der diese 
deutschen Staatsangehörigen unterworfen sind, be-
sitzt die Bundesregierung, und beabsichtigt sie, diese 
einmal dokumentarisch der Öffentlichkeit zu über-
mitteln? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, die Bun-
desregierung hat die Kenntnisse, die ihr von den 
Betroffenen zugehen. Die Bundesregierung wird ihre 
Veröffentlichungen an dem Interesse der Betroffenen 
messen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Wende. 

Wende (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß es eine Reihe von Umsiedlern gibt, die nach  

geglückter Aussiedlung bereits in der Bundesrepu-
blik ansässig waren, dann jedoch wieder den 
Wunsch geäußert hatten, zurückzukehren, weil sie 
im nachhinein feststellten, daß der Verlust der Hei-
mat — das bedeutete für sie ja die Aussiedlung — 
in  dem polnischen Oberschlesien für sie nicht durch 
das aufgewogen werden konnte, was sie im Westen 
anzutreffen erhofft hatten? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, es gibt 
eine ganze Fülle tragischer Verstrickungen, die in 
diesem Zusammenhang genannt werden müssen. Es 
gibt solche Einzelfälle, wie Sie sie genannt haben. 
Jedenfalls ist das jeweils in den Zeitungen berichtet 
worden. 

Sie wissen, daß es auch seit Jahren eine Umsied-
lungstätigkeit in anderer Richtung — wenn auch in 
sehr viel geringerem Umfange — gegeben hat. Aber 
diese Einzeltatsachen beweisen nur, daß eine gründ-
liche Aufklärung und Information, etwa durch stär-
kere menschliche Kontakte, im allgemeinen nützlich 
ist, um hinterher eine Enttäuschung zu vermeiden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Biehle. 

Biehle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß im Rahmen der Ausreise von Deut-
schen aus Polen jeweils im voraus die Kopfbeträge 
und viele Gebühren bezahlt worden sind, aber nach 
der Ablehnung der Anträge nicht mehr zurück-
erstattet werden, und sind Sie bereit, bei Ihren 
künftigen Verhandlungen dafür zu sorgen, daß den 
betroffenen Personenkreisen diese finanziellen Aus-
fälle ersetzt werden? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Wenn uns solche Angaben 
vorliegen, werden wir uns selbstverständlich darum 
bemühen. Mir ist im Augenblick kein solcher Fall 
gegenwärtig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Fra-
ge 125 des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Unterlas-
sung, den Begriff „Personen mit unbestreitbarer deutscher 
Volkszugehörigkeit" beim Vertragsabschluß in Warschau im 
Dezember 1970 präzisiert zu haben, die eigentliche Ursache für 
die unerträglichen Schwierigkeiten und Schikanen ist, denen 
die ausreisewilligen Deutschen in Polen heute teilweise unter-
worfen werden, weil dadurch die Volksrepublik Polen in die 
Lage versetzt wird, über das Schicksal ihrer ausreisewilligen 
deutschen Mitbürger nach eigenem Ermessen zu entscheiden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, die Ant-
wort heißt: nein. Die Bundesregierung teilt nicht Ihre 
Auffassung, die Schwierigkeiten seien darauf zu-
rückzuführen, daß der Begriff „Personen mit unbe-
streitbarer deutscher Volkszugehörigkeit" nicht 
näher präzisiert wurde. Ich möchte lediglich darauf 
hinweisen, daß unter den gegebenen Umständen 
eine exakte Definition sehr schwierig gewesen wäre 
und in manchen Fällen auch zu Nachteilen der Be- 
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troffenen hätte führen können. Denken Sie z. B. an 
das Problem vor allem derjenigen Menschen, die 
nach 1945 in einer sprachlich rein polnisch orientier-
ten Umwelt aufgewachsen sind. 

Nach Lage der Dinge war es nur vernünftig, die 
Kriterien pragmatisch und flexibel zu fassen. Aus-
einandergehende Auffassungen ergeben sich weni-
ger über die Kriterien als über die Frage, wieweit 
im Rahmen ihrer Anwendung der Wille der Betrof-
fenen als Maßstab gelten soll. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Was kann die Bundes-
regierung tun, Herr Staatssekretär, damit nun end-
lich die Deutschen mit unbestreitbar deutscher 
Volkszugehörigkeit wirklich aussiedeln können? 
Denn es fällt doch auf, daß von der Zahl, die wir ken-
nen, die Personen mit unbestreitbar deutscher Volks-
zugehörigkeit kaum 1 % ausmachen. 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich ver-
weise auf die vorhin gegebene Antwort und auf die 
Ausführungen im Auswärtigen Ausschuß. Ich habe 
hier erklärt und wiederhole es, daß wir in nach-
drücklichen Gesprächen über diese Frage mit dem 
polnischen Partner stehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie auf Grund der Vertragsverhandlungen be-
stätigen können, daß die Volksrepublik Polen über 
die Ausreise deutscher Staatsangehöriger nicht aus-
schließlich nach eigenem Ermessen entscheiden kann, 
sondern daß dies eingeschränkt ist, da der Volks-
republik Polen in den Schlußverhandlungen deutlich 
gemacht wurde, daß in dieser humanitären Frage 
ein erfüllter Mindestinhalt Voraussetzung für die 
Paraphierung des Vertrages und für seine Unter-
zeichnung war und ist und also die Nichterfüllung 
Rückwirkungen auf den Vertrag hat? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich habe 
exakt diese Frage vor kurzem in diesem Hause be-
antwortet; die Antwort findet sich im Protokoll. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Können Sie das also be-
stätigen? 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Ja, denn Sie haben ja zum 
Teil aus meiner Antwort zitiert. Warum sollte ich 
meine eigene Antwort nicht bestätigen können? 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Regie

-

rungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Frage 126 des 
Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann ist zurück-

gezogen worden. 	 Ich danke Ihnen, Herr Staats

-

sekretär. 

Ich komme zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Innern und rufe 
zuerst Frage 5 des Abgeordneten Dr. Schweitzer auf: 

Trifft es zu, daß es innerhalb der ARD Bestrebungen gibt, die 
finanzielle Grundlage des Deutschlandfunks zu verändern, und 
wie ist die im Kommuniqué über die gemeinsame Sitzung der 
Regierungschefs von Bund und Ländern am 23. Februar 1973 in 
Bonn vom Bundesminister des Innern angedeutete Auffassung 
der Bundesregierung über den Deutschlandfunk" konkret zu ver-
stehen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, wegen der Bedeutung 
dieser Frage möchte ich vorweg unmißverständlich 
klarstellen, daß die Bundesregierung nicht den ge-
ringsten Anlaß sieht, hinsichtlich des Deutschland-
funks ihre Auffassung zu ändern. 

Im Rahmen des gesetzlichen Auftrages hat der 
Deutschlandfunk durch Rundfunksendungen für 
Deutschland und das europäische Ausland ein um-
fassendes Bild Deutschlands zu vermitteln. Diesem 
Auftrag liegt zugrunde, daß die Kenntnis der Deut-
schen voneinander und ihr Verstehen untereinander 
ein besonderes Anliegen bleiben muß. 

Wegen dieser besonderen Sachlage sollte der 
Deutschlandfunk nach wie vor aus Mitteln des 
Rundfunkgebührenaufkommens finanziell abge-
sichert werden. 

Diese eindeutige Haltung hat die Bundesregierung 
unverzüglich nach Bekanntwerden der Verlaut-
barungen des Intendanten des Hessischen Rund-
funks am 19. Februar 1973 durch ihren Sprecher 
klarstellen lassen. Der Bundesminister des Innern 
hat darüber hinaus auch die Regierungschefs der 
Länder in der Besprechung mit dem Bundeskanzler 
am 23 .Februar 1973 über diese Auffassung der 
Bundesregierung unterrichtet. 

Bei den Bestrebungen innerhalb der ARD, die 
finanzielle Grundlage des Deutschlandfunks zu ver-
ändern, handelt es sich lediglich um Gedanken zur 
Reform des Finanzausgleichs der Rundfunkanstalten 
der Länder, die der Intendant des Hessischen Rund-
funks meines Erachtens als persönliche Überlegun-
gen gelegentlich einer Zusammenkunft der Inten-
danten der ARD seinen Kollegen zugänglich gemacht 
hat. 

Die ARD hat hierzu bisher noch keine Stellung-
nahme abgegeben. Die Intendanten der Arbeits-
gemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten der Bundesrepublik Deutschland werden 
Ende März dieses Jahres in Berlin über den weiteren 
Finanzausgleich ihrer Rundfunkanstalten unter Be-
rücksichtigung der von ihnen angeregten Rundfunk-
gebührenerhöhung beraten. Auf dieser Besprechung 
wird voraussichtlich auch die Frage der Beibehal-
tung und der gegebenenfalls bei einer Gebühren-
anhebung in Betracht zu ziehenden entsprechenden 
Erhöhung der Mitfinanzierungsquote für den 
Deutschlandfunk aus dem Rundfunkgebührenauf-
kommen erörtert werden. 



1158 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Freitag, den 23. März 1973 

Dr. Schweitzer (SPD) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregie-
rung meine Auffassung teilt, daß angesichts der 
erhöhten Bedeutung, die dem Deutschlandfunk in 
der neuen Phase unserer Beziehungen zur DDR zu-
kommt, bei einer allgemeinen Erhöhung der Rund-
funkgebühren der Etat für diesen Sender herauf-
gesetzt werden sollte? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Wie Sie wissen, war das Verhältnis der 
Finanzierungsquote aus dem Rundfunkgebühren

-

aufkommen und aus den Mitteln, die der Bund zur 
Verfügung stellt, früher, 1 : 1. Weil es sich aber um 
einen fixen Betrag handelt, der von den Rundfunk-
anstalten für den Deutschlandfunk vorgesehen war, 
hat sich dieses Verhältnis verschoben. Die Bundes-
regierung wird anstreben, daß wieder ein anderes 
Verhältnis erreicht wird und daß dem Deutschland-
funk das Gebührenaufkommen gesichert wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zu den 
Fragen 6 und 7 des Abgeordneten Dr. Wörner: 

Trifft die Meldung in der „Welt" vom 21. Februar 1973 zu, 
wonach die geheimen „Wintex-73-Unterlagen" der sowjetischen 
Botschaft in Rolandseck per Post zugestellt und von dort per 
Boten am 9. Februar 1973 dem Auswärtigen Amt wieder zuge-
leitet wurden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um die 
Angelegenheit aufzuklären und Vorsorge zu treffen, daß solche 
Vorgänge sich nicht wiederholen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Abgeordneter, Ihre Fragen berüh-
ren Angelegenheiten, die im Interesse der Bundes-
republik Deutschland geheimzuhalten und die Ge-
genstand eines noch schwebenden Ermittlungsver-
fahrens sind. Ich bitte daher um Verständnis dafür, 
daß ich mir bei der Beantwortung Beschränkungen 
auferlegen muß. 

In einer vertraulichen Sitzung hat der Bundes-
innenminister dem Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages am 20. März, also vor wenigen Tagen, 
nähere Angaben gemacht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Wörner! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Bei der Bedeutung, die 
diese Angelegenheit auch in der internationalen 
Öffentlichkeit erhalten hat, kann ich mich leider mit 
dieser Antwort nicht ganz abfinden, und ich frage 
Sie: wann werden diese Untersuchungen abge-
schlossen sein, und in welcher Weise wird der 
Öffentlichkeit dann Aufschluß gegeben werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die zuständigen Behörden tun alles, um 
diese Ermittlungen so schnell wie möglich zu Ende 
zu führen. Die Öffentlichkeit wird selbstverständlich 
über das Ergebnis unterrichtet werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung 
bereit, in der nächsten Sitzung des Verteidigungs-
ausschusses einen Zwischenstandsbericht neuesten 
Datums vorzulegen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Das wird die Bundesregierung sicher 
sein, wenn sich neue Tatsachen ergeben, die über 
das, was dem Innenausschuß schon berichtet wurde, 
hinausgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja oder nein?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 8 des Abgeordneten Dr. Slotta. Der Abgeord-
nete ist nicht im Saal; die Frage wird schriftlich be-
antwortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Zu den Fragen 9 und 10 des Abgeordneten Dr. 
Evers ist schriftliche Beantwortung beantragt. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 11 des Abgeordneten Ber-
ger: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen eine Umgliederung im 
Bundesamt für Verfassungsschutz dergestalt beabsichtigt ist, daß 
eine neue Abteilung zur Beobachtung des politischen Terroris-
mus unter Ausgliederung der entsprechenden Arbeitsgebiete aus 
den Abteilungen für Links- und Rechtsradikalismus eingerichtet 
werden soll? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die zunehmende Bedrohung durch ter-
roristische Aktivitäten hat Maßnahmen notwendig 
gemacht, um die Nachrichtengewinnung des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz auf dem Gebiet des 
Terrorismus zu intensivieren. Die Bundesregierung 
ist bereit, darüber und über etwaige organisatori-
sche Konsequenzen dem Parlamentarischen Ver-
trauensmännergremium nach seiner Konstituierung 
nähere Mitteilungen zu machen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Abgeordneter Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hofft 
die Bundesregierung mit dieser organisatorischen 
Maßnahme die totale Stagnation beim Aufspüren 
der Baader-Meinhoff-Bande zu überwinden, von 
deren noch auf freiem Fuß befindlichen annähernd 
zehn Kernmitgliedern seit vielen Monaten keines 
mehr festgenommen wurde? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich vermag Ihre Auffassung nicht zu 
teilen und verweise Sie — ich bitte da um Verständ-
nis — wegen der näheren Einzelheiten auf das von 
mir vorgeschlagene Gremium. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Berger. 

Berger (CDU/CSU): Welches sind die Gründe 
für eine Umbesetzung in der Leitung der Abteilung 
Linksradikalismus, und ist als Nachfolger — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das kommt doch in 
Ihrer nächsten Frage, Herr Abgeordneter! 
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Berger (CDU/CSU) : Nicht unmittelbar. Aber ich 
kann dann die Frage zurückstellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Miltner! 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie dem Hause nicht mitteilen, ob beabsich-
tigt ist, eine neue Abteilung im Bundesamt für Ver-
fassungsschutz einzurichten? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich bitte noch einmal um Verständnis, 
Herr Abgeordneter, daß diese Angaben besser im 
Parlamentarischen Vertrauensmännergremium dis-
kutiert werden sollten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur Fra-
ge 12 des Abgeordneten Berger: 

Ist es richtig, daß im Zusammenhang mit dieser Umgliederung 
der Leiter der Abteilung Linksradikalismus in die weit kleinere 
Abteilung Rechtsradikalismus umgesetzt werden soll? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Frage ist so, wie sie gestellt ist, 
eindeutig mit Nein zu beantworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Ist das auch außerhalb dieses 
Zusammenhangs nicht der Fall? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Abgeordneter, ich würde Sie bit-
ten, auch diese Frage im Parlamentarischen Ver-
trauensmännergremium zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Werden der Abteilung Links-
radikalismus die operativen Kräfte einschließlich der 
Observationsgruppe zur Beobachtung der DKP und 
ihrer Anhängsel auch organisatorisch uneinge-
schränkt weiter zur Verfügung stehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Abgeordneter, ich habe Verständ-
nis für Ihre Frage, bitte Sie aber nochmals, für meine 
Antwort Verständnis zu haben, daß diese Fragen — 
die  mit den anderen im Zusammenhang stehen — in 
dem von mir vorgeschlagenen Gremium beantwortet 
werden sollten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
es nicht richtig, daß es im allgemeinen eine gute 
Übung in diesem Hause wie in anderen demokrati-
schen Parlamenten war, Einzelheiten dieser Art aus 
dem Bereich der Nachrichtendienste nicht im Plenum 
des Parlaments zu erörtern? 

Baum, Parl. Sttaatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich teile Ihre Auffassung voll und ganz, 
Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Miltner. 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wäre es nach Ihrer Auffassung nicht besser, wenn 
alle diese Fragen nicht im Vertrauensmännergre-
mium, sondern im zuständigen Innenausschuß be-
sprochen würden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Abgeordneter, ich bitte um Ver-
ständnis, daß ich bei meinem Vorschlag bleibe, da 
uns das als das geeignete Gremium erscheint. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur Fra-
ge 13 des Abgeordneten Gerster (Mainz) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Pressemeldungen 
über eine beabsichtigte Umgliederung des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz mit dem Ergebnis einer Abgrenzung der Beob-
achtung der DKP von der anderer linksradikaler Organisationen 
einerseits und Meldungen über Beschwerden der DKP wegen 
ihrer Beobachtung durch den Verfassungsschutz andererseits in 
einem inneren Zusammenhang stehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Pressemeldungen treffen in dieser 
Form nicht 711. Wie ich bereits in der Antwort auf die 
Anfrage ,des Abgeordneten Berger zum Ausdruck 
gebracht habe, hat die zunehmende Bedrohung durch 
terroristische Aktivitäten Maßnahmen notwendig 
gemacht, um die Nachrichtengewinnung des Ver-
fassungsschutzes auf dem Gebiet des Terrorismus 
zu intensivieren. Diese Maßnahmen stehen in kei-
nem Zusammenhang mit der Beurteilung der Not-
wendigkeit, die DKP zu beobachten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sehen Sie dann die Beobachtung der DKP durch den 
Verfassungsschutz nicht, wie die DKP selbst, als ver-
fassungswidrig und kriminell an, sondern als zum 
Schutze unserer freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung dringend notwendig? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich teile Ihre Meinung und nicht die 
Meinung der DKP. 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage des Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Teilen Sie meine 
Auffassung, daß jede Zurückhaltung des Verfas-
sungsschutzes bei der Beobachtung der DKP geeig-
net wäre, die Indifferenz in der Einschätzung der 
Gefährlichkeit des Kommunismus für die Freiheit 
zu fördern? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Von einer Zurückhaltung, Herr Abgeord- 
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Parl. Staatssekretär Baum 

peter, kann — ich habe es bereits gesagt — nicht 
die Rede sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur Fra-
ge 14 des Abgeordneten Gerster (Mainz) : 

Hält die Bundesregierung ihre Auffassung aufrecht, daß die 
DKP wie die verbotene KPD sich auf der ideologischen und 
politischen Linie der SED bewegt, sich zu den Lehren von Marx, 
Engels und Lenin bekennt, die Ablösung unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung durch die Diktatur des Prole-
tariats anstrebt und daher verfassungsfeindliche Ziele verfolgt? 

Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die DKP bewegt sich wie die verbotene 
KPD auf der ideologischen und im wesentlichen auch 
auf .der politischen Linie der SED. Sie bekennt sich 
zu den Lehren von Marx, Engels und Lenin. Das 
Bekenntnis zu den Theorien des Marxismus-Leninis-
mus schließt nach den Feststellungen des Bundes-
verfassungsgerichts im sogenannten KPD-Urteil not-
wendigerweise die Herbeiführung ,der proletarischen 
Revolution und die Diktatur des Proletariats ein. 

Zur Frage der Vereinbarkeit der Diktatur des 
Proletariats mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung hat das Bundesverfassungsgericht 
in dem erwähnten KPD-Urteil ausgeführt — ich 
zitiere —: 

Die Diktatur des Proletariats ist mit der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung des 
Grundgesetzes unvereinbar. Beide Staatsord-
nungen schließen einander aus; es wäre nicht 
denkbar, den Wesenskern des Grundgesetzes 
aufrechtzuerhalten, wenn eine Staatsordnung 
errichtet würde, die die kennzeichnenden Merk-
male der Diktatur des Proletariats trüge. 

Die Bundesregierung, Herr Abgeordneter, hält 
dementsprechend an ihrer Auffassung fest, daß die 
DKP somit verfassungsfeindliche Ziele verfolgt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie dann Pressekommentaren nicht zu, daß 
die Behauptung, die DKP sei eine Ersatzorganisation 
der verbotenen KPD, ein ungeheuerlicher Anschlag 
gegen die marxistische Partei der Arbeiterklasse sei? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Frage, ob die DKP eine Ersatz-
organisation ist, und die aus der Antwort gegebe-
nenfalls zu ziehenden Schlußfolgerungen sind von 
der Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern 
zu prüfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir stehen am 
Ende der Fragestunde. Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär. 

Die nicht beantworteten Fragen werden schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. Die Fragen 16, 17, 28, 37, 38, 73, 
74, 76, 77, 78, 83, 102 bis 105, 110, 111, 112, 126 
und B 26 sind von den Fragestellern zurückgezogen 
worden. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord-
nete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Im Namen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion möchte ich auf Grund 
der Ziffer 2 der Richtlinien für die Aktuelle Stunde 
eine Aktuelle Stunde beantragen. Ich möchte zur 
Begründung dieses Antrags folgendes feststellen. 

Herr Staatssekretär Herold hat sich Mühe gege-
ben, die hier gestellten Fragen wortreich zu beant-
worten. Aber er ist immer wieder auf Nebengebiete 
ausgewichen. Ich möchte darüber hinaus sagen, daß 
die Regierung vor der Wahl immer wieder versucht 
hat, der Öffentlichkeit weiszumachen, nun würde 
der gesamtdeutsche Frühling ausbrechen. Wir stel-
len fest, daß nach der Wahl die Vereisung im ge-
samtdeutschen Bereich zugenommen hat. Ich bin der 
Meinung, meine Damen und Herren, daß die Bun-
desregierung hier eine unverantwortliche Vertrau-
ensseligkeit demonstriert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb ist auch diese Fragestunde für die Bundes-
tagsfraktion der CDU/CSU unbefriedigend gewesen. 
Wir fordern die Bundesregierung noch einmal auf, 
ihre Politik der Verschleierung und Beschwichtigung 
endlich zu korrigieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die aktuelle Stunde dient diesem Zweck. 

(Abg. Wehner: Das war wie ein Ansager! 
Heiterkeit bei der SPD. — Gegenruf des 
Abg. Baron von Wrangel: Ein ehrenwerter 

Beruf, Herr Wehner!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, es ist gemäß Ziffer 2 der vorläufigen Be

-

stimmungen über Aussprachen zu Fragen von allge-
meinem aktuellen Interesse eine Aktuelle Stunde im 
Anschluß an eine mündliche Anfrage beantragt: 
Dem ist stattzugeben. 

Ich eröffne die 

Aktuelle Stunde. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Diese Aktuelle Stunde erweist 
sich als nötig, um von der Bundesregierung endlich 
zu erfahren, ob sie die schlechte Übung weiterver-
folgen will, durch Abwiegeln, Verharmlosen und 
Herunterspielen die Tatsachen zu verdrängen, die 
Tatsachen nämlich, daß ihr feste Zusagen für Er-
leichterungen des Lebens der Menschen im geteil-
ten Deutschland in den Verhandlungen mit der DDR 
nicht gegeben worden sind, daß sie düpiert worden 
ist und daß sie — ich nehme das auf, was soeben 
Kollege von Wrangel sagte — vor der Wahl unserer 
Öffentlichkeit Dinge dargestellt hat, die sich bei un-
serem kritischen Fragen und Prüfen nach der Wahl 
eben nicht als realisierbar erweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Dr. Marx 
Meine Damen und Herren, der Kollege Herold 

hat sich heute, was ich ausdrücklich hervorheben 
möchte, im Gegensatz zu früheren Diskussionen, 
große Mühe gegeben, Antworten auf unsere Fragen 
zu geben, und er hat gestern gesagt, er wünsche 
— und wir nehmen dies auf, Herr Kollege Herold —, 
daß wir uns überlegen, in welcher Weise vertrau-
liche Dinge in einem sogenannten Kontaktausschuß 
diskutiert werden können. Aber ich bitte doch auch 
zu sehen: Es geht nicht, daß Sie vor den Wahlen eine 
ganze Reihe von Propagandaformeln gebrauchen, 
die in der Öffentlichkeit den Eindruck erwecken, 
jetzt endlich sei es soweit, jetzt gebe es eine gesamt-
deutsche Entwicklung, jetzt gebe es ein viel engeres 
Miteinander der Menschen, und dann nach den Wah-
len, wenn wir fragen, sagen: aber bitte, die Ant-
worten darauf sind so heikel; darüber werden wir 
nur hinter verschlossenen Türen reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wohl

-

rabe: Genau darum geht es!) 

— Herr Kollege Wohlrabe, ich möchte gern noch 
etwas sagen. Wir haben einen Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen — wie das jetzt heißt -, 
Herrn Kollegen Franke. Ich selbst habe namens der 
Fraktion der CDU/CSU direkt nach der Wahl diesen 
Bundesminister in einem Brief gefragt, wie das 
denn nun mit den 308 Kindern sei, ob sie alle da 
seien, wenn nicht, warum nicht, wie viele noch 
fehlten, wie viele überhaupt noch drüben seien, 
und ich habe nach sage und schreibe einem Viertel-
jahr durch diesen Minister einen Brief bekommen, 
der aus zwei Sätzen bestand. Der erste lautete, er 
erbitte mein Verständnis, daß er erst jetzt ant-
worte — aber er hat keinen Grund genannt —, und 
der zweite Satz lautete, er könne mir in dieser 
Sache nicht schriftlich antworten; das eigne sich 
nicht zur öffentlichen Erörterung. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Hier allerdings, meine Damen und Herren, müssen 
wir fragen, wie eigentlich die Bundesregierung 
glaubt mit dem Deutschen Bundestag umgehen zu 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind auch nicht bereit, z. B. immerfort zu 
erleben, daß substantielle Fragen, die der Presse-
sprecher der Bundesregierung, wenn sie ihm auf 
Pressekonferenzen gestellt werden, gar keinen An-
stand hat zu beantworten, dann, wenn sie hier 
gestellt werden, von der Bundesregierung unzurei-
chend, ausweichend oder gar nicht beantwortet 
werden. 

Wir wollen hier folgendes festhalten. 

Erstens. Wir sprechen deshalb von menschlichen 
Erleichterungen, weil es sie offenbar nicht gibt, son-
dern weil die andere Seite, von der uns gesagt wird, 
wir gingen vom Nebeneinander zum Miteinander 
mit ihr über, menschliche Unerträglichkeit, ja Un-
menschlichkeit herbeigezwungen hat. 

Zweitens. Gestern sind hier Zahlen genannt wor-
den, Herr Staatssekretär Herold — ich werde gleich 
noch darauf zurückkommen , die wir mit Interesse 
zur Kenntnis nehmen. Denn jeder von uns ist daran  

interessiert, daß sich die Dinge positiv weiterent-
wickeln. Aber Sie haben vor der Wahl und während 
der Wahl die törichte — und ich sage: stupide — 
Formel verwendet, 20 Jahre sei nichts getan wor-
den. Herr Kollege Wehner, Sie waren damals Vor-
sitzender des Gesamtdeutschen Ausschusses; 

(Zuruf des Abg. Reddemann) 

Sie wissen ganz genau, wie wir uns damals alle 
zusammen in einer sehr schwierigen Situation Mühe 
gegeben haben, den anderen Stück um Stück etwas 
mehr aus den Händen herauszuziehen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

um dafür zu sorgen, daß menschliche Erleichterung 
eintritt. 

In der Zeit, in der die CDU/CSU die Regierungs-
verantwortung hatte — ich nenne die Zeit von 1950 
bis 1960 —, sind 3 582 000 Übersiedler herüberge-
kommen 

(Lachen bei der SPD) 

— ich würde dabei wirklich nicht lachen; denn es 
sitzen doch auch in diesem Hause einige, die damals 
zum Teil legal und zum Teil bei Nacht und Nebel, 
unter Gefahr für ihr eigenes Leben, zu uns herüber-
gekommen sind —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar legal 130 000 Personen; unmittelbar nach 
dem Mauerbau sind 1000 Kinder herübergekommen; 
vom Jahre 1962 auf 1963 15 000 politische Häftlinge; 
seit 1964 7000 politische Häftlinge; von 1962 bis 
1969 auf legale Weise als Übersiedler 132 600 Men-
schen und in dem gleichen Zeitraum als Flüchtlinge 
87 943. 

Was die Bundesregierung vor der Wahl unserer 
Überzeugung nach hastig ausgehandelt hat, hat 
viele substantielle Elemente enthalten, die die an-
dere Seite nun fest für sich in Händen hält. Die 
Bundesregierung hat ihrerseits dafür nur unpräzise 
und unverbindlich in Aussicht gestellt bekommen, 
daß man, wie es in dem Briefwechsel heißt, „Schritte 
... unternehmen" werde, um Probleme in bestimm-
ten Bereichen lösen zu können. 

Unser Vorwurf an die Bundesregierung, meine 
Damen und Herren, besteht darin, daß sie in den 
Vertrag, der von beiden Seiten unterschrieben wor-
den ist und von diesem Hause diskutiert und ver-
abschiedet werden soll, nicht jene Elemente hinein-
gebracht hat, von denen sie vorher immer gesagt 
hat, sie seien der eigentliche Sinn all ihrer Anstren-
gungen, 

(Abg. Reddemann: Sehr richtig!) 

nämlich dafür zu sorgen, daß für die Menschen in 
diesem Lande dauerhaft Erleichterung geschaffen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese, wie Sie sie nennen, Aktuelle 
Stunde ist damit eingeleitet worden, daß der Re- 
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Wehner 
gierung vorgeworfen worden ist, sie habe vor der 
Wahl den gesamtdeutschen Frühling angekündigt, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Abg. 
Reddemann: Das war so! 	Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

ja, das haben Sie gesagt; das ist hier so be-
hauptet worden; das nennen Sie ausdrücklich „sehr 
richtig" — und nach der Wahl sei die Vereisung 
gekommen. Das ist Ihre Auffassung. 

Über die Art, in der Sie vor der Wahl über hei-
kelste und delikateste Dinge humanitären Charak-
ters geschrieben, geredet und getönt haben, will ich 
mit Ihnen gar nicht streiten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Warten Sie bitte ab! Wenn Sie sich mit Tatsachen 
befassen wollen, so steht Ihnen hier eine Stunde 
dafür zur Verfügung. 

Was die Verträge bedeuten, ist hier wiederholt 
und auch in der vorigen Stunde gesagt worden, an 
der nichts so aktuell war als das, daß Sie wieder 
einmal gezeigt haben, daß Sie in Wirklichkeit die 
Verträge nicht wollen und sich an jeder Einzelheit 
aufhängen, die Sie vorher finden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der CDU/CSU.) 

Nun zu den Tatsachen. Zwischen dem 17. Oktober 
1972, d. h. dem Inkrafttreten des Verkehrsvertrages, 
und dem 28. Februar 1973 sind erwachsene Privat-
reisende ohne die Kinder aus der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR eingereist — ohne die Ber-
liner mitzurechnen im Dezember, also nach der 
Wahl, 341 000 — in einem einzigen Monat —, im Ja-
nuar 1973 — in einem einzigen Monat — 135 000, im 
Februar 1973 — in einem einzigen Monat — 146 000. 
Einreisen aus der Deutschen Demokratischen Repu-
blik in die Bundesrepublik Deutschland — wieder 
ohne Berliner — vom 17. Oktober 1972 bis zum 
28. Februar 1973: 141 000, davon in dringenden Fa-
milienfällen 30 000. Das sind Tatsachen an Stelle 
Ihrer Redensarten. 

Nun hat hier der Herr Marx von der „schlechten 
Übung" der Regierung gesprochen. Das haben wir 
ja aus den Fragen entnommen und bei den Zusatz-
fragen erlebt: Sie wollten am liebsten — jedenfalls 
einige von Ihnen —, die Gespräche, die gestern zwi-
schen dem Staatssekretär im Bundeskanzleramt, 
Herrn Grabert, und dem dortigen Staatssekretär 
Kohl geführt worden sind, heute hier öffentlich er-
örtern. Ich muß Ihnen nur eines sagen — — 

(Abg. Dr. Marx: Nur ein Ergebnis möchten 
wir hören!) 

— Das haben Sie hier gesagt, das können Sie im 
Protokoll nachlesen, noch ehe es wieder korrigiert 
werden kann. Das ist hier heute morgen so zu ver-
stehen gegeben worden. 

(Abg. Dr. Marx: Herr Wehner, ich korri

-

giere nie die Protokolle!) 

Ich möchte Ihnen folgendes sagen, Herrn Marx 
und auch den anderen, die eben jetzt von Ausschüs-
sen sprechen: Dem Vorsitzenden der CDU/CSU- 

Fraktion ist angeboten worden, über die gestern in 
Berlin geführten Gespräche unverzüglich Informa-
tionen zu bekommen. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Ergebnisse!) 

Ich weiß, daß das schriftlich geschehen ist. Ich weiß 
auch, wie schwierig das mit Herrn Kollegen Barzel 
ist. Aber die Sache, die Sie alle so wichtig nehmen, 
wird er wohl nicht weniger wichtig nehmen. 

(Abg. Dr. Marx: Das ist sicher! — Abg. 
Baron von Wrangel: Darauf können Sie 

sich verlassen!) 

Es muß also andere Gründe haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx: Sie wissen doch, daß Herr Barzel 

gestern in Brüssel war!) 

Sie haben hier am Schluß einige Zahlen genannt, 
an die Sie, Herr Dr. Marx, noch denken werden. Die 
Praxis, die Sie auch hier im Parlament einzuführen 
versuchen, ist dieselbe, die Sie in einer unsäglichen 
und, wie ich Ihnen entgegenhalten muß, verantwor-
tungslosen Weise 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Oh

-

Rufe bei der CDU/CSU) 

während des Wahlkampfes in Zeitungsinseraten sich 
haben ausströmen lassen. Das waren aber keine 
Zeitungsinserate wie jene, von denen Ihre offiziel-
len Parteistellen dann nach der Wahl abgerückt 
sind, sie seien ihnen von nicht bestellten Freunden 
zuteil geworden. 

(Abg. Dr. Marx: Sehen Sie sich einmal Ihre 
Inserate an!) 

Sie stammten vielmehr amtlich von der CDU, und in 
ihnen wurde behauptet, unter dem Minister für ge-
samtdeutsche Fragen Wehner — ich nenne nur eines 
dieser Sudelinserate, damals in Gießen mit dem 
Namen des Kandidaten erschienen, den Sie alle 
kennen, der ein besonders kulturbeflissener Mensch 
ist —, unter Wehners Kabinettsmitgliedschaft und 
Ministerschaft seien besonders viele kriminelle Ver-
brecher und Täter hereingeholt und losgekauft wor-
den. Ich sage, Sie werden das, was Sie heute hier 
gemacht haben, daß Sie das auch noch parlaments-
kundig zu machen versuchen, noch einmal selber 
bereuen. 

(Abg. Dr. Marx: Herr Wehner, ich habe 
Zahlen von Leuten genannt, die herüberge

-

kommen sind! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die Verträge schließen 
wir, um eine vertragliche Grundlage für die Bezie-
hungen zu schaffen. Sie bedeuten keine Wohlver-
haltensbekundung unsererseits. Was jetzt am 
Verhalten der DDR auszusetzen ist — vieles ist 
daran auszusetzen und wird daran auszusetzen sein, 
wie auch umgekehrt die, wenn auch aus anderen 
Motiven, an unserem Verhalten etwas auszusetzen 
und zu mißdeuten haben werden —, kann nicht da-
durch aus der Welt geschafft werden, daß die ver-
tragliche Grundlage überhaupt verweigert wird oder 
erst bei Wohlverhalten der anderen Seite in Aus

-

sieht gestellt wird. Sie müssen bedenken, daß Sie die 
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Möglichkeiten, die zur Zeit für die Familienzusam-
menführung und die Lösung schwierigster mensch-
licher und familiärer Probleme noch oder schon ge-
geben sind, schwächen, ja, daß Sie sie schädigen. 
In beiden Fällen schädigen Sie diese Möglichkeiten! 
Wenn Sie das nicht wissen sollten, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

dann können wir darüber sprechen, aber nicht in 
dieser Form, 

(Abg. Baron von Wrangel: Am besten die 
Aktuelle Stunde abschaffen!) 

die Sie zu wählen für richtig gehalten haben. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Was paßt Ihnen 
denn an der Form nicht? Sagen Sie das 

doch deutlich!) 

— Daß Sie hier in den Illustriertenstil verfallen 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Oh

-

Rufe bei der CDU/CSU) 

und daß Sie Dinge, die jahrelang Tausenden von 
Menschen geholfen haben, jetzt hier zu Ihrem Ver-
gnügen auf den sogenannten Markt bringen. Sie 
sind nicht humanitär, sondern Sie sind auf diese 
Weise praktisch antihumanitär. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Pfui

-

Rufe, weitere Zurufe und Unruhe bei der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, Fragen können im Verlauf der Aktuellen 
Stunde nicht an den Redner gestellt werden. 

(Abg. Seiters: Man kann aber sagen, daß 
das unverschämt war, was der Wehner hier 

eben geäußert hat!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben vor einer Woche 
hier eine Aktuelle Stunde erlebt, die bereits damals 
ihre eigentliche Zielrichtung verfehlt hat. Wir haben 
uns vor acht Tagen über Dinge unterhalten, die 
bereits eine Rechtsgrundlage haben. Die Aktuelle 
Stunde mußte ganz einfach deswegen ihre Wirkung 
verfehlen, weil sie nicht etwa eine gemeinsame 
Zielrichtung des Parlaments ergab, die Dinge, ,die 
zwischen der DDR und der Bundesrepublik verein-
bart waren, nun auch gegenüber der DDR gemein-
sam durchzusetzen, sondern weil es hier zu einer 
Diskussion von seiten der Opposition gekommen 
ist, die glaubte, es genüge, der Bundesregierung in 
dieser Richtung Vorwürfe zu machen. 

Heute sprechen wir aber über Dinge, für die es 
noch keine Rechtsgrundlage gibt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ist denn der Grundvertrag schon ratifiziert? 

(Abg. Rawe: Sie sollten hier keine so 
dummen Vokabeln gebrauchen! — Weitere 

lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, wollen, daß die Dinge, die im Grund

-

vertrag stehen, Wirklichkeit werden, dann setzen 
Sie sich mit uns gemeinsam für die Ratifizierung 
dieses Vertrages ein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Sie haben doch schon Kasse 
gemacht! — Fortgesetzte Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Herr Dr. Marx hat von „Vertrauensseligkeit" der 
Bundesregierung gesprochen. Ich frage Sie: Ist es 
denn nicht so, daß durch das Verfahren der Bundes-
regierung, das hier kritisiert wird, menschliche Er-
leichterungen bereits in einem Maße eingetreten 
sind, das es einfach billig erscheinen läßt, wenn 
immer wieder von „gewissen" menschlichen Erleich-
terungen und von „Einschränkungen" dieser Erleich-
terungen gesprochen wird? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sollten uns eigentlich auf etwas mehr Gemein-
samkeit in diesen Fragen einigen können. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das erzählen Sie mal 
Herrn Wehner!) 

Wir sollten bereit sein, uns in diesem Hohen Hause 
miteinander zum Besten derjenigen Menschen einzu-
setzen, die der deutschen Nation angehören und die 
zur Zeit Bürger der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sind. Um diese Menschen und um die Kontakte 
mit ihnen geht es, Herr Dr. Marx. Es geht nicht nur 
um Ausreisen, sondern es geht um ständige Kon-
takte, um Besuchsmöglichkeiten. 

(Abg. Dr. Marx: Ja, Ost-West, West-Ost, 
völlig richtig!) 

— Dazu sind ja hier Zahlen genannt worden, Herr 
Dr. Marx. 

(Abg. Dr. Marx: Meine Zahlen stimmen! 
Meine Zahlen haben den Vorzug, daß sie 
stimmen, und sie bedeuten gemeinsame 
Anstrengungen auch von Herrn Wehner, 

was ich ganz positiv gemeint habe!) 

— Herr Dr. Marx, ich frage Sie einmal ganz nüch-
tern, ob, wenn unter einer der früheren Bundes-
regierungen erreicht worden wäre, daß, wie z. B. in 
der Zeit vom 4. Juni 1972 bis 28. Februar 1973, 

(Abg. Windelen: Da hatten wir doch auch 
noch keinen Vertrag!) 

insgesamt 2 341 000 Bürger mit ständigem Wohn-
sitz in West-Berlin hätten in die DDR reisen können, 
das nicht ein Erfolg gewesen wäre. der damals hätte 
anerkannt werden müssen. Dieser Erfolg sollte auch, 
heute nicht verkleinert werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Wohlrabe: Den verkleinert auch kei

-

ner! Darum geht es nicht, sondern es geht 
darum, Herr Ronneburger, daß die Regie

-

rung an gewissen Stellen den Mund zu voll 
genommen hat!) 

— Herr Kollege Wohlrabe, darf ich Ihnen dazu fol-
gendes sagen. Sie erheben immer wieder den Vor-
wurf, die Bundesregierung oder die Koalitionsfrak- 
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tionen hätten vor der Wahl gewaltige Versprechun-
gen gemacht. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Ja, natürlich! — 
Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Natür

-

lich!) 

— Haben Sie denn eigentlich alles vergessen, was 
zu jener Zeit gesagt worden ist? Ich erinnere Sie 
an unser Wort von damals von dem steinigen Weg, 
der auch nach der Aushandlung des Grundvertrages 
und nach der Unterschrift unter diesen Vertrag vor 
uns liegen werde. Wir haben nicht vom „Frühling" 
gesprochen; das stimmt nicht. 

(Abg. Dr. Marx: „Das Eis ist gebrochen", 
hieß es!) 

Ich meine, es ist nicht Aufgabe dieses Hohen Hau-
ses, jetzt etwa den Wahlkampf nachzuvollziehen. In 
dieser Beziehung ließe sich einiges an gegenseitigen 
Vorwürfen anführen, was  aber niemandem nützen 
würde. 

(Abg. Rawe: Sagen Sie das doch einmal 
Herrn Wehner, damit er das endlich be

-

greift!) 

Ich fordere Sie, meine Damen und Herren von 
der Opposition, deshalb noch einmal zu gemein-
samen Bemühungen auf. Sorgen wir in diesem 
Hohen Hause dafür, daß diejenigen Dinge, für die 
es bereits eine Rechtsgrundlage gibt, eingefordert 
werden, und lassen Sie uns dafür sorgen, daß die 
Rechtsgrundlage für weitere Verbesserungen der 
Situation der Menschen in der DDR und für weitere 
Kontakte zwischen den Bürgern der DDR und un-
seren Bürgern geschaffen wird ,  

(Abg. Dr. Marx: Aber nicht wie der Journa

-

listenerlaß, sondern wirkliche Rechtsgrund

-

lagen!) 

— Wirkliche Rechtsgrundlagen; darüber sind wir 
uns völlig einig, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wobei wohl nicht bestritten werden kann, daß die 
Protokolle und die Zusatzabkommen zu diesem Ver-
trag Bestandteil des Vertrages sind. 

(Abg. Dr. Marx: Das stimmt doch nicht!) 

— Wir schaffen doch hier kein neues Völkerrecht, 
und wir können ja darauf verweisen, Herr Dr. Marx, 
daß Teilbestimmungen eines Vertrags hier nicht zum 
erstenmal in Zusatzprotokollen festgelegt worden 
sind, ohne daß man nachher bestritten hätte, daß 
sie Teil dieses Vertrages seien. Darum geht es uns, 
und darum sollten wir uns in diesem Hause auch in 
den Fragen einig sein, in denen es um die Menschen 
geht und in denen es sich darum handelt, daß der 
Zusammenhalt der deutschen Nation auch über den 
Zeitraum hinweg erhalten bleibt, in dem die Wie-
dervereinigung noch nicht realisierbar ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Ravens. 

(Abg. Seiters: Wie lange wollen denn die 
Regierung und die Koalition hier noch re

-

den? Es gibt auch eine Fairneß!) 

Ravens, Parl. Staatssekretär beim Bundeskanzler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Kollege Marx hat heute morgen in seiner ersten In-
tervention erklärt, daß es ihm nicht um Propaganda, 
sondern um die Sache gehe. Dabei hat er gleichzei-
tig aber doch sehr deutlich werden lassen, daß es 
ihm eigentlich nicht um die Sache, sondern darum 
geht, den Versuch zu unternehmen, dieser Bundes-
regierung Unzuverlässigkeit zu unterstellen. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Unzulänglichkeit!) 

Eine ähnliche Runde haben wir in der vergange-
nen Woche erlebt, als es um die Frage der Arbeits-
möglichkeiten für Journalisten ging, 

(Abg. Baron von Wrangel: Die war auch 
notwendig! — Abg. Dr. Marx: Dafür gibt es 

viele Anlässe!) 

— auch hier vor dem Hintergrund des Vorwurfs, 
Herr Kollege Marx, diese Bundesregierung habe 
leichtfertig und unzuverlässig gearbeitet. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Mit heißer 
Nadel genäht!) 

Dieser Vorwurf ist knapp eine Woche später ver-
pufft. 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU. — Abg. von 
Wrangel: Ich würde vorsichtig sein! Seien 
Sie mal vorsichtig mit dieser Bemerkung, 

die Sie jetzt machen!) 

— Ich weiß, wovon ich rede. 

(Abg. Wohlrabe: Hoffentlich können Sie 
auch in einem halben Jahr noch so reden!) 

Mein Kollege Herold hat gestern und heute auf 
die Gespräche, die gestern in Berlin stattgefunden 
haben, hingewiesen. Sie wissen, daß ein neuer Ter-
min für den 26. April in Bonn vereinbart worden 
ist. 

(Abg. Dr. Marx: Was war denn da?) 

Sie wissen wie ich, daß über diese Gespräche ge-
stern Vertraulichkeit vereinbart wurde. Meine 
Damen und Herren, auch die Aktuelle Stunde heute 
kann und darf die Bundesregierung im Interesse 
der Sache, um die es wohl auch hier geht und von 
der Sie sagen, daß es um sie geht, nicht dazu brin-
gen, die vereinbarte Vertraulichkeit zu brechen. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : „Vertraulich" 
sagt die Bundesregierung doch bei der 
Hälfte dessen, was auf dem Tisch liegt!) 

— Frau Kollegin Berger, es tut mir leid, daß ein 
Brief, den mein Kollege Grabert Ihrem Herrn Frak-
tionsvorsitzenden Barzel geschrieben hat, wegen 
dessen Abwesenheit von Bonn ihn bisher nicht 
erreichen konnte. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Was steht denn in 
dem Brief drin?) 

Es wäre aber gut, wenn einer der Herren stell-
vertretenden Fraktionsvorsitzenden Gelegenheit 
nähme, sich den Inhalt dieses Briefes anzusehen. 
Im glaube, dann wären auch Sie mit mir der Auf-
fassung, daß es im Interesse der Sache, um die es 
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uns geht, besser wäre, wir würden hier nicht weiter 
Runde um Runde drehen. 

(Abg. Mattick: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, wer helfen will, den 
Menschen zu helfen, wer helfen will, daß der Ver-
trag seine volle Wirksamkeit entfaltet, der sollte 
nicht versuchen, für sich selbst im nachhinein immer 
noch einmal Gründe für sein vorprogrammiertes 
Nein zu suchen, sondern der sollte versuchen, zu 
helfen, daß diese Verträge verabschiedet werden 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Ich bin fast versucht, herz-
lich danke dafür zu sagen, daß auch wieder ein Ver-
treter der Opposition auf das Podium kommen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU .) 

Offenbar meint die Regierung die mangelnde Qua-
lität ihrer Argumente durch eine Quantität an Red-
nern ersetzen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich möchte aber, jetzt ohne Ironie, meinem Kol-
legen Ronneburger herzlich für das Angebot danken, 
über diese Themen gemeinsam zu sprechen und zu 
versuchen, in der Frage der menschlichen Erleichte-
rungen wirkliche Gemeinsamkeiten zu erreichen; 
denn was sich der Herr Kollege Wehner heute 
morgen geleistet hat — ich glaube, man kann es 
nur mit dem Begriff der Hybris der Macht um-
schreiben —, das war ein Versuch, in dieses Haus 
wieder den Keil der Spaltung gerade in solchen 
Fragen zu tragen, bei denen wir früher der Auf-
fassung waren, daß sie von diesem Haus gemein-
sam, und zwar übereinstimmend, gehandhabt wer-
den müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Wehner, wenn Sie dem Kollegen 
Dr. Marx vorwerfen, er habe, weil er Einzelheiten 
über frühere humanitäre Erleichterungen hier vor-
getragen hat, antihumanitär und verantwortungslos 
gehandelt, dann, meine ich, sollten Sie sich einmal 
überlegen, wer aus diesem Hause denn damit be-
gonnen hat, solche Themen in die Öffentlichkeit zu 
tragen; 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Sehr richtig!) 

dann wird Ihnen doch klar sein, daß der erste, der 
das getan hat, der Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen Egon Franke gewesen ist, 

(Abg. Wohlrabe: Jawohl, so war es!) 

daß der zweite der heutige Sonderminister Egon 
Bahr in einem Fernsehauftritt gewesen ist und daß 
der dritte der Herr Bundeskanzler gewesen ist,  der 

in seiner Kasseler Rede diese Dinge in die Öffent-
lichkeit hinausgetragen hat. 

(Abg. Frau Berger [Berlin]: Wahlkampf!) 

Wenn der Vorwurf, Herr Kollege Wehner, ,daß das 
Nennen dieser Probleme in der Öffentlichkeit anti-
humanitär und verantwortungslos ist, stimmt, dann 
fällt dieser Vorwurf auf die Bundesregierung, und 
zwar in aller Schärfe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin ,der Auffassung, meine Damen und meine 
Herren, daß es einfach unmöglich ist, über dieses 
Thema nicht zu sprechen. 

Damit komme ich zu dem, was der Herr Staats-
sekretär Ravens gesagt hat. Er hat uns praktisch vor-
geworfen, wir hätten vor einer Woche falschen 
Alarm geschlagen, als es um die Journalistenver-
ordnung ging. Er hat das damit begründet, daß wir 
inzwischen eine mündliche Erklärung des DDR-Ver-
handlungsführers Meyer haben, man werde diese 
Verordnung großzügig auslegen. 

Herr Kollege Ravens, ich habe die Bitte, daß die 
Bundesregierung sich in ihren Aussagen wenigstens 
abstimmt, wenn sie etwas erklärt. Während Sie hier 
so tun, ,als sei es völlig sinnlos gewesen, daß wir 
in der vergangenen Woche darüber gesprochen 
haben, hat der stellvertretende Sprecher der Bundes-
regierung, Armin Grünewald, in der Pressekonfe-
renz erklärt, er betrachte diese einschränkende 
Äußerung zu der Presseverordnung als einen Erfolg 
der Proteste hier in Bonn. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich gestehe gern, daß ich dem Regierungssprecher in 
diesem Fall vollends folge. Ich möchte deswegen 
darauf hinweisen, daß wir als Opposition diese Fra-
gen auch in Zukunft, selbst wenn es der Regierung 
in keiner Weise paßt, wieder in die Öffentlichkeit 
tragen, wenn wir merken, daß mit dieser Art endlich 
etwas erreichbar ist, während durch das Leisetreten 
eben nicht das erreicht wird, was notwendig ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und meine Herren, ich muß hier 
noch einen Punkt erwähnen. Der folgende Sachver-
halt ist doch geradezu erschreckend. Unmittelbar 
vor der Bundestagswahl wurde 200 Menschen in der 
DDR  mitgeteilt, sie könnten i n.  absehbarer Zeit aus-
reisen. Diese Menschen haben ihre Wohnungen auf-
gegeben, Sie haben ihren Arbeitsplatz aufgegeben, 
sie haben ihre Möbel verkauft. 50 davon sind 
noch vor der Bundestagswahl herausgekommen. 150 
sitzen jetzt da und haben nicht die Chance, heraus-
zukommen. Sie haben kein Einkommen, ja, sie haben 
nicht einmal eine Krankenversicherung mehr. Meine 
Damen und meine Herren, wenn solche Dinge im 
deutschen Parlament nicht behandelt werden kön-
nen, stelle ich mir die Frage: Wo soll man das denn 
sonst noch tun?! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will nicht weiter auf den Brief eingehen, den 
Herr Staatssekretär Grabert an den Franktionsvor-
sitzenden der CDU/CSU, Dr. Barzel, geschrieben hat. 
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Der Brief ist erst heute morgen um 8.15 Uhr ein-
gegangen. 

(Abg. Dr. Marx: Hört! Hört! Und hier wird 
so geredet! So macht ihr das! — Abg. Frau 
Berger [Berlin] : So geht das nicht! — Abg. 

Windelen: Unglaubliche Frechheit!) 

Ich kann es mir deshalb ersparen, auf Einzelheiten 
einzugehen. 

Meine Damen, meine Herren, ich möchte nur um 
eines bitten. Versuchen wir doch, das gemeinsame 
Gespräch noch einmal zu erreichen. Ich bitte die 
Regierung sehr herzlich, uns nicht Vorwürfe für 
Dinge zu machen, die sie selber tut, und dieses ge-
meinsame Gespräch nicht als Alibi zu mißbrauchen, 
sondern als Anfang einer gemeinsamen politischen 
Handlung zu nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Reddemann muß einem Miß-
verständnis unterliegen, wenn er meint, die Aktuelle 
Stunde sei der Opposition als Klagemauer vorbe-
halten. Sie ist doch vielmehr zur Aussprache für das 
ganze Parlament gedacht. Wenn Sie aber eine solche 
Aussprache suchen, müssen Sie doch gerade Wert 
darauf legen, auf Ihre Diskussionsbeiträge auch eine 
Antwort zu bekommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Windelen: Dann müssen Sie aber erst Dis

-

kussionsbeiträge liefern!) 

Die Aktuelle Stunde, wie Sie sie zum Thema des 
Grundlagenvertrages jetzt praktizieren, soll nun 
offenbar einen bevorzugten Platz im politischen 
Spielplan der Opposition bekommen und im Reper-
toire en suite gespielt werden. 

Nun wird niemand leugnen wollen, daß die drän-
genden Fragen — und dazu gehört die Entwicklung 
der Beziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten— dieses Parlament fortlaufend zu beschäf-
tigen haben. Meine Damen und Herren, es muß aber 
bezweifelt werden, daß dabei jedes Teilproblem mit 
denselben Methoden zu lösen ist. Was für die Ab-
wehr einer die Berichterstattung der Presse bedro-
henden Zensur richtig und notwendig war, 

(Abg. Jäger [Wangen] : Sieh an!) 

muß nicht in gleicher Weise für die Beseitigung der 
Schwierigkeiten im Bereich der Familienzusammen-
führung hilfreich sein. Etwas mehr Rücksichtnahme 
auf menschliche Konfliktlagen würde uns allen gut 
anstehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich predige damit nicht 
Rücksicht und Schonung gegenüber dem kommu-
nistischen System der DDR. Hier ist eine klare 
Sprache besser als Leisetreterei. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen bekommt das unserer Politik auch sehr 
viel besser. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Sehr wahr!) 

Wir werden sie jedenfalls nicht mit dem Odium be-
lasten, daß die Chancen dieser Politik nur durch 
Nachgiebigkeit und Wohlverhalten zu sichern seien, 
aber wir werden uns von der Opposition auch nicht 
nachsagen oder einreden lassen, daß wir uns so ver-
hielten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, dies setzt nach meiner 
Einschätzung voraus, daß wir die parlamentarische 
Behandlung des Grundlagenvertrages ohne quä-
lende Positionskämpfe zu einem baldigen Abschluß 
bringen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Schließlich sind die Entscheidungen darüber längst 
gefallen; letztlich ist dies mit der Wahlentschei-
dung im November des vorigen Jahres geschehen. 
Meine Damen und Herren, wenn wir uns darauf ver-
ständigen könnten, dann sollten wir auch die Bereit-
schaft aufbringen, uns jene Erfahrungswerte anzu-
eignen, die uns die Beratungen auch liefern können. 
Dann werden wir befähigt sein, beim Abschluß der 
Folgeverträge mit der DDR jene Ursachen auszu-
schließen, die uns im Augenblick ärgerliche Prak-
tiken der Behörden der DDR bescheren. 

Wir müssen erkennen, daß die DDR im Augen-
blick jede Möglichkeit nutzt, abgeschlossene Verein-
barungen einschränkend zu handhaben. Es scheint 
jetzt so, daß die DDR nur widerwillig vertragliche 
Beziehungen zur Bundesrepublik aufgenommen hat. 
Dieser Grundhaltung, den geübten Praktiken und den 
daraus erlangten Erfahrungswerten gilt es künftig 
Rechnung zu tragen. Aber, meine Damen und Her-
ren, das sollten wir miteinander im gemeinsamen 
Bemühen tun. Dazu gehört allerdings, so meine ich, 
daß die CDU endlich über ihren Schatten springt 
und ihr prinzipielles Nein gegen eine richtige Politik 
überdenkt und aufgibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx: Das ist kein Prinzip!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Von der Bundesregierung wurde und wird der Ab-
schluß des Grundvertrags immer wieder damit be-
gründet, daß er dazu führen solle, die Menschen 
beiderseits der innerdeutschen Grenze trotz der be-
stehenden vielfältigen politischen Gegensätze ein-
ander näherzubringen. Es geht deshalb in diesen De-
batten, Herr Wehner, nicht um den Grundvertrag, 
sondern um die menschlichen Erleichterungen, mit 
denen Sie diesen Vertrag begründet haben und mit 
denen Sie unerfüllbare Erwartungen und Hoffnungen 
in weiten Kreisen der Bevölkerung diesseits und jen-
seits der Demarkationslinie geweckt haben und 
mit denen Sie die Zustimmung weiter Kreise unserer 
Bevölkerung erheischt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Meine Damen und Herren, an diesem Ziel der 
menschlichen Erleichterungen müssen sich die Er-
gebnisse und die Folgen der Verhandlungen der 
Bundesregierung messen lassen, und zwar hier und 
heute und nicht erst nach Ratifizierung des Vertra-
ges. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn dieser Vertrag hat bereits jetzt seine Wirkung 
zugunsten der DDR gezeigt. Ihre weltweite diplo-
matische Anerkennung und Aufwertung ist voll-
zogen. 

(Abg. Dr. Marx: So ist es!) 

Die Aufnahme in internationale Institutionen steht 
unmittelbar bevor, und im innerdeutschen Verhält-
nis steht sie uns bereits jetzt gleichrangig gegen-
über. 

Das, meine Damen und Herren, sind die exakten 
Erwartungen, die die DDR an diesen Vertrag ge-
knüpft hat. Deshalb zu argumentieren, erst nach 
Ratifizierung werde alles besser und die DDR werde 
dann weitere Schritte im Sinne echter menschlicher 
Erleichterungen und echter Freizügigkeit vollziehen, 
ist nicht nur unbegründet. sondern nach den Erfah-
rungen mit dem Warschauer Vertrag und dem prak-
tischen Stoppen der Familienzusammenführung aus 
Polen geradezu eine gefährliche Illusion. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie wollen uns doch nicht im Ernst einreden, daß 
nach der Ratifizierung das ganze Bündel an Restrik-
tionsmaßnahmen, der Journalistenerlaß und die Ver-
pflichtungserklärungen, die gerade erst in diesen 
Wochen eingeführt worden sind, wieder rückgängig 
gemacht werden! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, was wir vor der Ratifi-
zierung nicht niet- und nagelfest machen, 

(Abg. Dr. Marx: Herr Bahr sagt: wasser

-dicht!) 

werden wir hinterher gar nicht mehr durchsetzen 
können, weil wir alle Trumpfkarten aus der Hand 
gegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unter diesen Umständen, meine Damen und Her-
ren von der SPD, ist es nicht nur legitim, sondern 
die Pflicht dieses Hauses, gerade im Interesse tat-
sächlicher menschlicher Erleichterungen zu fragen: 
Was steht den erbrachten politischen Vorleistungen 
eigentlich konkret gegenüber? Es sind vage Ab-
sichtserklärungen. Aber schon jetzt, wo die DDR-
Regierung im Grunde genommen immer noch das 
theoretische Risiko eingeht, daß Sie von der Regie-
rungskoalition konkrete vertragliche Absicherungen 
menschlicher Erleichterungen für vorrangiger halten 
als die Abwiegelung des Eingeständnisses, daß 
Herr Bahr miserabel verhandelt hat, unterläuft die 
DDR-Regierung diese unverbindlichen Zusagen. Die 
Bundesregierung hat noch nicht einmal rechtliche 
und politisch-faktische Möglichkeiten dagegen. Sie 
ist das eigene Opfer, wenn ich es einmal so formu-
lieren darf, der Bahrschen Zweideutigkeiten, die man  

uns allzulange als hohe Kunst der Diplomatie ver-
kauft hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, aber weder das Zu-
rückhalten von Kindern und Jugendlichen noch die 
Ausreiseverweigerung bei mindestens 5000 Antrag-
stellern, weder das Unterbinden der Familienzu-
sammenführung noch das Unterlaufen des Reise-
verkehrs durch Verpflichtungserklärungen, weder 
die Amnestie Krimineller an Stelle politischer Häft-
linge noch die Ausschließung West-Berlins aus dem 
innerdeutschen Sportverkehr, weder die Ausklam-
merung West-Berlins aus dem Bulgarienverkehr 
noch das Verbot des Bezuges westdeutscher Fach-
zeitschriften für Spezialisten in der DDR, von dem 
wir gestern Kenntnis bekommen haben, haben diese 
Bundesregierung bisher dazu bewegen können, eine 
realistische und feste Haltung gegenüber den ganz 
offensichtlichen Absichten der DDR einzunehmen 
und auf konkreten vertraglichen Regelungen zu 
bestehen. Im Gegenteil: Sie legt den DDR-Macht-
habern gegenüber ein Verständnis und ein Wohl-
verhalten an den Tag, das schon geradezu peinlich 
wirkt und das die Verhandlungsposition der Bundes-
republik Deutschland nur noch weiter schwächt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn es in diesen Tagen zu einer leichten münd-
lichen Modifizierung des sogenannten Journalisten-
erlasses gekommen ist, dann doch nicht etwa auf 
Grund der Verhandlungsführung dieser Regierung, 
sondern des energischen Insistierens der parlamen-
tarischen Opposition in diesem Hause vor einer 
Woche. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hat die Bundesregierung wirklich geglaubt, die 
DDR würde uns das alles nach ihrer völkerrecht-
lichen Aufwertung auf den Tisch legen? Hat sie 
wirklich geglaubt, daß sich so ein verläßlicher Ver-
tragspartner verhält? Hat sie wirklich geglaubt, 
guter Wille auf unserer Seite allein reiche aus? Hier 
gibt es doch nur eine Schlußfolgerung: Entweder hat 
man mit grenzenloser Naivität die Verhandlungen 
geführt, oder man hat sich selbst und der Öffent-
lichkeit etwas vorgemacht. 

Mir scheint es hier und heute angebracht, das 
Unterlaufen der menschlichen Erleichterungen noch 
vor der Ratifizierung des Vertrages anzuprangern 
und die Bundesregierung sozusagen noch in aller-
letzter Minute aufzufordern, zu einem unmißver-
ständlichen Handeln im Interesse der Menschen in 
beiden Teilen Deutschlands zu gelangen, als hinter-
her den allseitigen politischen Katzenjammer mit-
zuerleben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß die Situation, 
die wir heute behandeln, an einem Problem be-
sonders deutlich wird: an dem Problem der Fami-
lienzusammenführung. In diesem Rahmen werde 
ich auch auf ein Zahlenspiel zurückkommen, das 
Herr Marx uns vorhin vorgeführt hat. 
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Gerade das Problem und das Schicksal der ge-

trennten Familien ist eine der bittersten Auswirkun-
gen der deutschen Teilung. Uns ist voll und ganz 
bewußt, welche Verzweiflung, welche Hilflosigkeit 
und welche Last im Einzelfall auf den Betroffenen 
liegt. Wir lassen uns durch den zuweilen von der 
anderen Seite zu hörenden Hohn über unser Bestre-
ben um menschliche Erleichterungen, aber auch durch 
das stramme Verlangen nach hartem Vorgehen, das 
wir hier laufend hören, nicht davon abbringen, un-
beirrt, beweglich und fest im Ziel weiterhin um die 
Zusammenführung der getrennten Familien bemüht 
zu bleiben. 

Wir halten das nicht, wie der Kollege Schröder 
das soeben erklärt hat, für eine unerfüllbare Hoff-
nung, sondern wir halten das für ein Ziel, das 
weiterhin zu verfolgen ist, bei dem die DDR wis-
sen muß, daß sie zu einer Normalisierung im wirk-
lichen Sinne des Wortes nicht kommen wird, so-
lange dieses Problem ungelöst ist. Das haben die 
vergangenen zwölf Jahre seit der Absperrung ge-
zeigt. 

(Abg. Dr. Marx: Das ist gut!) 

Aber wer das alles so sieht, kann doch nicht nein 
sagen zu einem Vertrag, der uns erstmals den An-
satzpunkt für eine Lösung dieser Probleme im gan-
zen bietet. Daß Sie dieses Nein trotzdem durchhal-
ten, daß Sie uns das immer wieder demonstrieren, 
meine Damen und Herren von der Opposition, be-
gründet ja die Zweifel, die die Öffentlichkeit hin-
sichtlich der Aufrichtigkeit der von Ihnen verfolgten 
Politik gerade in diesem Punkt permanent hat und 
behält. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Reddemann: Sie haben doch eine 

archaische Logik!) 

Wenn wir von dem Kollegen Reddemann hier 
hören, durch den Beitrag des Herrn Kollegen Weh-
ner werde eine Spaltung im Willen dieses Hauses 
mit bewirkt, dann müssen wir feststellen: Wir sind 
nicht im Zweifel und nicht besorgt darüber, wem die 
Öffentlichkeit die Spaltungstendenz und die Spal-
tungsurheberschaft in diesen Fragen zuerkennt. 

(Abg. Dr. Marx: Die Öffentlichkeit macht 
sich eigene Gedanken über die kunstvolle 
Fertigkeit Ihrer Politik! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Wir müssen doch, wenn wir die heutige Situation 
betrachten, dem die Vergangenheit gegenüberhal-
ten und fragen: Was hat es damals gegeben? Da 
kann man nicht, Herr Kolege Marx, herkommen und 
sagen, bis 1961 habe es drei Millionen Übersiedler 
gegeben. Ich meine, es ist ein ganz besonders be-
merkenswertes Kunststück, die damaligen Flücht-
linge, die zu uns gekommen sind, auch noch mit 
Leistungen der CDU/CSU-Regierung in Zusammen-
hang zu bringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Reddemann: Sie haben nicht zugehört! 
— Abg. Dr. Marx: Ich habe hinzugefügt: 
130 000 seien es gewesen, die in dieser Zeit 

legal herübergekommen sind!) 

— Gewiß, Sie haben auch von einer weiteren Zahl 
derer gesprochen, die legal herübergekommen sind. 
Aber wie viele von diesen Rentner gewesen sind, 

(Abg. Dr. Marx: Nach dem Mauerbau 15 000 
und 7000 Häftlinge!) 

die also nach wie vor die Ausreisemöglichkeit haben, 
das haben Sie uns nicht gesagt. 

(Abg. Reddemann: Sie haben nicht zuge

-

hört, Herr Schmude!) 

Mir geht es hier um die Frage der getrennten Fa-
milien, mir geht es um die Frage. Wie sieht es mit 
den Verlobten, mit den Ehegatten, mit den Kindern 
aus, die noch in der DDR leben? Und da hat es in 
der Vergangenheit ja wirklich traurig genug ausge-
sehen. Da hat hartes Taktieren von unserer Seite, 
für das Sie damals zum Teil die Verantwortung hat-
ten, nichts genützt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es sieht heute 
noch traurig aus! — Abg. Dr. Marx: Wer 
war der andere Teil, der die Verantwortung 

hatte?) 

Und ein Punkt, den ich für sehr wichtig halte: Die 
DDR hat in dieser Zeit dieses Problem ignoriert; sie 
hat es durch ihre örtlichen Behörden leugnen lassen 
mit dem Bescheid, eine Ausreise gebe es keinesfalls. 
Das kennen wir ja alles. Allein seit der Paraphie

-

rung des Grundvertrages hat es demgegenüber in 
308 besonders dringlichen Fällen der Trennung von 
Kindern und Familien die Ausreisegenehmigung ge

-

geben. Weit über 200 Menschen sind inzwischen 
ausgereist, weitere kommen, und in einigen Fällen 
wird es auch die Berücksichtigung anderer familiärer 
Bindungen geben, also die Möglichkeit, daß die Be

-

troffenen von der Ausreise Abstand nehmen wollen. 

(Abg. Dr. Marx: Was ist mit den anderen 
900? — Abg. Reddemann: Was ist mit den 

642 Kindern, die nicht kommen?) 

Eine Vielzahl von Verlobten und Eheleuten durfte 
inzwischen ausreisen, 

(Abg. Dr. Marx: 6000 Anträge!) 

ein Vorgang, für den ein prominenter Kollege von 
Ihnen nur die Bezeichnung fand — ganz gering-
schätzig —, dies sei ein Rinnsal an menschlicher Er-
leichterung. 

(Abg. Wohlrabe: Das ist in ganz anderem 
Zusammenhang gesagt worden! Intellek

-

tuelle Redlichkeit sollte auch bei Ihnen zu 
Hause sein!) 

Ich hätte gern einmal gesehen, daß dieser Kollege 
das den Betroffenen selbst sagt. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Was besonders wichtig ist: Die DDR erkennt in 
diesem Grundvertrag erstmals das Problem der ge-
trennten Familien an. Die Bereitschaft, es zu regeln, 
ist ausdrücklich erklärt, und bereits bei Inkraft-
treten des Vertrages sollen bestimmte Regelungen, 
bestimmte Erleichterungen ohne weiteres wirksam 
werden. 

Herr Honecker hat am 8. März öffentlich die Ent-
schlossenheit der DDR bekundet, diesen Vertrag auf 
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der Basis der Politik der friedlichen Koexistenz nach 
Buchstaben und Geist zu erfüllen. Darauf kommen 
wir zurück, und darauf werden wir gerade im Inter-
esse der getrennten Familien bestehen. 

(Abg. Reddemann: Wir auch!) 

Aber dafür brauchen wir auch den Vertrag, nicht 
nach Verzögerungen, nicht nach Bedenkzeiten, son-
dern so schnell wie möglich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung 
versichert, daß dieser Grundvertrag die Grundlagen 
für die Lösung praktischer Fragen schaffe. Wir be-
grüßen diese Absicht, aber gerade deshalb messen 
wir seinen Wert und seine Qualität an den konkret 
sichtbaren Folgen und nicht etwa an nebulosen 
Hoffnungen oder an vagen Vertröstungen auf eine 
ungewisse Zukunft. 

(Abg. Mattick: Hoffentlich auch an der Ver

-

gangenheit! — Abg. Dr. Marx: An der Sie 
mitgewirkt haben, Herr Mattick!) 

— Es hat keinen Sinn, Herr Mattick, uns vorzuhal-
ten: erst Ratifizierung, und erst dann könne man 
die Ergebnisse sehen, erst dann könne man etwas 
unternehmen gegen aushöhlende und einschränken-
de Maßnahmen der anderen Seite. Das erinnert an 
diese berüchtigte Aufforderung, die Katze im Sack 
zu kaufen. Meine Damen und Herren, das ist kein 
schmeichelhaftes Ansinnen, aber es ist vor allem 
auch kein Verfahren, das dem Auftrag und der 
Verantwortung dieses Hohen Hauses Rechnung 
tragen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren von der SPD und der 
FDP, hören Sie bitte genau zu: Wir nehmen auch 
nicht einfach hin, daß in der Zeit zwischen Ver-
tragsverhandlungen und parlamentarischer Zustim-
mung von der anderen Seite nun peu à peu voll-
endete Tatsachen geschaffen werden, auf die sie 
dann nach Inkrafttreten als „vorvertragliche 
Grundlage" und „rechtliche Basis" verweisen wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
parteien, wir haben gestern und heute aufmerksam 
notiert, daß Sie vor falschen, vor überhöhten Hoff-
nungen warnen. Herr Minister` Franke will die Ver-
handlungsergebnisse als kleine Schritte verstanden 
wissen. Und nun frage ich Sie: Wer hat denn die 
falschen Hoffnungen geweckt? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: So ist es!) 

Wer hat denn jene anspruchsvollen Begriffe — Frie

-

denspolitik, Entspannung, Normalisierung Ausgleich 
und viele andere — ins Spiel gebracht? Und ist dies 

denn vereinbart mit „kleinen Schritten", zumindest 
im normalen Verständnis der Sprache draußen? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Sie haben doch selbst den Eindruck erweckt, als ob 
Ihnen der große Durchbruch gelungen sei, als ob Sie 
den entscheidenden Schritt zum Besseren getan hät-
ten, und wenn Sie jetzt die Geister, die Sie riefen, 
nicht mehr loswerden, dann weisen Sie anklagend 
auf uns, so nach dem Motto: haltet den Dieb! 

(Beifall bei der CDU/CSU. 	Abg. Wehner: 
Nein, Sie wollen den Kalten Krieg!) 

— Herr Wehner, ich vermerke aufmerksam, daß Sie 
nun zum zweitenmal mir gegenüber eine Formulie-
rung gebrauchen, die in etwa Ihren letzten Bemer-
kungen zu einem Ihnen und mir wohlbekannten 
Mann in diesem Hohen Hause entspricht. Herr Weh-
ner, diese Gleichstellung ehrt mich natürlich sehr, 
aber ich frage mich, ob Sie Ihren Wortschatz nicht 
etwas anreichern sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeskanzler hat doch gesagt: das Eis 
ist gebrochen. Nun,  meine D amen und Herren, wir 
fürchten eben, er ist eingebrochen. Darum geht es 
doch! 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gestatten Sie mir noch eine ganz grundsätzliche 
Bemerkung zu dieser Debatte. Da hören wir — wir 
hören es immer wieder —, wir dürften nicht einer-
seits die zugesagten Leistungen reklamieren, wenn 
wir andererseits den ganzen Vertrag ablehnten. Nun, 
ich verstehe das nicht. Wir hörten das stets, wenn 
wir auf unsere konkreten Fragen keine konkreten 
Antworten bekamen. Sagen wir es doch einmal 
ganz deutlich, und erlauben Sie, daß ich hier ein Bild 
wähle. Die Bundesregierung hat in selbst gesuchter 
Zeitnot und in unnötiger Hast ihre Ware zu über-
höhten, zu Schwarzmarktpreisen eingehandelt. Nun 
zeigt sich auch noch, daß die Ware mangelhaft, daß 
sie löchrig ist, daß es mit den zugesicherten Eigen-
schaften nicht stimmt usw. Und wenn wir nun die 
Mängel rügen, wenn wir gewissermaßen sagen, daß 
die Butter ranzig ist und die Brötchen zu klein, ganz 
klein gebacken sind, dann heißt das doch nicht, daß 
wir damit den überhöhten, den nicht verantwort-
baren Preis akzeptieren wollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Über den Preis, meine Damen und Herren von der 
SPD und FDP, werden wir noch zu reden haben, und 
zwar ausführlich. Über die Gegenleistungen aber 
reden wir u. a. eben auch jetzt. 

Warum fordern Sie uns auch heute wieder auf, 
über die offenbaren Mängel dieses Vertrages nicht 
zu reden?  

(Abg. Dr. Marx: Schlechtes Gewissen!) 

Wirklich nur um des Verhandlungsklimas willen? 
Wir müssen hier wirklich einmal die Bundesregie-
rung mit allem Nachdruck fragen, was sie eigentlich 
noch unter Normalisierung versteht. Will sie nor-
male dauerhafte, gesicherte, menschenwürdige Le-
bensbedingungen für die Menschen, für die Men-
schen im geteilten Deutschland schaffen? Will sie 
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durch Normalisierung die Dinge verbessern? Oder 
wird sie zulassen, daß die Anormalität zur Norm 
erhoben wird? Diese Frage ist jetzt angebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Zeigen Sie uns, meine Damen und Herren von der 
SPD und FDP und von der Bundesregierung, was 
Sie wirklich erreicht haben, zeigen Sie uns die Be-
lege, nennen Sie uns die Sicherheiten, auf die Sie 
Ihre Erwartungen und Hoffnungen gründen! Uns 
interessiert keine bunte Verpackung, uns interes-
siert kein glitzerndes Etikett. Kommen Sie zum In-
halt, kommen Sie ganz konkret zur Sache! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Graf 
Stauffenberg hat gesagt: Kommen Sie konkret zur 
Sache. Die Sache ist, daß die Anormalität über zehn/ 
fünfzehn Jahre zu Ihrer Regierungszeit die Norm 
war. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Hupka: Bei Ulbricht auch! — Abg. 
Dr. Marx: Zu der Zeit waren Sie doch Mini-
ster! — Zuruf von der CDU/CSU: Eigentor! 
— Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Ich verstehe gar nicht, daß Sie so aufgeregt 
reagieren. 

Zweiter Punkt. Während wir in unserer Regie-
rungszeit versucht haben, Sie von diesem falschen 
Standpunkt abzubringen, und dabei nur in wenigen 
Punkten vorwärts gekommen sind, haben wir seit 
1969 die praktischen Konsequenzen gemeinsam mit 
den Sozialdemokraten gezogen und überhaupt erst 
möglich gemacht, daß zwei Millionen Menschen sich 
begegnen konnten, gegen Ihren Widerstand! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Das ist eine Unver

-

schämtheit! — Abg. Rawe: Wo waren Sie 
denn eigentlich bei den Kabinettssitzungen 

in den damaligen Regierungen?!) 

- Darüber spreche ich gerade, keine Sorge! 

Herr Kollege Marx, Sie sprachen vorhin davon, 
es seien — ich hoffe, ich habe die Zahl richtig im 
Gedächtnis — allein 1962 87 000 Menschen gekom-
men. Stimmt das, daß Sie diese Zahl genannt haben? 
Ich habe es so aufgenommen. Wenn Sie mir das 
bitte bestätigen wollen; ich will keine falsche Zahl 
zitieren. 

(Zuruf von der FDP: Er hat sein Manuskript 
nicht zur Hand! — Heiterkeit bei der FDP. 
— Abg. Dr. Marx: Es gibt ein Protokoll! 

Wie war die Frage?) 

— Hatten Sie im Zusammenhang mit dem Jahre 
1962 von 87 000 Menschen gesprochen? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Marx, Sie können in der Aktuellen Stunde keine 
Zwischenfrage stellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Mischnick 
hat ja gefragt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Mischnick (FDP): Herr Präsident, ich frage ja nur, 
ob die Zahl stimmt, die ich hier genannt habe. 

(Abg. Dr. Marx: Ich hatte gesagt: von 1962 
bis 1969 legal 132 000, als Flüchtlinge 

87 000; die genaue Zahl ist 87 943!) 

— Danke schön! Diese Zahl wollte ich haben, denn 
Sie sprachen mich auf meine Kabinettszugehörigkeit 
an. Im Jahre 1962, Herr Kollege Marx — wenn Sie 
sich bitte die Statistik ansehen wollen —, gab es 
natürlich einen sehr hohen Anteil von Registrierten, 
weil nach der großen Fluchtwelle von 1961 im Jahre 
1961, 1962 und auslaufend 1963 die Registrierung 
dieser Flüchtlinge erfolgte, also zu einem erheb-
lichen Teil später, nicht zu dem Zeitpunkt, wo sie 
tatsächlich herübergekommen sind. Das müssen Sie 
bei Ihren Zahlen unterscheiden. Das weiß ich aus 
meiner Kabinettszeit noch sehr genau. 

(Abg. Dr. Marx: Ich hatte von 1961 gespro

-

chen! — Abg. Rawe: Und was ist mit Ihrer 
einleitenden Bemerkung?!) 

Nächster Punkt! Wenn Sie die Zahlen, die wir 
in der Zwischenzeit haben, nun nicht wahrhaben 
wollen, und zwar einschließlich der Zahl der aus der 
DDR kommenden Besucher — — 

(Abg. Dr. Marx: Niemand hat gesagt, daß 
wir sie nicht wahrhaben wollen!) 

— Ausgezeichnet, vielen Dank! Dann frage ich mich, 
Herr Kollege Marx: woher nehmen Sie den Mut, 
zu sagen, daß 30 000 Menschen in vier Monaten 
ein Rinnsal seien?! Dann ist das eben unwahrhaftig! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine verehrten Kollegen von der CDU/CSU, Sie 
haben hier heute mehrfach davon gesprochen 

(Abg. Dr. Marx: Es geht doch nicht um Be

-

sucher! Er wirft Äpfel und Birnen durch

-

einander!) 

— und da wurde doch deutlich, um was es ging —: 
vor der Wahl, nach der Wahl. 

(Abg. Gerster [Mainz]: Sie haben doch gar 
nicht zugehört! Sie verwechseln das doch!) 

— Oh, ich habe sehr genau zugehört, was Sie bei-
spielsweise gestern über den Brief mit den Kindern 
sagten — mit allem, was dazugehört. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, vor der Wahl über 
308 Kinder der Wahrheit gemäß gesprochen zu 
haben, ist immer noch besser, als vor 20 Jahren vor 
der Wahl über zwei Leute Verleumdungen ausge-
sprochen zu haben, wie es Ihr Bundeskanzler getan 
hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU. — Abg. Dr. Hupka: 
Und was tut der Herr Bundeskanzler? Und 
die Verleumdungen des Bundeskanzlers?) 
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— Wenn Sie nicht mehr wissen, was im Jahre 1953 
durch Ihren damaligen Bundeskanzler an Ver-
unglimpfungen gesagt worden ist, dann beweist das 
nur, daß Sie Ihre eigene Geschichte nicht kennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Arm sind Sie an 
Argumenten geworden! — Abg. Gerster 
[Mainz] : Sie wollten doch zur Sache kom

-

men! — Abg. Dr. Marx: Kommen Sie doch 
zur Sache! — Abg. Reddemann: Herr Misch

-

nick, wann werden Sie endlich einmal Poli

-

tiker? — Abg. Baron von Wrangel: Es fällt 
Ihnen gar nichts mehr ein! — Anhaltende 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich bin bei der Sache. Das gehört genau dazu. 

Ein letzter Punkt: Wer von Ihnen hier vom Sport 
gesprochen und so getan hat, als könnte das erste 
Gespräch in Dresden sofort mit positiven Ergebnis-
sen enden, 

(Abg. Dr. Marx: Wie enttäuscht waren denn 
Ihre Leute?) 

der ist entweder sachlich nicht orientiert oder naiv. 
Denn jeder, der etwas Kenntnis im Sport hat, weiß, 
daß diese Verhandlungen nicht in einer Runde zu 
erledigen sind. Sie haben mit der Behauptung, es 
wären sofort Ergebnisse zu erzielen, 

(Abg. Dr. Hupka: Selbstverständlich!) 

falsche Hoffnungen geweckt — im Gegensatz zu uns, 
die wir gesagt haben: das bedarf ausreichender Zeit 
und schwerwiegender Verhandlungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
die Hoffnungen geweckt! — Abg. Dr. Marx: 
Sagen Sie doch etwas zum Inhalt der Ge

-

spräche von Dresden!) 

Sie haben davon gesprochen, daß Debatten hier 
hilfreich sein sollen. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Für was? Für wen?) 

— Daß sie hilfreich sind für die Sache. Wenn man — 
wie bei der Frage der Journalistenzulassung — über 
einen konkreten Punkt, der ausgeräumt werden 
muß, hier gemeinsam redet, ist das hilfreich. 

(Abg. Dr. Hupka: Aha! Jetzt, heute!) 

— Das haben wir auch vor acht Tagen gesagt. 

(Abg. Dr. Marx: Sagen Sie das einmal dem 
Staatssekretär!) 

Sie wissen aber ganz genau, daß gerade in dem sub-
tilen Bereich der Familienzusammenführung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist kein kon

-

kreter Punkt?) 

jede öffentliche Erörterung nicht zum Nutzen der Be-
troffenen ist. Das ist das, was ich Ihnen vorwerfe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Hupka: Nehmen Sie sich ein Beispiel an 

Israel!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Bundesminister Franke. 

(Abg. Schröder [Lüneburg]: Aha, es geht 
dem Ende zu!) 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
In der heutigen Fragestunde sind wieder im einzel-
nen jene Themen und Tatbestände behandelt wor-
den, die uns alle und viele Menschen in der DDR 
berühren. Die Bundesregierung hat, wie auch in der 
vorigen Woche, den Fragern Rede und Antwort 
gestanden. 

(Abg. Dr. Marx: Es war heute etwas besser!) 

Auch jetzt hat die Opposition es wieder für rich-
tig gehalten, eine aktuelle Stunde zu dem Fragen-
komplex anzuschließen. 

(Abg. Dr. Marx: Das Thema ist doch auch 
aktuell, Herr Minister!) 

Was kann denn diese aktuelle Stunde erbringen? 
(Abg. Dr. Marx: Der Öffentlichkeit die 

Wahrheit zu sagen!) 

Die Fragen beziehen sich letztlich alle auf den 
Grundvertrag, 

(Abg. Dr. Marx: Nein, auf Ihre Motive!) 

und dieser Vertrag wird gegenwärtig nach dem 
Arbeitsplan des  Hauses in den Ausschüssen be-
raten. Die Ausschußberatungen und die Berichte 
darüber werden eine wesentlich fundiertere und 
breitere Basis für den Austausch der Wertungen 
und Auffassungen zum Grundvertrag hier im Ple-
num bringen. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Aber mindern 
Sie doch nicht die Rechte des Parlaments, 

Herr Minister!) 

— Das will ich auch gar nicht. Um was kann es denn 
anderes gehen als um die Behandlung des aktuellen 
Geschehens? Wollen Sie etwa sagen, daß die Be-
ratung des Grundvertrages in den parlamentarischen 
Ausschüssen nicht zum aktuellen Geschehen ge-
hört, daß sie nicht zu berücksichtigen ist, wenn wir 
das Ganze hier bewerten wollen? 

Jeder hier kennt die Einstellung der Bundes-
regierung. Sie ist auch vorhin wieder bei der Be-
antwortung von Fragen zum Ausdruck gekommen. 
Die Bundesregierung hält die Ratifizierung des Ver-
trages so, wie er ist, für notwendig. Sie hat weder 
nachlässig verhandelt, noch hat sie sich täuschen 
lassen. 

(Abg. Dr. Marx: Warum sind Sie denn jetzt 
bedrückt?) 

Eine Täuschung der Bundesregierung war schon 
allein deswegen nicht möglich, weil die Bundesregie-
rung sich selbst nie getäuscht hat darüber, mit wem 
sie verhandelt und welches Ausmaß an Hindernissen 
zu überwinden ist. Sie werden hier von dieser Stelle 
zu keiner Zeit gehört haben, daß wir als Bundes-
regierung Erwartungen geweckt haben, die nicht in 
Erfüllung gehen konnten. 

(Abg. Dr. Marx: Eine Mappe voll!) 

Im Gegenteil! Wenn Sie korrekt bleiben wollen — 
lesen Sie die Bundestagsprotokolle nach —, werden 
Sie feststellen müssen — das ist dokumentarisch fest-
gehalten —: Hier in diesem Hause ist das gesagt 
worden, daß wir einen mühsamen und schweren 
Weg gehen, daß wir ihn gehen werden, weil es uns 
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um den Menschen geht, um menschliche Erleichte-
rungen, daß wir uns keiner Illusion hingeben, daß 
es etwa nur eines Vertrages bedürfe, um die Pro-
bleme zu lösen. Das haben wir seit Jahren gesagt. 
Wir haben Ihnen die Ergebnisse dieser Politik kon-
kret mit Zahlen unterbreitet. Auch das können Sie 
nachlesen. 

Wenn Sie das alles als nicht vorhanden ignorie-
ren wollen, so ist das Ihr Recht, Ihre Qualität der 
Betrachtung der Deutschlandpolitik. 

(Abg. Dr. Marx: Tun wir doch nicht! — Abg. 
Baron von Wrangel: Aber Herr Franke!) 

Das überlassen wir Ihnen gern. Diese Bundesregie-
rung wird diese Politik weiterbetreiben, 

(Abg. Baron von Wrangel: Leider! — wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

eingedenk der Schwierigkeiten, die uns bekannt sind, 
und die wir auch nicht verkennen. Wir sollten hier 
keinen untergründigen Wettstreit darüber veran-
stalten, wer sich von den Seiten dieses Hauses die 
jeweiligen menschlichen Schicksale mehr zu Herzen 
nimmt. 

Hier wurde heute auch davon gesprochen, meine 
Damen und Herren, daß der erste, der über das 
Problem des Austausches von Häftlingen in der 
Öffentlichkeit gesprochen habe, ich gewesen sei. 
Dazu will ich hier noch einmal sehr deutlich fest-
stellen: Es war ein Stückchen Politik, bei dem Ihnen 
eine Zeitung half, die glücklicherweise nur Sonntags 
erscheint. Da wurde so getan, als sei diese Bundes-
regierung bereit, ganz gewichtige Persönlichkeiten 
ohne jede Gegenleistung der anderen Seite auszu-
tauschen; Sie erinnern sich daran. Es ging damals 
darum, zwei hier inhaftierte Damen der anderen 
Seite zu überstellen. In welchem Zusammenhang das 
geschah, war bekannt. Wir haben im Vertrauens-
männerausschuß im einzelnen darüber gesprochen. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Aber nicht mit 
dem innerdeutschen Ausschuß! — Abg. 
Reddemann: Die Zeitungen gehören nicht 

zum Kontaktausschuß!) 

Die Regierung hat mit den Vertretern der Oppo-
sition gesprochen, — mit Ihnen, Herr Vogel, habe 
ich darüber gesprochen —, und diese hatten gegen 
dieses Arrangement nichts einzuwenden. 

Es muß in der Öffentlichkeit folgendes deutlich 
gemacht werden: es war nicht so, daß die Regie-
rung auf der anderen Seite um Wohlverhalten 
buhlte; vielmehr wurden dafür von der anderen 
Seite ganz konkrete Leistungen erbracht, und zwar 
in einer Dimension, die allgemeine Anerkennung 
verdiente. 

Ich fühlte mich verpflichtet, auch denen, die an 
dieser Auseinandersetzung mit beteiligt waren — 
auch den Regierungsstellen der DDR —, zu beschei-
nigen, daß man sich dann, wenn man hart miteinan-
der verhandelt und zu Ergebnissen kommt, auch dar-
an hält, was vereinbart worden ist. 

(Abg. Rawe: Dann verhandeln Sie doch 
mal!) 

Das war der Sinn. Sie haben sich dann — nicht Sie 
persönlich — leider unter Verletzung der bisher im-
mer geübten vertraulichen Behandlung und Bera-
tung dieser Komplexe bewegt. 

(Abg. Reddemann: Sie sind doch der erste 
Abgeordnete gewesen, der das in der 
Öffentlichkeit erklärt hat! — Abg. Ger

-

ster [Mainz] : Ist das alles, was Sie hier brin

-

gen können?!) 

— Nein, das ist nicht wahr. Ich habe nur dargestellt 
— und dazu stehe ich —, daß nicht nur wir unlieb-
same politische Persönlichkeiten, die sich bei uns 
aufhielten, überstellt haben, sondern daß wir dafür 
Männer und Frauen aus dem Gewahrsam der DDR 
zurückbekommen haben, die zum Teil dort schon 
über 10 und 15 Jahre einsaßen. Ich war dazu ver-
pflichtet, um dem Eindruck zu begegnen, den Sie in 
der Öffentlichkeit erwecken wollten, 

(Abg. Reddemann: Moment! Wer ist wir? 
Wer ist das denn?!) 

— nicht Sie persönlich ;  Ihre politische Gemeinschaft; 
das ist ein breites Spektrum, was dazu gehört — 

(Abg. Reddemann: Können Sie mal die po

-

litische Gemeinschaft erklären?! Das ist 
doch eine faule Ausrede!) 

als seien wir Willige und Hörige einer anderen 
Kraft und Macht. Das kann man mit uns nicht ma-
chen. 

Nicht aus Unterschätzung der Nöte und Schwie-
rigkeiten oder aus Gleichgültigkeit ihnen gegen-
über, sondern gerade ihretwegen setzt sich die Bun-
desregierung für die Ratifizierung des Vertrages ein. 
Sie tut dies nach bestem Wissen und Gewissen, weil 
sie weiß, daß das, was in den Verträgen und Ab-
machungen steht, das Erreichbare ist und weil ge-
rade der Grundlagenvertrag auf Entwicklung ange-
legt ist. Hören Sie bitte genau zu: Das ist nicht der 
Endvertrag, sondern der Grundlagenvertrag, um 
nachfolgend in einer Vielzahl von Einzelverträgen 
die ungelösten Probleme in möglichst großer Zahl 
zu der jetzt möglichen Lösung zu bringen. 

(Abg. Dr. Marx: Wir sind ja nicht stupide! 
Wir wissen schon, was Sie meinen!) 

In dieser Hinsicht lassen wir uns nicht irritieren. 
Und weil Sie die Ergebnisse kennen, 

(Abg. Dr. Marx: Siehe Dresden! Siehe die 
Sportverhandlungen! Siehe die Aushöh

-

lung von Berlin! Siehe die Diskriminierung 
der Berliner!) 

können wir doch diese Art hier feststellen, wie Sie 
meinen hier auftreten zu sollen und sich jetzt auch 
noch die Ergebnisse an die Fahne zu hängen. Herr 
Kollege Schröder (Lüneburg), ich möchte einmal, daß 
Sie solche Verhandlungen zu führen hätten, 

(Abg. Dr. Marx: Wir möchten, daß Sie sie 
mal führen!) 

und dann möchte ich einmal sehen, wie Sie zurück-
kommen 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

und zu welchen Einsichten Sie kommen würden. 
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Ich möchte an dieser Stelle noch einmal in Erin-

nerung zurückrufen, was ich hier schon einmal in 
einer früheren Debatte gesagt habe. Als einmal aus 
Ihren Reihen ein Minister für diesen Aufgabenbe-
reich gestellt wurde, hat er sich ganz anders ver-
halten, wenn es darum ging, in diesen Themenbe-
reich einzusteigen. Er hat z. B. wenn es um Fragen 
der Deutschlandpolitik ging, gesagt: Soweit es um 
diesen Komplex geht, muß man auch schweigen 
können. 

(Abg. Dr. Marx: Hätten Sie einmal vor der 
Wahl geschwiegen! Vor der Wahl haben 
Sie Propaganda gemacht! - Zuruf des Abg. 

Reddemann.) 

Wir dagegen sprechen mit Ihnen; wir geben 
Ihnen Informationen, mehr, als von der Sache her 
vertretbar ist. Wir verhalten uns anders als Sie zu 
der Zeit, als Sie die Regierung stellten; wir werden 
diesen Stil auch weiterpflegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das glaube ich!) 

— Aber selbstverständlich werden wir das tun; wir 
werden Sie beteiligen. Nur eines werden Sie nicht 
verhindern: daß wir unseren Versprechungen treu 
bleiben und versuchen, für die Menschen das Er-
reichbare in dieser Zeit zu verwirklichen, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

und nicht darauf warten, daß uns irgendwann ein-
mal der Geschichtsablauf den Zipfel eines Mantels 
erreichen läßt, den dieser Ablauf gar nicht tragen 
wird. 

(Abg. Dr. Marx: Sie heißen ja auch nicht 
Bismarck!) 

Wir wollen — ich habe das hier gesagt — den 
Grundvertrag ratifiziert wissen, den Grundvertrag, 
der auf Entwicklung über das in dieser Zeit Erreichte 
und Erreichbare hinaus angelegt ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx.) 

Aller Ärger und aller Mißmut, meine Damen und 
Herren, dürfen uns nicht dazu verleiten, das Wesent-
liche aus dem Auge zu verlieren. Das Wesentliche 
ist, eine Verbesserung der Verhältnisse, die wir an-
streben. Ohne die Entwicklung der Beziehungen zwi-
schen den beiden Staaten ist dies undenkbar. Der 
Grundvertrag erstellt die Basis für die Aufnahme 
und die Ausgestaltung der Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten, und der Zusammenhang lautet: 
Ohne diese Basis keine Beziehungen, und ohne Be-
ziehungen keine Verbesserungen. Es ist ein Gebot 
der Klugheit, diesem Zusammenhang zu entspre-
chen, ja, mehr noch, nicht nur zu entsprechen, son-
dern ihn in seinem vertraglich verpflichtenden Cha-
rakter zu unterstützen. Das geht alle Mitglieder die-
ses Hauses an. 

( .Abg. Dr. Marx: Seien Sie doch mal fair 
bei der Einteilung der Zeit!) 

Diesem Gebot unterwirft sich die Bundesregierung 
mit ihren Einlassungen in der Fragestunde ebenso 
wie in dieser Aktuellen Stunde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich, 
Herr Minister Franke, zur Einleitung sagen, daß es 
vielleicht in dieser Diskussion gut gewesen wäre, 
wenn der zuständige Minister hier zu Beginn der 
Aktuellen Stunde jene Fragen, die in der Aktuellen 
Stunde anstehen und die in der Fragestunde nicht 
beantwortet worden sind, beantwortet hätte. Es 
geht doch nicht an, daß Herr Staatssekretär Ravens 
als erster hier spricht und zu den Fragen, die wir 
gestellt haben, keine Antwort gibt, und daß Sie am 
Ende der Aktuellen Stunde, leider auch nicht mit 
den Zahlen ausgerüstet, die wir uns gewünscht 
hätten, uns aufzuklären versuchen. Dieser Weg 
scheint uns unangemessen zu sein. Es ist nicht der 
Weg, der im Sinne einer wirklich guten Information 
der Kollegen im Hause zu beschreiten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Sie wollen doch gar keine Infor

-

mation!) 

Ich darf am Ende der Aktuellen Stunde noch kurz 
zu einigen Punkten Stellung nehmen. Hier ist heute 
der Eindruck erweckt worden, als ob alles das, was 
verhandelt worden ist, voll in Ordnung sei. Meine 
Damen und Herren, ich glaube, die Aktuelle Stunde, 
vor allem aber auch die Presseberichterstattung 
draußen und die Tatbestände, die wir selbst aus der 
DDR von den Bürgern wissen, zeigen, daß dies nicht 
so ist. Ich habe heute einmal einen Brief aus der Ber-
liner Zeitung „Tagesspiegel" mitgebracht, den ich 
aus gegebenem Anlaß vortragen möchte. Ich bin 
überzeugt, daß dieser Brief — ein Abschiedsbrief 
aus der DDR — mehr zeigt als viele Worte, die uns 
die Regierung hier über den Erfolg ihrer Politik vor-
erzählen will. Ich lese den Brief vor und nenne den 
Namen des Absenders nicht. Der Brief stammt aus 
dem „Tagesspiegel" und gehört in diese Debatte. 
Darin wird folgendes geschrieben: 

Nun, Liebe, muß ich Dir leider schreiben, daß 
dies der letzte Brief ist, den Du von mir be-
kommst. Nimm es mir bitte nicht übel, aber un-
ser Betrieb verlangt es so. 

Datum dieses Briefes: 16. März 1973. 

Wir sind der Nationalen Volksarmee unter-
stellt, und darum verbieten sie uns, daß wir 
Verbindungen zu Verwandten im Westen 
haben. Ob Vater, Mutter, Kinder oder Ge-
schwister, wir dürfen keinem mehr schreiben. 
Am 1. 2. mußten wir das unterschreiben; wenn 
nicht, werden wir entlassen. So etwas hat es 
noch nie gegeben, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

solange die Erde besteht. Kohl und Bahr ver-
handeln, daß es besser wird, daß es ein Mitein-
ander gibt, und wir müssen das Gegenteil er-
fahren. Dann hat es ja auch keinen Zweck mehr, 
daß die Staatsmänner zusammenkommen. Ich 
weiß nicht, ob die Angst haben, daß ich ver-
rate, wie Bäume gepflanzt und gepflegt werden 
oder wie man ein Haus baut oder repariert, 
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denn weiter wissen wir auch nichts. Wir wissen 
nur das, was jeder hier weiß, uns interessiert 
auch sonst nichts. Wir wollen, daß sie uns in 
Ruhe lassen, friedlich miteinander leben und der 
Friede erhalten bleibt. Hoffen wir, daß es doch 
noch gut wird, sonst schreiben wir wieder, wenn 
wir Rente bekommen. 

(Abg. Dr. Marx: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, das ist ein so erschüt-
terndes Dokument über die Arbeit, die hier geleistet 
worden ist, daß wir alle — und ich sage das auch mit 
einer großen Bitte an Sie, Herr Minister Franke  — 
uns  überlegen sollten, ob es wirklich zutrifft, daß 
alles so viel besser geworden ist, wie hier immer 
behauptet wird. Wenn Sie ehrlich sind, wenn Sie 
Ihre Aufgabe ernst nehmen, wenn Sie sich auch ein-
mal kritisch prüfen, wenn Sie den Schleier der 
Schönfärberei herunterziehen, 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

wenn Sie vergessen, daß es Wahlkämpfe gibt, wenn 
Sie wirklich daran denken, daß es Menschen gibt, 
denen wir alle doch irgendwie helfen wollen, ge-
rade jenen, die aus der DDR kommen, die in der 
DDR wohnen, dann müssen Sie doch zugeben, daß 
für die Mitbürger in der DDR in der Mehrzahl eini-
ges schlechter geworden ist, als es früher der Fall 
war. Das kann nach so einem Brief nicht anders 
dargestellt werden, meine Damen und Herren. 

Ich möchte an dieser Stelle daran erinnern, Herr 
Minister Franke, daß Sie in ein Dementi verwickelt 
sind, das nicht so ohne weiteres aus dieser Debatte 
herausgelassen werden sollte. Sie haben u. a. am 
10. März durch Ihr Ministerium erklären lassen, daß 
es keinen Stopp der Familienzusammenführung 
gebe. Dieses ist in der Berliner Zeitung „Der Abend" 
und auch anderswo abgedruckt. Jeder weiß, daß es 
anders ist. Der renommierte Journalist Jürgen 
Engert — Chefredakteur dieser Zeitung —, der nicht 
zu denen gehört, die — wie haben Sie es vorhin so 
schön gesagt? — Willige und Hörige einer anderen 
Macht seien — das gehöre zu unserem großen Plan, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe; 

(Abg. Dr. Marx: Eine ganz üble Bemer

-

kung!) 

ich möchte das bei dieser Gelegenheit zurückweisen, 
das ist eine ganz üble Verleumdung, die Sie hier 
aufgestellt haben, Herr Franke, und die Sie in Zu-
kunft unterlassen sollten —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dieser renommierte Journalist schreibt an Sie per-
sönlich gewandt — wir haben heute schon über die 
150 Kinder gesprochen, die keine Ausreisegenehmi-
gung bekommen haben —: 

Eine Verzweiflung herrscht unter diesen Men-
schen, 

— er meint den Kreis der Menschen, die zurückge-
halten werden, — 

die bereits zu zahlreichen Hilferufen an staat-
liche Stellen in der DDR und in der Bundesrepu-
blik geführt hat. Es ist sinnlos, wenn jetzt von 
seiten der Bundesregierung 

— damit sind vornehmlich Sie und Ihr Ministerium 
gemeint — 

versucht wird, die Probleme zu verniedlichen, 
in der Hoffnung, durch Taktieren bei der DDR 
etwas erreichen zu können. Das Leid ist so groß, 
daß es beim Namen genannt werden muß. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr wahr!) 

Nichts anderes tun wir hier, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Minister Franke 

— Jürgen Engert wendet sich nun persönlich an 
Sie  — 

war  bisher unverdächtig, ein Zyniker zu sein. 
Diesen Ruf aber gefährdet er, wenn er zu Be-
richten von Selbstmorden anmerkt, ihm sei 
„nur" ein solcher Fall bekannt. Eine solche 
Äußerung provoziert zu der Frage, bei wieviel 
Selbstmorden mit der Verschleierung Schluß 
gemacht wird. 
(Abg. Wehner: Was wollen Sie denn noch?) 

So Jürgen Engert, meine verehrten Damen und Her-
ren. 

(Abg. Dr. Marx: Sie wissen, Herr Wehner, 
daß es so ist und daß das schlimm ist!) 

Was das bedeutet, ist, glaube ich, klar. 

Lieber, verehrter Herr Kollege Wehner, ich 
möchte nur eines — und damit will ich heute zum 
Schluß kommen, weil vieles schon gesagt worden 
ist —, nämlich daß die Probleme, die bei der mensch-
lichen Zusammenführung und den Besuchsregelun-
gen in Deutschland eine Rolle spielen — ich war drei 
Jahre lang Vorsitzender des Unterausschusses zu 
Kap. 2702 Tit. 685 01, also für den Häftlingsaufkauf 
und für Familienzusammenführung in diesem 
Hause —, nicht nur zu Propagandazwecken benutzt 
werden. — Herr Minister Franke hat damals in 
„PPP" vom 8. November 1972 angefangen —, son-
dern daß erkannt wird, wo Schwächen sind, daß wir 
die Schwächen offenlegen, daß wir der DDR mit der 
gebotenen Härte gemeinsam gegenübertreten und 
nicht so tun, als wenn nichts gewesen wäre. Das 
kann weder im Interesse der Bürger hier noch der 
Bürger drüben liegen. Das muß beendet werden. 
Sonst treiben wir keine sinnvolle Politik, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir stehen am 
Ende der Aktuellen Stunde. Ich berufe die nächste 
Sitzung auf Dienstag, den 3. April, 11 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 10.21 Uhr.) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 23. 3. 
Dr. Aigner * 23. 3. 
Alber * 23. 3. 
Dr. Althammer 23. 3. 
Amrehn *' 23. 3. 
Dr. Arndt (Berlin) * 23. 3. 
Dr. Artzinger * 23. 3. 
Dr. Barzel 23. 3. 
Behrendt * 23. 3. 
Blumenfeld ** 24. 3. 
von Bockelberg 23. 3. 
Dr. Böger 23. 3. 
Dr. Burgbacher * 23. 3. 
Frau Däubler-Gmelin 23. 3. 
van Delden 23. 3. 
Dr. Dollinger 23. 3. 
Frau Eilers 23. 3. 
Dr. Evers 23. 3. 
Fellermaier * 23. 3. 
Flämig * 23. 3. 
Frehsee * 23. 3. 
Dr. Früh *  23. 3. 
Gerlach (Emsland) * 23. 3. 
Haase (Fürth) 23. 3. 
Handlos 23. 3. 
Dr. Hauser (Sasbach) 23. 3. 
Höhmann 23. 3. 
Dr. Jahn (Braunschweig) 23. 3. 
Kater *  23. 3. 
Dr. Kempfler 23. 3. 
Kiep 23. 3. 
Dr. h. c. Kiesinger 23. 3. 
Dr. Kraske 23. 3. 
Kroll-Schlüter 23. 3. 
v. Kühlmann-Stumm 23. 3. 
Lange * 23. 3. 
Lautenschlager * 23. 3. 
Lemp 23. 3. 
Frau Dr. Lepsius 7. 4. 
Lücker * 23. 3. 
Dr. Martin 23. 3. 
Frau Meermann 23. 3. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 23. 3. 
Niegel 23. 3. 
Frau Dr. Orth * 23. 3. 
Pieroth 23. 3. 
Dr. Riedl (München) 18. 4. 
Rollmann 23. 3. 
Frau Schimschok 23. 3. 
Schirmer 23. 3. 
Frau Schlei 23. 3. 
Schmidhuber 23. 3. 
Frau Schroeder (Detmold) 23. 3. 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 23. 3. 
Schwabe * 23. 3. 
Dr. Schwörer * 23. 3. 
Seefeld * 23. 3. 
Seibert 23. 3. 
Spilker 23. 3. 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Spranger 23. 3. 
Springorum * 23. 3. 
Dr. Starke (Franken) * 23. 3. 
Susset 23. 3. 
Frau Dr. Timm 23. 3. 
Dr. Waigel 23. 3. 
Warnke 23. 3. 
Weber (Heidelberg) 23. 3. 
Frau Will-Feld 31. 3. 
Wrede 24. 3. 
Wurbs 23. 3. 
Dr. Zimmermann 23. 3. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarats 

Anlage 2 

Anwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Slotta (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 8) : 

Wann will die Bundesregierung eine Änderung des § 7 des 
Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) vorschlagen, der die zwei-
fellos nicht vertretbare Zunahme von Personen enthält, die die 
Vertriebeneneigenschaft nur abgeleitet erwerben, nachdem sie 
die Absicht der Änderung des o. a. Paragraphen bereits vor 
fast zwei Jahren bekanntgegeben hat, und wenn sie nach wie 
vor immer noch eine Änderung des BVFG allein nur wegen des 
§ 7 für untunlich hält, welche weiteren Änderungsvorschläge des 
BVFG will sie veranlassen? 

Der in § 7 des Bundesvertriebenengesetzes ent-
haltenen Regelung lag neben sozialen Beweggrün-
den auch die Absicht des Gesetzgebers zugrunde, 
die Gesamtzahl der Vertriebenen innerhalb der Be-
völkerung des Bundesgebietes in etwa konstant 
zu halten. Diesem Ziel entspricht die Vorschrift, daß 
Kinder aus Ehen zwischen Vertriebenen und Nicht-
vertriebenen nur dann auf derivativem Wege die 
Vertriebeneneigenschaft erwerben, wenn der Eltern-
teil, dem zur Zeit der Geburt das Recht der gesetz-
lichen Vertretung zusteht, Vertriebener ist. Damit 
ist eine unvertretbare Zunahme der Gesamtzahl der 
Vertriebenen in der Bevölkerungsstatistik nicht zu 
besorgen. 

Die Vorschrift hat heule nur noch geringe prak-
tische Bedeutung. Die Erfahrung zeigt, daß sich nur 
sehr wenige der nach § 7 BVFG in Betracht kom-
menden Kinder von Vertriebenen einen Vertriebe-
nenausweis ausstellen lassen. Nach einer im Land 
Nordrhein-Westfalen im Jahre 1971 durchgeführten 
Erhebung dürften es nur etwa 5 % der potentiellen 
Antragsteller sein; die anderen bemühen sich nicht 
darum, weil sie aus dem Besitz des Vertriebenenaus-
weises keine besonderen Rechte für sich herleiten 
können. Ich werde deshalb prüfen, ob für die Auf-
rechterhaltung dieser Bestimmung noch ein Bedürf-
nis besteht. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen A 9 
und 10) : 

Welche Vorkehrungen und internationale Vereinbarungen sind 
von der Bundesregierung getroffen worden, falls es im südlichen 
Oberrheingebiet zu einer Massierung von Kernkraftanlagen 
durch das im Bau befindliche Kernkraftwerk in Fessenheim 
(Elsaß), das geplante Atomkraftwerk Breisach und die projek-
tierte Plutoniumindustrie in Marckolsheim (Elsaß) kommt, um den 
möglichen Schädigungen vorzubeugen, die sich durch denkbare 
Terrorakte oder andere katastrophenähnliche Störfälle, Über-
schreitung der noch verbindlich festzulegenden maximalen Ab-
gabenmengen radioaktiver Emission auf Grund des gegen-
wärtigen Stands der Technik und Wissenschaft unter Berück-
sichtigung biologischer Gesichtspunkte und Gewährleistung einer 
ausreichenden Haftungsvorsorge für Störfälle außerhalb des 
Bundesgebiets ergeben können? 

Welche Angaben kann die Bundesregierung nach dem gegen-
wärtigen Stand über die voraussichtliche Inbetriebnahme des 
Atomkraftwerks Fessenheim (Elsaß), über den Stand des Ge-
nehmigungsverfahrens für das Atomkraftwerk Breisach und über 
den möglichen Baubeginn der industriellen Anlagen in Marckols-
heim (Elsaß) auf Plutoniumgrundlage machen? 

Zu Frage A 9: 

Die Bundesregierung verfolgt die geplante Häu-
fung von Kernkraftwerken im Raum Breisach mit 
großer Aufmerksamkeit. 

Ihr ist bekannt, daß auf deutscher Seite ein Vor-
bescheidsverfahren entsprechend § 7 a AtG zur Ge-
nehmigung eines Kernkraftwerksstandortes bei 
Breisach läuft, wo die Badenwerk AG zwei Leicht-
wasserreaktoren mit je 1300 MW elektrischer Lei-
stung errichten möchte. Etwa 20 km davon entfernt 
ist auf französischer Seite bei Fessenheim ein Kern-
kraftwerk von 900 MW elektrischer Leistung im 
Bau, ein zweiter, zeichnungsgleicher Block ist in der 
Bauvorbereitung. In französischem Raum Marckols-
heim sind nach Wissen der Bundesregierung keiner-
lei kerntechnische Anlagen geplant. Vermutlich liegt 
hier eine Verwechslung mit den im Schiefergestein 
dieser Gegend bekannten Uranvorkommen vor, die 
jedoch derzeit nicht abbauwürdig sind. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer 
Rechts- und Zweckmäßigkeitsaufsicht und im Ein-
vernehmen mit den atomrechtlichen Genehmigungs-
behörden des Landes Baden-Württemberg dafür 
Sorge tragen, daß vor einer Genehmigung des 
Standorts Breisach alle sicherheitstechnischen 
Aspekte berücksichtigt werden, beispielsweise auch 
Maßnahmen zur Verhinderung katastrophenähn-
ähnlicher Störfälle und zu möglichst enger Begren-
zung der maximal zuzulassenden Abgabemenge 
radioaktiver Stoffe getroffen werden. 

Die Bundesregierung und die atomrechtlichen Ge-
nehmigungsbehörden haben hierzu zahlreiche un-
abhängige Gutachter und Berater eingeschaltet, auf 
Bundesseite die Reaktor-Sicherheitskommission, auf 
Landesseite beispielsweise den Technischen Über-
wachungs-Verein und das Institut für Reaktorsicher-
heit. 

Die Bundesregierung vertritt die Ansicht, daß eine 
Häufung von mehreren Kernkraftwerken im Raum 
Breisach-Fessenheim keine schwerwiegenden Pro-
bleme der Reaktorsicherheit und des Strahlenschut-

zes aufwirft, da eine gegenseitige Beeinflussung 
durch zusätzliche Maßnahmen verhindert werden 
kann und die maximal zu genehmigenden Emis-
sionswerte ohnehin so festgesetzt werden, daß an-
dere Quellen für radioaktive Substanzen in der 
Umgebung berücksichtigt werden. Die möglichen 
meteorologischen Auswirkungen mehrerer großer 
Kühltürme bedürfen dagegen noch sorgfältiger Prü-
fungen. 

Internationale Vereinbarungen bestehen bisher in 
diesem Bereich aufgrund der Bestimmungen des 
EURATOM-Vertrages, der eine gegenseitige Infor-
mation über Anlagen mit radioaktiven Emissionen 
vorschreibt. Darüber hinaus ist davon auszugehen, 
daß in Frankreich ähnlich strenge Vorschriften zur 
Reaktorsicherheit und zum Strahlenschutz bestehen 
wie in der Bundesrepublik. Die Bundesregierung 
hat zusätzlich bereits im Jahr 1971 bilaterale Kon-
takte mit den französischen Genehmigungsbehörden 
aufgenommen, um sich im gegenseitigen Interesse 
über grenznahe Projekte zu unterrichten. Im Rah-
men dieser Kontakte wird gegenwärtig ein detail-
lierter sicherheitstechnischer Vergleich des Kern-
kraftwerks Fessenheim mit einer vergleichbaren 
deutschen Anlage vorgenommen. Diese Gespräche 
werden fortgesetzt. 

Die nach der derzeitigen Rechtslage bestehenden 
Möglichkeiten, Betreiber bzw. Inhaber ausländischer 
kerntechnischer Anlagen zum Ersatz von in 
Deutschland entstandenen Schäden, die durch Stör-
fälle dieser Anlagen verursacht werden, heranzuzie-
hen, sind unbefriedigend. Eine Verbesserung dieser 
Situation erscheint zur Zeit nur möglich durch Rati-
fizierung der sogenannten Pariser Haftungskonven-
tion über die Haftung gegenüber Dritten auf dem 
Gebiet der Kernenergie (1960) und der Brüsseler 
Zusatzkonvention hierzu. 

Da jedoch das System der Konventionen zu einer 
Zeit erarbeitet worden ist, in der man an For-
schungsreaktoren und an Kernkraftwerke (KKW) 
bis zu 100 Megawatt elektrischer Leistung gedacht, 

,die fortgeschrittene Entwicklung aber bereits zu 
KKW mit 1300 MW elektrischer Leistung geführt 
hat, muß sehr sorgfältig geprüft werden, ob das in 
den Konventionen angebotene System der Haftung 
und Deckung noch dem nuklearen Risiko, wie es 
von Großanlagen ausgehen kann, nach Art, Umfang 
und Höhe adäquat ist. Erhebliche Vorbehalte be-
stehen z. B. gegen die Regelung des Artikels 9 der 
Pariser Konvention sowie gegen die Höhe der Haf-
tung und Deckung. Nach Artikel 9 wird die Haf-
tung für durch ein nukleares Ereignis verursachte 
Schäden u. a. dann ausgeschlossen, wenn das Ereig-
nis auf Handlungen eines Aufstandes oder auf eine 
schwere Naturkatastrophe außergewöhnlicher Art 
zurückzuführen ist. Sowohl die Höhe der Haftung 
als auch die Regelungen gemäß Artikel 9 bleiben 
erheblich hinter den Möglichkeiten des Schadensaus-
gleichs nach dem geltenden Atomgesetz zurück. 

Die Bundesregierung erwägt daher, die Ratifizie-
rung der Konventionen mit dem Ziel ihrer Revision 
und unter folgenden Modifikationen vorzuschlagen: 
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1. Artikel 9 der Pariser Konvention wird unter 
Inanspruchnahme eines von der Bundesregierung 
bei der Unterzeichnung gemachten Vorbehalts 
nicht ratifiziert, so daß insoweit die Regelung 
des deutschen Atomgesetzes weitergilt, d. h. u. a. 
auch bei Naturereignissen größerer Art besteht. 

2. Zusätzlich zu der nach der Brüsseler Zusatzkon-
vention vorgesehenen Haftung und Deckung mit 
einem Höchstbetrag von 120 Mio. Rechnungsein-
heiten wird eine Entschädigungspflicht des Bun-
des in Höhe von weiteren 500 Mio. DM, die der 
jetzigen Freistellungsverpflichtung des Bundes 
nach § 36 des Atomgesetzes entspricht, einge-
führt und damit der Haftungshöchstbetrag an das 
mögliche höhere Risiko bei Kernkraftwerken der 
1000 MW-Klasse angepaßt. 

3. Für die Fälle, in denen wegen eines Haftungs-
ausschlusses, z. B. nach Artikel 9 der Pariser 
Konvention oder wegen unzureichender Dek

-

kung, Schäden, die von ausländischen grenz-
nahen Kernkraftanlagen in Deutschland verur-
sacht werden, nicht abgedeckt sind, leistet der 
Bund einen angemessenen Ausgleich. Hierdurch 
wäre die deutsche Bevölkerung, insbesondere in 
grenznahen Bereichen, so gestellt, als ob der 
Schaden von deutschen Anlagen verursacht 
würde. 

Zur Zeit wird ein entsprechender Gesetzentwurf 
zur Ratifizierung der Konventionen erarbeitet. 

Ich bin zuversichtlich, daß die Bundesregierung 
diesen Entwurf trotz der damit verbundenen schwie-
rigen rechtstechnischen Probleme noch in dieser 
Legislaturperiode vorlegen kann. 

Zu Frage A 10: 

Der erste Block des Kernkraftwerks Fessenheim 
ist seit 1971 im Bau. Entsprechend der üblichen Bau-
zeit für Kernkraftwerke von ca. 4 Jahren ist mit 
einer Inbetriebnahme etwa im Jahre 1975 zu rech-
nen. 

Das Vorbescheidsverfahren für einen Kernkraft-
werksstandort Breisach läuft ebenfalls seit dem Jahr 
1971. Das Beratungsgremium des Bundes, die Reak-
tor-Sicherheitskommission, hat in ihrer 76. Sitzung 
am 20. September 1972 dem damals zuständigen 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft emp-
fohlen, aus sicherheitstechnischer Sicht einer Geneh-
migung des Standortes zuzustimmen. 

Die Erörterung der Einwendungen gegen das 
Vorhaben wurde von der zuständigen Landesbe-
horde am 31. Oktober 1972 in Breisach durchgeführt. 
Für eine Entscheidung des Standortvorbescheidsver-
fahrens stehen jetzt noch einige Gutachten zu den 
meteorologischen Auswirkungen und zu den etwai-
gen Konsequenzen für den Weinbau aus. Diese 
werden von der Genehmigungsbehörde öffentlich 
ausgelegt und Einwendungen dazu gegebenenfalls 
in einem Hearing behandelt. 

Plutonium-Anlagen im Raum Marckolsheim befin-
den sich nach Wissen der Bundesregierung nicht in 

 der Planung. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schmude (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 15) : 

Steht nach Auffassung der Bundesregierung das von einigen 
Bundesländern praktizierte sogenannte Rotationsverfahren, bei 
dem ausländischen Arbeitnehmern nach einer gewissen Auf-
enthaltszeit in der Bundesrepublik Deutschland die Verlängerung 
ihrer Aufenthaltserlaubnis zugunsten der Hereinnahme neuer 
ausländischer Arbeitskräfte versagt wird, in Übereinstimmung 
mit der von der Bundesregierung den ausländischen Arbeit-
nehmern gegenüber verfolgten Politik, wie sie z. B. in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage (Drucksadie VI/3085) dargestellt 
ist? 

Die Bundesregierung hat in ihren Grundsätzen 
zur Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer und 
ihrer Familien vom 20. April 1972 festgestellt, daß 
eine steigende Zahl ausländischer Arbeitnehmer 
länger in der Bundesrepublik Deutschland bleiben 
wolle. Dies habe einen verstärkten Nachzug der 
Familien zur Folge. Die Bundesregierung hat wei-
terhin erklärt, daß hierauf rechtlich und tatsächlich 
Rücksicht zu nehmen sei. 

Dementsprechend hat die Bundesregierung in 
ihrer Antwort vom 31. Januar 1972 auf eine Kleine 
Anfrage zur Politik der Bundesregierung gegen-
über den ausländischen Arbeitnehmern in der Bun-
desrepublik Deutschland zum Ausdruck gebracht, 
daß eine zeitliche Begrenzung des Aufenthalts aus-
ländischer Arbeitnehmer mit ausländerrechtlichen 
Mitteln nicht in Betracht kommt. 

Eine abweichende Praxis, die kürzlich vereinzelt 
in zwei Ländern zu beobachten war, ist inzwischen 
eingestellt worden. 

 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Volmer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 18) : 

Sieht die Bundesregierung in der Anzeige des Bundesministers 
des Innern in der „Welt" vom 23. Dezember 1972, worin Beamte 
des gehobenen technischen Dienstes gesucht und bei Vorliegen 
der beamtenrechtlichen Voraussetzungen Übernahme nach Be-
soldungsgruppe A 11 angeboten wird, eine erneute Bestätigung 
dafür, daß fachhochschulmäßig ausgebildeter Ingenieurnachwuchs 
mit der Eingangsbesoldungsgruppe A 9 nicht mehr gewonnen 
werden kann? 

Mit der von Ihnen erwähnten Zeitungsanzeige 
wurden Bewerber für 2 konkrete Dienstposten im 
Geschäftsbereich meines Hauses gesucht, die nach 
Besoldungsgruppe A 12 (Oberamtmann) bewertet 
sind. Durch die Anzeige sollten in erster Linie 
graduierte Ingenieure angesprochen werden, die 
sich als Amtmänner oder Oberinspektoren bereits 
im öffentlichen Dienst bewährt hatten. Die Anzeige 
enthält kein Angebot, graduierte Ingenieure als 
Nachwuchskräfte in der Besoldungsgruppe A 11 in 
das Beamtenverhältnis zu übernehmen. 
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Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Volmer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360, Frage A 19) : 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, aus der Einrichtung 
der Fachhochschulen in den Ländern die überfälligen Konsequen-
zen für die laufbahn- und besoldungsrechtliche Einstufung beam-
teter graduierter Ingenieure und gegebenenfalls anderer ver-
gleichbarer Beamter zu ziehen? 

Das Problem der besoldungsmäßigen Einstufung 
von Fachhochschulabsolventen hat zwar besonderes 
Gewicht für die graduierten Ingenieure, es ist aber 
auch für zahlreiche andere Beamtengruppen aufge-
worfen. Die Frage der Berücksichtigung der Fach-
hochschulabschlüsse bei der Übernahme in den öf-
fentlichen Dienst kann daher nur allgemein im Zu-
sammenhang mit den Auswirkungen der Bildungs-
reform gesehen werden. 

Im übrigen hat die Bundesregierung zu Fragen der 
Besoldung der Beamten des gehobenen technischen 
Dienstes auf die Fragen der Kollegen Handlos und 
Spranger am 16. März 1973 schriftlich Stellung ge-
nommen. Sie hat erklärt, daß sie es als vordringlich 
ansehe, ein einheitliches Besoldungsgesetz für Bund 
und Länder mit einheitlichen Besoldungsordnungen 
zu erarbeiten. In diesem Zusammenhang soll auch 
die Besoldung der Ingenieure und anderer Fach-
hochschulabsolventen neu geordnet werden. 

Die Vorarbeiten für ein einheitliches Besoldungs-
gesetz sind in meinem Hause im Gange. Die Erörte-
rungen mit den Bundesressorts und den Ländern 
sind aber noch nicht abgeschlossen. Ich bitte daher 
um Verständnis, daß ich mich zu dem Problem zur 
Zeit nicht im einzelnen äußern kann. 

Im übrigen werden mit den Spitzenorganisationen 
der zuständigen Gewerkschaften im April 1973 Ex-
pertengespräche über die weiteren Planungen auf 
dem Gebiet des Besoldungsrechts geführt werden. 
Hierbei werden auch die Probleme der Besoldung 
der Beamten des technischen Dienstes erörtert wer-
den. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Jens (SPD) (Drucksache 7/360, Fragen A 20 und 21): 

Hält die Bundesregierung die Ansiedlung einer Raffinerie durch 
die VEBA-Chemie im Orsoyer Rheinbogen mit ihren Feststellun-
gen zum Umweltschutz in ihrer Regierungserklärung unter 
Berücksichtigung des jetzt bekanntgewordenen sogenannten 
4. VEBA-Gutachtens (Ergänzung der gutachtlichen Stellungnahme 
der LIB im Vorprüfverfahren des Ansiedlungsvorhabens der 
Firma VEBA-Chemie AG in Orsoy-Land) für vereinbar? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren Vertretern im Aufsichts-
rat der VEBA-Chemie bei einer möglicherweise erneut notwendig 
werdenden Entscheidung der VEBA über den Bau der Raffinerie 
im Orsoyer Rheinbogen Anweisungen zu geben, das Projekt im 
Hinblick auf die Notwendigkeit eines verstärkten Umweltschutzes 
abzulehnen? 

Zu Frage A 20: 

Für die Entscheidung über die Änderung des Ge-
bietsentwicklungsplanes für den Orsoyer-Rheinbo-
gen ist nicht die Bundesregierung, sondern die Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen zuständig. Die 
Bundesregierung kennt auch nicht alle Entschei-
dungsgrundlagen, insbesondere liegt ihr das soge-
nannte 4. VEBA-Gutachten nicht vor. Die zuständige 
Landesregierung will über die Änderung des Ge-
bietsentwicklungsplanes am 27. März 1973 abschlie-
ßend entscheiden. 

Zu Frage A 21: 

Es ist selbstverständlich, daß die Vertreter des 
Bundes bei der ihnen obliegenden Entscheidung im 
Aufsichtsrat auch der Notwendigkeit des Umwelt-
schutzes gebührend Rechnung tragen werden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Sperling (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 22) : 

Trifft es zu, daß bei der bisherigen Projektierung des angeb-
lich baureifen Schnellen Natrium-Brüters SNR 300 keine Berech-
nungen vorgenommen worden sind, die mit 100 % theoretischer 
Gewißheit das Entstehen einer kritischen Masse in denkbaren 
Störungsfällen ausschließen? 

Es gehört zum Wesen jedes Spaltungsreaktors, 
daß zur Aufrechterhaltung eine Kettenreaktion und 
damit zur Energieerzeugung der Reaktorkern in 
einen sogenannten „kritischen Zustand" gebracht 
wird, d. h. daß die Anzahl der je Zeiteinheit erzeug-
ten und absorbierten Neutronen gleich ist. Insofern 
ist auch beim projektierten Schnellen Natriumge-
kühlten Reaktor (SNR 300) der Reaktorkern im 
Betriebszustand kritisch. 

Wesentlich für die Sicherheit einer Anlage ist 
nun die Gewährleistung einer sicheren Unterbre-
chung der Kettenreaktion — einer Abschaltung —
bei allen anzunehmenden Betriebszuständen und 
Störfallabläufen. Die sicherheitstechnische Konzep-
tion der SNR-Anlage sieht hierzu zwei voneinander 
völlig unabhängige und einzeln für sich ausrei-
chende Abschaltsysteme vor, sowie spezielle Vor-
richtungen, welche in der Lage sind, den Reaktorkern 
auch nach hypothetischen schweren Störungen lang-
fristig in einer unterkritischen und kühlfähigen Kon-
figuration zu halten. 

Die Bundesregierung, die atomrechtlichen Geneh-
migungsbehörden und die sie beratenden Gutach-
ter haben sich überzeugt, daß diese Maßnahmen als 
sicherheitstechnisch ausreichend anzusehen sind. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Egert 
(SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 23) : 
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Inwieweit sieht die Bundesregierung in der vom Vorsitzenden 
der Gewerkschaft der Polizei, Kuhlmann, aufgezeigten Ausbil-
dungspraxis einen Widerspruch zu der erklärten Absicht, den 
Bundesgrenzschutz zu einer Bundespolizei auszubauen, und wie 
gedenkt sie, den mit einer polizeilichen Funktion unverein-
baren paramilitärischen Tendenzen beim Bundesgrenzschutz ent-
gegenzutreten? 

Die in der Frage enthaltenen Unterstellungen,  

— die vom Vorsitzenden der GdP erhobenen Vor-
würfe zeigten die Ausbildungspraxis des BGS  
auf und  

— im BGS bestünden paramilitärische Tendenzen,  

weise ich mit Entschiedenheit zurück.  

Der Bundesgrenzschutz ist nach dem vom Deut-
schen Bundestag einstimmig angenommenen neuen  

Bundesgrenzschutzgesetz eine Polizei des Bundes.  

Der Einsatz des Bundesgrenzschutzes hält sich,  

wie der Innenausschuß des Deutschen Bundestages  

am 14. März 1973 einstimmig festgestellt hat, im  
Rahmen der durch die Gesetze gezogenen Grenzen.  

Dies gilt auch für die Ausbildung des BGS, die  
auf seine Aufgaben als Polizei des Bundes und seine  

Verwendungsmöglichkeiten zur Unterstützung der  

Länderpolizeien zu geschnitten ist.  

Die vom Vorsitzenden der GdP erhobenen Vor-
würfe und Behauptungen sind kein Beweis für eine 
paramilitärische Ausbildungspraxis im BGS. Sollten 
sie sich als richtig erweisen, was zum Teil noch 
näherer Klärung bedarf, so zeigen sie allenfalls ein 
zu mißbilligendes Fehlverhalten in Einzelfällen, die 
ein Pauschalurteil nicht rechtfertigen. 

Anlage 10  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1673 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Wurche 

 (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 24) : 

Trifft es zu, daß ein bei der Hilfsorganisation Medico Inter-
national in Frankfurt lagerndes komplettes Lazarett deshalb nicht 
zum Einsatz in Nordvietnam gebracht werden kann, weil die 
Bundesregierung bisher nicht, wie sonst üblich, die Transport-
kosten übernommen hat, und wenn ja, welche Gründe veran-
lassen die Bundesregierung zu ihrem Verhalten, und besteht die 
Absicht, diese Haltung zu ändern? 

Es ist, wie ich zunächst bemerken darf, weder bei 
der Katastrophenhilfe noch bei der humanitären 
Hilfe üblich, daß die Bundesregierung die Transport-
kosten für Hilfsgüter der Organisation trägt, etwa 
indem sie ihnen dafür Mittel zuwendet. Üblich ist 
vielmehr die Beteiligung der Hilfsorganisationen an 
Sammeltransporten der Bundesregierung durch ko-
stenlose Bereitstellung von Laderaum. Bei der Kata-
strophenhilfe (z. B. Erdbeben Nicaragua) ist dies in 
der Regel wegen der besonderen Eilbedürftigkeit 
Lufttransportraum, bei der humanitären Hilfe, um 
die es sich hier handelt, wegen des.. zur Verfügung 
stehenden größeren Planungszeitraumes und der 
größeren Menge der Hilfsgüter Schiffsladeraum. 

Mein Haus hat mit Fernschreiben vom 6. Februar 
1973 der Entsendung des Feldlazarettes durch Me-
dico International zugestimmt und Transportkoor-

dinierung mit ebenfalls für den Wiederaufbau des 
Krankenhauses in Haiphong bestimmten Hilfsgütern 
des Caritasverbandes und des Diakonischen Werkes 
angekündigt. Das bedeutet die Zusage der Beteili-
gung von Medico International an den vorgesehe-
nen Sammeltransporten der Bundesregierung. An 
dieser Zusage wird festgehalten. 

Die angekündigten Einzelheiten konnten noch 
nicht mitgeteilt werden, weil die Bestätigung aus 
Nord-Vietnam auf konkrete Anfragen nach der dor-
tigen Bereitschaft, die angebotenen Hilfsgüter anzu-
nehmen, noch aussteht, obwohl sich die Bundesre-
gierung außer auf diplomatischem Wege auch über 
das Diakonische Werk, den Deutschen Caritasver-
band, das Deutsche Rote Kreuz, den Gesamtverband 
Aktion Friedensdorf und durch Einschaltung der 
Hilfsaktion Vietnam seit Anfang Februar 1973 um 
Kontakte nach Nord-Vietnam bemüht. 

Anlage 11  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Lenzer 

 (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 25) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den vom Bund der ver-
drängten Beamten (131er) im Deutschen Beamtenbund in der 
Neufassung vom Januar 1973 vorgelegten Stufenplan zur Ver-
wirklichung einer Abschlußregelung des Gesetzes zu Artikel 131  
GG und welche konkreten Folgerungen gedenkt sie daraus zu 
ziehen? 

Ich habe dem Innenausschuß des 6. Deutschen 
Bundestages am 10. Februar 1971 einen Bericht zum 
Gesetz zu Artikel 131 GG erstattet. In seiner gestri-
gen Sitzung hat der jetzige Innenausschuß beschlos-
sen, die Angelegenheit auf die Tagesordnung der 
Sitzung am 9. Mai 1973 zu setzen. 

Ich darf um Verständnis dafür bitten, daß ich 
vor der gemeinsamen Beratung des Berichtes durch 
Innenausschuß und Bundesregierung von einer 
Stellungnahme zu Einzelfragen absehen muß. 

Anlage 12  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr.-Ing. Oetting (SPD) (Drucksache 7/360 Fragen 
A 26 und 27): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in Braunschweig und 
Trauen ansässigen Forschungsinstitute der DFVLR in der Lage 
wären, sofort Forschungskapazität für das Bundesamt fur 
Umweltschutz zur Verfügung zu stellen, weiß sie, daß darüber 
hinaus voraussichtlich sogar hochqualifiziertes technisches Per-
sonal für die Bundesanstalt in Braunschweig zur Verfügung 
steht, das durch organisatorische Straffung der DFVLR in 
Braunschweig und Trauen freigesetzt wird, und will die Bundes-
regierung aus diesen und weiteren Gründen das Bundesamt für 
Umweltschutz in Braunschweig errichten? 

In welchem Maße gedenkt die Bundesregierung, sich in dem 
Bundesamt für Umweltschutz und bei ihren Bemühungen uni die 
Hebung der Verkehrssicherheit auf den Sachverstand von Ver-
waltungsfachleuten und Geisteswissenschaftlern, insbesondere 
Juristen und Philologen zu stützen? 
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Zu Frage A 26: 

In Ihrer Frage sind drei Bereiche angesprochen, 
zu denen ich wie folgt Stellung nehmen darf: 

a) Die in Braunschweig und Trauen gelegenen 
Forschungsinstitute der Deutschen Forschungs- 
und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
führen bereits für den Bundesminister für For-
schung Technologie im Rahmen ihres Aufgaben-
bereichs Umweltschutzforschung durch (Reinhal-
tung der Luft, Lärmbekämpfung). Es wird z. Z. 
untersucht, ob sie mit weiteren einschlägigen 
Forschungsvorhaben betraut werden können. Ob 
für das Umweltbundesamt weitere Forschungs-
kapazitäten zur Verfügung stehen, bedarf der 
Prüfung. 

b) Nach derzeitigem Erkenntnisstand werden im 
Laufe des Jahres 1973 etwa 35 bis 40 Mitarbei-
ter — hauptsächlich wegen Einstellung der bis-
herigen europäischen Trägerentwicklungspro-
gramme — freigesetzt werden. Dabei handelt es 
sich überwiegend um Personal, das für den Be-
trieb der Prüfstände eingesetzt ist. Ob und in-
wieweit es im Umweltbundesamt eingesetzt wer-
den kann, bedarf noch der Prüfung. 

c) Um den Sitz des Umweltbundesamtes haben sich 
neben Braunschweig mehr als 20 Städte aus dem 
gesamten Bundesgebiet beworben. Das Bundes-
ministerium des Innern prüft z. Z. die einge-
gangenen Bewerbungsunterlagen. Dabei werden 
fachliche und organisatorische Kriterien sowie 
wirtschaftliche Gesichtspunkte ebenso wie 
strukturelle und raumordnerische Aspekte ge-
geneinander abzuwägen sein. Diese Prüfung, in 
die auch die von Ihnen vorgetragenen Gesichts-
punkte einbezogen werden, ist noch nicht abge-
schlossen. 

Zu Frage A 27: 

Die Bundesregierung bemüht sich, noch in diesem 
Jahr ein Umweltbundesamt zu errichten. 

Mittel sind im Entwurf des Haushaltsplanes 1973 
und in der Finanzplanung betragsmäßig vorgesehen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß auch 
die notwendigen Stellen durch das Hohe Haus be-
willigt werden. 

Nicht zuletzt von der Zahl der bewilligten Stel-
len wird es abhängen, in welchem Umfange aka-
demisch ausgebildete Mitarbeiter eingestellt wer-
den können. 

Bereits im Umweltprogramm vom 29. September 
1971 hat die Bundesregierung deutlich gemacht, daß 
die langfristige Sicherung und die geordnete Ge-
staltung einer menschenwürdigen Umwelt nicht von 
einer einzelnen Fachrichtung, sondern wegen des 
interdisziplinären Charakters der Aufgaben nur im 
Zusammenwirken verschiedener Wissenschafts-
bereiche bewältigt werden können. 

Die Bundesregierung hat sich dementsprechend 
z. B. bei der Berufung der Mitglieder des Sachver-
ständigenrates für Umweltfragen nicht auf Fach-

leute mit naturwissenschaftlich-technischer Vorbil-
dung beschränkt. 

In gleicher Weise wird die Bundesregierung auch 
beim Aufbau des Umweltbundesamtes in dem Maße, 
wie die neue Behörde die Bundesregierung bei der 
politischen, sozialwissenschaftlichen und rechtlichen 
Bewältigung der Umweltproblematik unterstützt, 
auf die Mitarbeit von geisteswissenschaftlich vorge-
bildeten Fachleuten, u. a. auch von Philologen und 
Juristen, zurückgreifen. 

Im einzelnen wird die Auswahl nach Ausbil-
dungsvoraussetzungen (etwa naturwissenschaftlich

-

technische oder geisteswissenschaftliche Vorbildung) 
ausschließlich von der konkreten Aufgabenstellung 
des Umweltbundesamtes bestimmt werden. 

Aufgabe des Umweltbundesamtes wird es nach 
dem gegenwärtigen Stand der Planungen sein, für 
die Bundesregierung Entscheidungshilfen in An-
gelegenheiten der Umweltplanung und -gestaltung, 
sowie insbesondere des Immissionsschutzes und 
der Abfallwirtschaft zu erarbeiten. 

Hierzu zählt jedoch nicht der Bereich der Ver-
kehrssicherheit. Hiermit im Zusammenhang ste-
hende Fragen werden nach wie vor vom Bundes-
minister für Verkehr bearbeitet, der sich schon 
immer des Sachverstandes von Verwaltungsfach-
leuten und Geisteswissenschaftlern bedient hat. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Engels

-

berger (CDU/CSU) (Drucksachen 7/360, Frage A 29) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die DDR" Anspruch auf 
Gebiete entlang der Zonengrenze erhebt, die seit der Zeit nach 
Kriegsende auf Grund von Vereinbarungen der damaligen Be-
satzungsmächte zum freien Teil Deutschlands gehören? 

Es entspricht allgemein geübten Gepflogenheiten 
und unserem Interesse, daß aus laufenden Ver-
handlungen, die die Bundesregierung führt, nicht 
berichtet wird. Selbstverständlich ist mit der DDR 
auch über die Verhandlungen der Grenzkommission 
Vertraulichkeit vereinbart worden. Die Bundesregie-
rung wird sich dementsprechend verhalten, so daß 
sie auch Spekulationen in der Presse über den Gang 
der Verhandlungen in der Grenzkommission nicht 
zum Anlaß nehmen kann, eine Bestätigung oder 
ein Dementi auszusprechen. 

Im übrigen darf ich auf die Rechtsgrundlage für 
die Arbeit der Grenzkommission Bezug nehmen. So 
geht aus der Erklärung zum Protokoll über die Auf-
gaben der Grenzkommission klar hervor, daß es 
für die Grenze zur DDR zwei mögliche Rechtsgrund-
lagen gibt: entweder die im Londoner Protokoll 
vom 12. September 1944 festgelegte Grenze, d. h. 
also die alten Landes- oder Provinzgrenzen, oder 
aber örtliche Abweichungen von diesen Festlegun-
gen auf Grund späterer Vereinbarungen der dama-
ligen Besatzungsmächte; ich möchte darauf hinwei- 
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sen, daß also nicht nur bestimmte, etwa besonders 
formalisierte, Vereinbarungen der damaligen Be-
satzungsmächte genannt werden, sondern alle, die 
zu einer Abweichung von den alten Grenzen ge-
führt haben. Der zuständige Ausschuß für inner-
deutsche Beziehungen wird demnächst über die 
Tätigkeit der Grenzkommission vertraulich unter-
richtet werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Damm 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 30) : 

Trifft die Behauptung zu, daß wie es in der „Frankfurter 
Rundschau" vom 15. März 1973 unter der Überschrift „Hilfe wird 
von Bonn verzögert" heißt, die Versendung eines Lazarettzeltes 
mit 100 Betten, Operations- und Ambulanztrakten, Labor, Apo-
theke, Feldküche, Zahnstation, eigener Stromversorgung und 
einem Krankenwagen nach Vietnam noch nicht möglich gewesen 
sei, weil das Bundesinnenministerium sich bisher geweigert 
habe, die Transportkosten zu übernehmen, und ist es richtig, 
daß es ,,möglicherweise politische Gründe sind", die die Ver-
sendung hinausgezögert haben? 

Bei dem Feldlazarett der Hilfsorganisation Medico 
International handelt es sich um eine Beschaffung 
aus Bundesmitteln. 

Mein Haus hat mit Fernschreiben vom 6. Februar 
1973 der Entsendung zugestimmt und Transport-
koordinierung mit ebenfalls für den Wiederauf

-

bau des Krankenhauses in Haiphong bestimmten 
Hilfsgütern des Deutschen Caritasverbandes und des 
Diakonischen Werks angekündigt. Das beinhaltet 
die Zusage der kostenlosen Beteiligung an den vor-
gesehenen Schiffssammeltransporten der Bundes-
regierung. 

Es sind keine politischen Gründe auf seiten der 
Bundesregierung, die die Versendung dieses Feld-
lazaretts und anderer Hilfsgüter nach Nord-Vietnam 
hinauszögern. Die Bundesregierung bemüht sich seit 
Anfang Februar außer — soweit möglich — auf 
diplomatischem Wege auch über das Diakonische 
Werk, den Caritasverband, das Deutsche Rote Kreuz, 
den Gesamtverband Aktion Friedensdorf und durch 
Einschaltung der Hilfsaktion Vietnam e. V. vergeb-
lich um Antwort aus Nord-Vietnam auf konkrete 
Anfragen nach der dortigen Bereitschaft, angebo-
tene bereitstehende Hilfsgüter anzunehmen und 
z. Z. auch einem Charterflugzeug mit besonders 
hochwertigen Hilfsgütern Landeerlaubnis zu er-
teilen. Das ist der wesentlichste Grund dafür, daß 
das Feldlazarett mit Zubehör noch nicht nach Nord-
Vietnam transportiert werden konnte. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Eng-
holm (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 31) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Wahl-
kampffinanzierung durch anonyme Großspender durchsichtig zu 
machen? 

Die Parteien sind durch Art. 21 Abs. 1 Satz 4 GG 
dazu verpflichtet, über die Herkunft ihrer Mittel 
öffentlich Rechenschaft zu geben. Die Spende eines 
nicht genannten Geldgebers könnte, sofern sie über 
die Parteikasse läuft, auch nur als anonymer Ein-
gang in den Rechenschaftsbericht einer Partei ein-
gehen. 

Ihre Frage scheint mir aber auf die Offenbarung 
von Zuwendungen hinzuzielen, die einer Partei nicht 
unmitelbar zufließen. Insoweit besteht keine Offen-
barungspflicht im Sinne des § 25 des Parteiengeset-
zes. Wohl kann im Einzelfall eine solche indi-
rekte Zuwendung als eine im Rechenschaftsbericht 
offenzulegende „Einnahme" einer Partei zu buchen 
sein. Denn nach § 24 Abs. 2 Nr. 7 in Verbindung mit 
§ 26 Abs. 1 des Parteiengesetzes gilt als Einnahme 
auch die Übernahme von Veranstaltungen und Maß-
nahmen, mit denen ausdrücklich für eine Partei ge-
worben wird. 

Die Wahlkampfunterstützung durch geldwerte Ak-
tionen von dritter Seite muß sich nicht immer in 
das Wahlkonzept der Partei einfügen und kann da-
her nicht nur positiv zu Buche schlagen. Ich hätte 
deshalb Bedenken, einer Partei ohne weiteres ano-
nyme Hilfen zuzurechnen, die sie erfährt, ohne 
möglicherweise auf sie Einfluß nehmen zu können. 

Dennoch sollte der Komplex gründlich durch-
dacht werden. Über die Möglichkeiten einer grö-
ßeren Transparenz für die Fälle anonymer Unterstüt-
zungen sollte zunächst eine Meinungsbildung inner-
halb der politischen Parteien stattfinden. Solange 
dieser Prozeß, in dem vielleicht auch noch weitere 
Erfahrungen verarbeitet werden müssen, noch nicht 
abgeschlossen ist, möchte die Bundesregierung mit 
einem eigenen gesetzgeberischen Vorschlag nicht her-
vortreten. Da das Parteiengesetz und die hierzu 
ergangenen Änderungsgesetze auf Grund von Ini-
tiativen des Hohen Hauses beschlossen worden sind, 
sollte auch hier eine Initiative am ehesten aus der 
Mitte des Hauses kommen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. März 1973 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Biechele 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 60) : 

Wie gestalten sich die deutsch-amerikanischen Beziehungen 
auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit, und bis wann ist damit 
zu rechnen, daß zwischen beiden Staaten ein umfassenderes 
Abkommen über soziale Sicherheit abgeschlossen wird? 

Im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Ame-
rika ist zur Zeit lediglich Artikel IV des deutsch-
amerikanischen Freundschafts-, Handels- und Schiff-
fahrtsvertrages vom 29. Oktober 1954 in Kraft, wo- 
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nach hinsichtlich der Leistungsgewährung in den 
einzelnen Zweigen der Sozialversicherung den 
Staatsangehörigen des anderen Vertragsstaates In-
länderbehandlung gewährt wird. Das bedeutet u. a., 
daß bereits jetzt Renten aus der deutschen Renten-
versicherung an amerikanische Staatsangehörige 
gezahlt werden, die sich gewöhnlich in den USA 
aufhalten. 

Es ist beabsichtigt, mit den USA ein umfassende-
res Abkommen über soziale Sicherheit abzuschlie-
ßen, das insbesondere auch die Berücksichtigung der 
im anderen Vertragsstaat zurückgelegten Versiche-
rungszeiten für den Erwerb des Leistungsanspruches 
(Wartezeit) vorsieht. Bereits in der ersten Hälfte 
des Monats Mai 1973 werden in Bonn Besprechun-
gen von Regierungssachverständigen beider Seiten 
stattfinden, durch die deutsch-amerikanische Regie-
rungsverhandlungen vorbereitet werden sollen. 
Uber den Zeitpunkt der Unterzeichnung eines der-
artigen Abkommens, das zudem noch von den par-
lamentarischen Körperschaften beider Staaten ge-
billigt werden müßte, können zur Zeit noch keine 
Angaben gemacht werden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. März 1973 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Braun 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 61): 

Beabsichtigt die Bundesregierung — wie in der 58. Sitzung des 
Bundestages vom 16. Juni 1970 im Rahmen des Mündlichen 
Berichts des Petitionsausschusses angeregt —, zu der Frage der 
Bewertung der Ersatzzeiten (Kriegsdienstzeit) bei der Berech-
nung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung neue 
Vorschläge zu machen? 

Die Anwendung der geltenden Vorschriften über 
die Bewertung der Ersatzzeiten hat zum Ergebnis, 
daß die Kriegsteilnehmer grundsätzlich gegenüber 
den Nichtkriegsteilnehmern in der Rentenversiche-
rung nicht benachteiligt sind. Dieses Ergebnis wird 
durch umfangreiche statistische Erhebungen, die auf 
eine Bitte des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung hin von den Rentenversicherungs-
trägern angestellt worden sind, unterstrichen und 
von den Betroffenen, nach Aufklärung über die 
Rechtslage, eingeräumt. Die Bundesregierung hält 
daher eine grundsätzliche Neuregelung der Vor-
schriften über die Bewertung der Ersatzzeiten nicht 
für erforderlich. 

Die Bundesregierung wird sich jedoch nochmals 
mit den Beteiligten, insbesondere den Spätheimkeh-
rern in Verbindung setzen, um festzustellen, ob es 
Einzelfälle gibt, für die eine Sonderregelung mög-
lich und gerechtfertigt wäre. Hierbei wäre zu prü-
fen, welche Auswirkungen sich bei einer eventuel-
len Sonderregelung, insbesondere auch im Hinblick 
auf die verwaltungsmäßige Durchführung, ergeben 
würden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. März 1973 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmude 
(SPD) (Drucksache 7/360, Frage A 62) : 

Zieht die Bundesregierung angesichts des von ihr vorberei-
teten Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schwerbeschädigten

-

rechts in Betracht, durch Änderung der Einstellungspraxis im 
Bereich der öffentlichen Hand, z. B. bei der Deutschen Bundes-
post und der Deutschen Bundesbahn, dem Zweck des vorge-
sehenen Gesetzes schon jetzt zu entsprechen? 

Das Bundeskabinett hat am 21. März 1973 den 
„Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Schwerbeschädigtenrechts" verabschiedet. Der Ent-
wurf enthält eine Reihe wichtiger Verbesserungen 
für die Eingliederung der Behinderten in Arbeit und 
Beruf. So wird der geschützte Personenkreis auf alle 
Behinderten, unabhängig von der Ursache der Be-
hinderung, ausgedehnt. Die Pflicht der Arbeitgeber 
zur Beschäftigung von Schwerbehinderten und die 
Verpflichtung zur Zahlung einer Ausgleichsabgabe 
werden neu geregelt. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, 
schon vor Inkrafttreten des neuen Schwerbehinder-
tengesetzes die Praxis zur Einstellung von Schwer-
behinderten im öffentlichen Dienst zu ändern. Dar-
über hinaus fehlen zur Zeit exakte Unterlagen über 
die künftige Zahl der Schwerbehinderten, die Zahl 
der Pflichtplätze und den Umfang der Inanspruch-
nahme dieser Pflichtplätze. Erst eine alsbald nach 
Inkrafttreten des Gesetzes von den Arbeitsämtern 
durchzuführende Erhebung wird hier endgültig Klar-
heit bringen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 22. März 1973 auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360, Fragen A 63 und 64) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die seit dem 
1. April 1971 für Schüler. Studenten und Kinder in Kinder-
gärten bestehende gesetzliche Unfallversicherung — zumindest 
in Baden-Württemberg — die von den Gemeinden an den 
Unfallversicherungsverband zu entrichtenden Umlagen die vor-
her entrichteten freiwilligen Beiträge um bis zu 650 v. H. über-
schreiten? 

Inwieweit trifft die Darstellung des baden-württembergischen 
Städtetages zu, wonach ein wesentlicher Effekt der gesetzlichen 
Unfallversicherung für Schüler usw. in dem Aufbau teurer Ver-
waltungsabteilungen und der Entstehung hoher Kosten für die 
Gemeinden zu sehen sei, während eine Verbesserung der 
Leistungen für den betroffenen Personenkreis insgesamt nicht 
erzielt worden sei? 

Das Gesetz über die Unfallversicherung für Schü-
ler, Studenten sowie Kinder in Kindergärten gehört 
zu den wichtigen sozialpolitischen Vorhaben, die 
bereits in der 6. Legislaturperiode verabschiedet 
werden konnten. Hierdurch wurde auch im Bereich 
der Unfallversicherung ein bedeutendes Stück so-
zialer Sicherheit für die Jugendlichen verwirklicht. 
Die Durchführung eines solchen Gesetzes ist natur-
gemäß ohne eine Verstärkung des Leistungsauf-
wandes und einen Ausbau der entsprechenden In- 
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stitutionen nicht möglich. Das wird an folgenden 
Zahlen deutlich, die mir gerade aus dem Lande Ba-
den-Württemberg bekannt sind. 

So wurden im Jahre 1969 in Baden-Württemberg  
von der damals bestehenden privatrechtlichen Ver-
sicherung bei 23 400 gemeldeten Schülerunfällen 

 durchschnittlich 6,20 DM pro Fall aufgewendet, wo-
bei die Prämien von den Erziehungsberechtigten auf-
gebracht wurden. 

In den Aufwendungen pro Fall in Höhe von 6,20 
DM drückt sich auch das geringe Leistungsniveau 
der damaligen Schülerunfallversicherung aus. 

Bei der Verabschiedung des Gesetzes über Unfall-
versicherung der Schüler waren sich alle Fraktionen 
einig, daß diese unbefriedigende Situation beseitigt 
werden müsse. 

Demgegenüber sind im Jahre 1972 in Baden-Würt-
temberg bei 71 104 Unfällen von Schülern und Kin-
dern in städtischen Kindergärten durchschnittlich 
122,60 DM pro Fall aufgewendet worden. Zur Ver-
deutlichung darf ich ein Beispiel nennen: Ein durch 
einen Schulunfall Querschnittgelähmter erhielt aus 
dei privaten Schülerunfallversicherung Leistungen, 
d. h. Sach- und Geldleistungen, bis zum Betrage von 
30 000 DM. Für diesen Fall sind aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung Renten und Pflegegeld im Kapi-
talwert von je 125 000 DM, zusammen also eine 
Viertel Million DM, zu zahlen. Dazu kommen die er-
heblichen Kosten für die Sachleistungen der medizi-
nischen und beruflichen Rehabilitation. 

Was den Verwaltungsaufwand betrifft, so haben 
die Gemeindeunfallversicherungsverbände in Ba-
den-Württemberg nach meinen Informationen seit 
dem 1. 4. 1971, dem Inkrafttreten des Gesetzes über 
Schülerunfallversicherung, ihren Personalbestand 
von 93 auf 168 Personen erhöht. 

Die Stellenmehrungen sind von den Selbstver-
waltungsorganen beschlossen worden, in denen 
auch die Gemeinden und die Gemeindeverbände 
vertreten sind. Mir ist nicht bekanntgeworden, daß 
die zuständige Landesaufsichtsbehörde hiergegen 
Bedenken erhoben hätte. 

Anlage 20  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 23. März 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Milz (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen A 65 
und 66) : 

Bleibt das Bundesverteidigungsministerium bei seiner Zu-
sage, das Militärgeographische Amt der Bundeswehr nach Eus-
kirchen zu verlegen?  

Läßt sich die zeitliche Durchführung dieser Verlegung konkret  

bestimmen?  

Das Bundesministerium der Verteidigung hält an 
seiner Absicht fest, das Militärgeographische Amt, 

 das sich zur Zeit in Bonn-Bad Godesberg befindet, 

nach Euskirchen zu verlegen. Ein bundeseigenes,  

bereits erschlossenes Gelände steht hierfür in Eus-
kirchen zur Verfügung. 

Zum zeitlichen Ablauf teile ich Ihnen mit, daß mit 
dem Bauvorhaben voraussichtlich nicht vor Ende  
1975 begonnen werden kann. Eine bindende Aus-
sage zum Termin der Fertigstellung ist mir nicht 
möglich. Vor 1977/78 ist jedoch mit Sicherheit nicht 
mit der Bezugsfertigkeit zu rechnen. 

Anlage 21  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 23. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Wernitz (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 67): 

Wann ist mit einem Abschluß der Verhandlungen zwischen der 
Bundesregierung und den Bundesländern über eine Neufassung 
des § 14 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes zu rechnen, u nd  welche 

Änderungsvorstellungen liegen bisher den Verhandlungen zu-
grunde?  

Auf Anregung des Verteidigungsausschusses des 
Deutschen Bundestages hat die Bundesregierung 
inzwischen mit sechs Landesregierungen darüber 
verhandelt, ob der § 14 Abs. 2 Wehrpflichtgesetz 

 dahin gehend abgeändert werden soll, daß die ört-
lichen Zuständigkeiten der Mittel- und Unterbehör-
den der Bundeswehrverwaltungen nicht mehr zwin-
gend den Grenzen der Verwaltungsbezirke der Län-
der anzupassen sind. Die Überlegungen sind durch 
die Gebietsreform einiger Länder ausgelöst worden. 
Mit zwei Ländern sind die Verhandlungen noch nicht 
abgeschlossen worden; dies wird etwa in zwei Wo-
chen der Fall sein. Mit den beiden Stadtstaaten 
Hamburg und Bremen ist nicht gesprochen worden, 
weil sie von dem Problem der Gebietsreform nicht 
berührt werden. 

Anlage 22  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Metzger 

 (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 68): 

Besteht nach derzeitig geltendem Recht die Möglichkeit, Ärzte, 
die noch keinen Grundwehrdienst geleistet haben, nach Voll-
endung des 32. Lebensjahrs zum Grundwehrdienst, verkürztem 
Grundwehrdienst oder sonst zu Leistungen innerhalb der Bun-
deswehr heranzuziehen? 

Ärzte, die das 32. Lebensjahr vollendet und noch 
keinen Grundwehrdienst geleistet haben, können 
nach geltendem Recht nur zu Wehrübungen von 
höchstens dreimonatiger Dauer einberufen werden. 

Derartige Wehrübungen sind für einen sinnvol-
len Einsatz von Ärzten nicht geeignet und werden 
daher nicht praktiziert. 
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Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 22. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Probst (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 69) : 

Wie haben sich die Ergebnisse repräsentativer Umfragen nach 
dem Ansehen unserer NATO-Partner und nach der Notwendig-
keit der Bundeswehr und der NATO in den letzten Jahren ent-
wickelt, und welche politischen Konsequenzen zieht die Bundes-
regierung daraus? 

Ihre Frage nach den Ergebnissen repräsentativer 
Umfragen nach dem Ansehen unserer NATO-Part-
ner und nach der Notwendigkeit der Bundeswehr 
und der NATO beantworte ich wie folgt: 

Die Bundesregierung hat repräsentative Umfragen 
nach dem Ansehen unserer NATO-Partner nicht ver-
anlaßt. Ich bin auch der Auffassung, daß derartige 
Pauschalfragen keinen Aussagewert haben. 

Regelmäßig erfragt wird dagegen seit Jahren das 
Meinungsbild zu Bundeswehr und NATO. Dieses 
Bild war in den letzten Jahren im großen und gan-
zen stabil. 

1972 wurde die Bedeutung der Bundeswehr in der 
heutigen Weltlage folgendermaßen eingeschätzt: 

Sehr wichtig oder wichtig von 66 vH der Befrag-
ten (1969: 63 vH) 

Nicht so wichtig oder unwichtig von 25 vH (1969: 
24 vH) 

Überflüssig, schädlich oder gefährlich von 6 vH 
(1969: 5 vH) 

Ähnliches gilt für die Einschätzung der NATO. 

Auf die Frage, ob die Bundesrepublik Deutsch-
land weiterhin der NATO angehören oder ausschei-
den soll, plädiert seit 1968 nur eine unbedeutende 
Minderheit für den Austritt. 1968, 1969 und 1970 
waren das 3 vH, 1971 5 vH und 1972 2 vH der 
Befragten. Dagegen sprachen sich 1972 82 ' 0/o der 
Befragten für ein Verbleiben in der NATO aus. 

Allerdings kommt auch in den Meinungsumfra-
gen im Gegensatz zum allgemeinen Durchschnitt die 
verbreitete Unsicherheit und Indifferenz der Jugend 
durch eine größere Zahl der Meinungslosen und 
Negativstimmen zum Ausdruck. 

Die Umfrageergebnisse insgesamt zeigen eindeu-
tig, daß die überwiegende Mehrheit der Bevölke-
rung zwischen NATO und Verständigungspolitik 
nach Osten keine Alternative sieht, sondern eine 
wünschenswerte Kombination. 

Die Bundesregierung zieht daraus die politische 
Konsequenz, daß ihre in der Regierungserklärung 
vom 18. Januar 1973 fixierte Politik der atlantischen 
Allianz als Grundlage der Sicherheit und Rückhalt 
für die Entspannung nach Osten von der Mehrheit 
der Bevölkerung unterstützt wird. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Westphal vom 20. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Groß (FDP) (Drucksache 7/360 Frage A 70) : 

Hält die Bundesregierung ein Einfuhrverbot für notwendig und 
möglich, das alle Lebensmittelbestandteile und -zusätze erfaßt, 
die in einem OECD-Land einem Marktverbot unterliegen? 

Die Bundesregierung hält eine Regelung nicht für 
notwendig, durch die automatisch die Einfuhr für 
solche Lebensmittel in die Bundesrepublik Deutsch-
land untersagt wird, die im Ausland verbotene Zu-
satzstoffe enthalten. 

Eingeführte Lebensmittel müssen ebenso wie die 
in der BRD hergestellten Erzeugnisse den deutschen 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften entsprechen. 
Danach ist grundsätzlich die Verwendung von Zu-
satzstoffen bei der Herstellung von Lebensmitteln 
verboten. Nur ausdrücklich durch Rechtsverordnung 
zugelassene Zusatzstoffe dürfen verwendet werden. 
Sie werden nur dann zugelassen, wenn die einge-
hende Überprüfung der Stoffe ihre gesundheitliche 
Unbedenklichkeit erwiesen hat. Wird ein in der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassener Stoff in 
einem anderen Land verboten, so wird umgehend 
geprüft, ob ein Anlaß gegeben ist, dieses Verbot zu 
übernehmen. Es hat sich in der zurückliegenden Zeit 
gezeigt, daß dies nicht immer der Fall war. Zum 
Beispiel haben sich die einem Verbot zugrunde lie-
genden wissenschaftlichen Unterlagen als nicht stich-
haltig erwiesen. Andererseits können auch die 
unterschiedlichen Verzehrsgewohnheiten eine diffe-
renzierte Beurteilung erforderlich machen. 

Die Bundesregierung hält es daher im Interesse 
sachgerechter Lösungen für geboten, in jedem ein-
zelnen Fall eine Entschiedung zu treffen und nicht 
automatisch Verbote anderer Staaten zu überneh-
men. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Westphal vom 20. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/360 Frage A 71) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, welche 
Lösungen sich im Zuge der weiteren Integration der Euro-
päischen Gemeinschaft (Bericht der Bundesregierung über die 
Integration der Europäischen Gemeinschaft — Drucksache 7/5) 
in bezug auf die pharmazeutischen Richtlinien betr. Herstellung, 
Großhandel, Anerkennung der Apothekerdiplome, Koordinierung 
der Apothekerausbildung, der Ärzteausbildung und des Nieder-
lassungsrechtes ergeben? 

Die von Ihnen zitierten Richtlinien sollen den 
Unternehmen und Angehörigen der betreffenden Be-
rufszweige die Möglichkeit eröffnen, sich in allen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft niederzulassen. 
Die Staatsangehörigkeitsschranken sollen fallen und 
die zur Ausübung der Berufe erforderlichen Befähi- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Freitag, den 23. März 1973 	1185` 

gungsnachweise sollen durch die Mitgliedstaaten 
gegenseitig anerkannt werden. Folgerichtig sehen 
die Koordinierungsrichtlinien vor, daß die nationa-
len Vorschriften über den Zugang zu den Berufen, 
über die Berufsausübung und über die Berufsausbil-
dung  bis zu einem gewissen Grade vereinheitlicht 
werden. Über einige dieser Richtlinien wird zur 
Zeit in den zuständigen Gremien des EG-Minister-
rates besonders intensiv verhandelt, dabei haben 
vor allem die drei neuen Mitgliedstaaten die Ge-
legenheit, ihre Auffassungen darzulegen. Ich vermag 
zur Zeit nicht zu sagen, wann diese Beratungen ab-
geschlossen werden können und wann es zu einer 
Entscheidung des EG-Ministerrats kommen wird. 

Es steht aber heute schon fest, daß die nationalen 
Vorschriften geändert werden müssen. So wird er-
forderlich sein, die Berufsgesetze in der Weise zu 
ändern, daß den Staatsangehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten der gleiche Rechtsanspruch auf den 
Zugang zum Beruf eingeräumt wird, wie den deut-
schen Staatsangehörigen. Welche Änderungen sich 
aus dem Koordinierungsbereich ergeben, ob und 
in welchem Maße also e in e  Anpassung unserer ge-
setzlichen Vorschriften über den Zugang zu diesen 
Berufen, über die Berufsausübung und über die 
Berufsausbildung notwendig wird, kann zur Zeit 
nicht beurteilt werden. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Westphal vom 20. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Tillmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 72) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die freiwillige und ehren-
amtliche Arbeit der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
(DLRG), die in 20 Jahren mehr als 40 000 Menschen vor dem 
Ertrinkungstod gerettet hat, und ist sie bereit, die Arbeit dieser 
Organisation durch unbürokratische Bereitstellung entsprechen-
der Haushaltsmittel zu erleichern, da sich sowohl die Richtlinien 
für Sportförderung als auch für den Katastrophenschutz nicht 
unbedingt anwenden lassen? 

Die Bundesregierung mißt der freiwilligen und 
ehrenamtlichen Tätigkeit der Deutschen Lebensret-
tungsgesellschaft auf dem Gebiete der Unfallver-
hütung große Bedeutung für die Allgemeinheit bei. 
Sie bewertet diese außerordentlich verdienstvolle 
Aufgabenstellung ebenso wie die gleichfalls frei-
willige und ehrenamtliche Tätigkeit der übrigen 
Rettungsorganisationen wie z. B. die des Arbeiter-
samariter-Bundes, des Malteser Hilfsdienstes, der 
Johanniter Unfallhilfe und des Deutschen Roten 
Kreuzes. 

Vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit ist deshalb vorgesehen, der Deutschen 
Lebensrettungsgesellschaft für 1973 denselben Zu-
wendungsbetrag zukommen zu lassen, wie den übri-
gen auf dem Gebiet der Unfallverhütung und der 
Notfallrettung tätigen Hilfsorganisationen. 

Die Zuwendung setzt die Verabschiedung des 
Haushalts 1973 voraus. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Westphal vom 20. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Bur-
ger (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 75) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Möglichkeiten der 
fachärztlichen Akut- und Nachsorgebehandlung Querschnittsge-
lähmter und Rückenmarkgeschädigter unzureichend sind, und 
hält sie die Angaben namhafter Wissenschaftler für zutreffend, 
wonach 15 Behandlungszentren für diesen Personenkreis in der 
Bundesrepublik Deutschland fehlen, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, um auf diesem Gebiet eine fachge-
rechte Behandlung sicherzustellen? 

Die Bundesregierung ist ebenfalls der Meinung, 
daß die Versorgung der Querschnittsgelähmten und 
Rückenmarkgeschädigten unzureichend ist. Sie hat 
deshalb den Bundesgesundheitsrat mit dieser Frage 
befaßt. Dieser weist bei einem derzeitigen Bestand 
von etwa 400 Betten auf einen Fehlbestand von 
1100 Betten hin. Hieraus ergibt sich ein Gesamtbe-
darf von 1500 Betten. 

Die Bundesregierung hat das Votum des Bundes-
gesundheitsrates den Ländern und den Trägern der 
Einrichtungen für Unfallverletzte mit einer Empfeh-
lung weitergegeben. Der Bund selbst ist für den 
Bau entsprechender Zentren der Frischversorgung 
und Rehabilitation nicht zuständig. 

Die Bundesregierung ist aber bereit, gemeinsam 
mit den Ländern zu prüfen, inwieweit diesem An-
liegen bei der Krankenhaus-Bedarfsplanung, für die 
auch die Länder zuständig sind, besser Rechnung 
getragen werden kann. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Egert 
(SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 79) : 

Wird die Bundesregierung im Interesse der Erhöhung der 
Sicherheit im Straßenverkehr eine Überprüfung des Sehvermö-
gens älterer Führerscheininhaber obligatorisch machen, und in-
wieweit wird sie sich dabei von den Vorstellungen des Deutschen 
Grünen Kreuzes, die dem zuständigen Bundesminister mit 
Schreiben vom 15. Februar 1973 mitgeteilt worden sind, leiten 
lassen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, eine Ü berprü-
fung des Sehvermögens älterer Fahrerlaubnisinha-
ber obligatorisch zu machen. Einzelheiten über die 
Durchführungsmodalitäten liegen noch nicht fest. 
Auch die Frage, inwieweit die Vorstellungen des 
Deutschen Grünen Kreuzes hierbei berücksichtigt 
werden können, läßt sich noch nicht abschließend 
beantworten. In Gesprächen mit dem Berufsverband 
der Augenärzte Deutschlands und der Deutschen 
Ophthalmologischen Gesellschaft ist inzwischen Ei-
nigkeit erzielt, daß zunächst ein Sehtest, der von ge-
schulten Laien durchgeführt wird, ausreicht. Erst die 
beim Sehtest „Angehaltenen" sollen sich einer ärzt-
lichen Untersuchung unterziehen. Mein Haus bemüht 
sich, die Dinge möglichst rasch voranzutreiben. 
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Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 
Frage A 80) : 

Wann ist mit der Eröffnung der Bahnverbindung Würzburg —
Meiningen und damit der Wiederherstellung der alten Verbin-
dung Stuttgart—Berlin zu rechnen? 

Ich bin mit Ihnen der Auffassung, daß die Wieder-
eröffnung des Eisenbahngrenzübergangs Mellrich-
stadt/Rentwertshausen erwünscht ist. Damit würde 
die früher bestehende Bahnverbindung zwischen 
Stuttgart und Berlin wieder hergestellt werden. 
Auch die Deutsche Bundesbahn würde dies begrü-
ßen. 

Die Frage wird demnächst in der Kommission nach 
Art. 19 des Transitabkommens von der Bundesrepu-
blik aufgegriffen werden. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Hölscher 
(FDP) (Drucksache 7/360 Frage A 81) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der Bundesfernstraßen-
planung die jeweiligen Auswirkungen auf die Umwelt in einer 
systematischen Umweltverträglichkeitsprüfung festzustellen und 
diese Feststellung der Folgewirkungen auf die Umwelt zu be-
rücksichtigen, oder gilt statt des Grundsatzes der Vorsorge (z. B. 
bestmögliche Lärmbekämpfung an der Trasse) lediglich der 
Grundsatz der Abwendung von möglichen Entschädigungsan-
sprüchen (z. B. nach § 906 BGB)? 

Die Auswirkungen des Baues von Bundesautobah-
nen und Bundesstraßen auf die Umwelt werden in 
gesetzlich vorgesehenen Verfahren stets eingehend 
geprüft. Die Bundesfernstraßen werden so umwelt-
freundlich geplant und gebaut, wie es nach Abwä-
gung aller Umstände im Einzelfall möglich ist. Auf 
umweltfreundliche Planung wird selbstverständlich 
auch dann großer Wert gelegt, wenn keine Ent-
schädigungsansprüche nach § 906 BGB zu besorgen 
sind. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten von 
Bockelberg (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage 
A 82) : 

Zu welchem Ergebnis ist der bei dem Bundesminister für 
Verkehr und bei dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit gebildete Beirat für Verkehrsmedizin in seinem 
Zweiten Entwurf des Gutachtens „Krankheit und Kraftfahr-
eignung" hinsichtlich der Bewertung von Gehörschäden gekom-
men, und werden danach gehörlose (taubstumme) Führerschein-
inhaber und Führerscheinbewerber eine Sonderbehandlung zu 
erwarten haben? 

Das beim Verkehrsmedizinischen Beirat des Bun

-d

esministers für Verkehr und des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit in Auftrag ge-
gebene Gutachten „Krankheit und Kraftverkehr" 
liegt noch nicht vor. Der Beirat wird sich Anfang 
März voraussichtlich abschließend mit dem Gutach-
ten befassen. Ich bitte um Verständnis dafür, daß 
ich dem Ergebnis der Beratungen des Beirats nicht 
vorgreifen möchte. Ich bin aber gerne bereit, Sie 
unmittelbar nach Vorlage des Gutachtens über die 
Sie interessierende Frage zu informieren. Im übri-
gen ist beabsichtigt, das Gutachten noch in diesem 
Jahr in der Schriftenreihe des Bundesministers für 
Verkehr zu veröffentlichen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Wagner (Trier) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 
Frage A 84) : 

Ist damit zu rechnen, daß durch die vorgesehenen Kürzungen 
der Mittel für den Straßenbau auch der Bau von Autobahnen 
und Bundesstraßen im Land Rheinland-Pfalz verlangsamt wird? 

Die von der Bundesregierung beschlossene Kür-
zung der Straßenbaumittel im Jahr 1973 wird sich 
— wie in allen anderen Ländern — auch in Rhein-
land-Pfalz auswirken. Die Kürzungen werden jedoch 
im wesentlichen nur bei Bauvorhaben der Bundes-
straßen zu einer Verlangsamung führen. Der Bun-
desautobahn-Neubau ist nur in geringem Maß be-
troffen, wobei eine volle Finanzierung der links-
rheinischen Autobahn, als der wichtigsten Neubau-
maßnahme im Land Rheinland-Pfalz, sichergestellt 
bleibt. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Probst (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 85) : 

Ich frage die Bundesregierung, ob die Äußerungen von 
Bundesminister Lauritzen in einem Interview mit der „Münchner 
tz" vom 20. Februar 1973, „Bevor wir investieren, werden wir 
immer kritisch prüfen — auch bei Flughäfen" — tz: „Ganz 
konkret: Wird in München an der Zukunft vorbeigeplant?" — 
Lauritzen:  „Nein, dafür werden wir uns einsetzen" — im Zu-
sammenhang mit der Entwicklung von neuen Verkehrstechnolo-
gien (Hochleistungsschnellbahn) bedeuten, daß der Standort und 
die Größe des Flughafens München II erneut diskutiert werden 
sollen, und sind diese Aussagen von Bundesverkehrsminister 
Lauritzen schon Teil einer Konzeption, die bereits der Vorgänger 
in diesem Amt, Bundesminister Leber, angekündigt hat, und 
die Herr Lauritzen demnächst vorlegen will? 

In dem von Ihnen zitierten Interview hat Herr 
Bundesverkehrsminister Dr. Lauritzen die Frage 
nach der Betriebsbereitschaft von Hochleistungs-
Schnellbahnen in der Bundesrepublik und in Europa 
offengelassen. Sie läßt sich wegen der ungelösten 
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technischen, wirtschaftlichen und verkehrspoliti-
schen Probleme zur Zeit nicht beantworten. 

Hiervon unabhängig bestehen dagegen über die 
erforderliche Größe eines Flughafens München II 
feste Vorstellungen. Sie erwachsen aus der Ersatz-
funktion des Flughafens München II für den Flug-
hafen München-Riem. 

Ebenso positiv läßt sich die Frage nach dem Stand-
ort für einen Flughafen München II beantworten: 
Er muß in größtmöglicher Nähe seines Aufkommens-
schwerpunktes München liegen. Solch ein Standort 
ist gefunden worden. 

Zum 2. Teil Ihrer Frage unterstelle ich, daß Sie 
mit der neuen Konzeption die Bundesverkehrswege-
planung meinen. Größe und Standort eines Flug-
hafens München II sind schon wegen der eingangs 
erläuterten Ersatzfunktion für München-Riem hier-
von unabhängig. Der erste Teil der Bundesverkehrs-
wegeplanung wird noch im Laufe dieses Jahres als 
Bericht der Bundesregierung vorgelegt werden. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 23. März 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Sei-
ters (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen A 86 
und 87): 

Welche Überlegungen bestimmen die Streckenauswahl bei der 
Elektrifizierung von Eisenbahnlinien? 

Ist es zutreffend. daß bei der Streckenauswahl die Gewährung 
von Kreditvorteilen durch einzelne Länder eine erhebliche Rolle 
spielt? 

Bei Elektrifizierungsvorhaben muß unterschieden 
werden nach 

— Fernstrecken mit hoher Belastung, 

— Ergänzungs- und Verbindungsstrecken, 

— Strecken zur Verbesserung des Verkehrs in Ver-
dichtungsräumen. 

Für die Auswahl der Fernstrecken ist die Rendite 
maßgebend, die das zu investierende Kapital er-
bringt. In einer Vergleichsuntersuchung wird von 
der Deutschen Bundesbahn festgestellt, ob eine 
„Elektrifizierung" oder eine „Verdieselung" im Ein-
zelfalle wirtschaftlicher ist. Im allgemeinen ist die 
Streckenbelastung ausschlaggebend. Sie erlaubt bei 
entsprechend hohen Werten eine Umstellung auf 
elektrischen Betrieb. 

Ergänzungs- und Verbindungsstrecken werden zur 
Abrundung des Grundnetzes elektrifiziert. Dies kann 
aus betrieblichen Gründen oder zur Erzielung eines 
verbesserten Fahrzeugumlaufs notwendig sein. 

Nahverkehrsstrecken in Ballungsgebieten werden 
im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verbesse-
rung des öffentlichen Schienenpersonenverkehrs 
elektrifiziert — beispielsweise bei der Einrichtung 
von S-Bahn-Verkehren. 

Bei Fern- und Ergänzungsstrecken, deren Elektri-
fizierung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten vor-
genommen wird, spielen die Konditionen des aufzu-
nehmenden Kapitals eine maßgebliche Rolle. Hier 
haben seit 1950 in der Tat verschiedene Länder der 
Deutschen Bundesbahn durch Finanzierungshilfen zu 
einer zügigen Ablösung des Dampflokbetriebs ver-
holfen. 

Bei Strecken zur Verbesserung des Verkehrs in 
Verdichtungsräumen leistet der Bund für die Elektri-
fizierungsinvestitionen (nur Infrastruktur) im Rah-
men des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
Zuschüsse. In der Regel beteiligen sich auch die 
Länder an diesen Investitionen. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack vom 23. März 
1973 auf die Mundfiche Frage des Abgeordneten Dr. 
Geßner (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 88) : 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung dem 
Bundestag eine Vorlage bezüglich der angekündigten Erhöhung 
der Mietobergrenzen für das Wohngeld zuleiten wird? 

Wie auf eine Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Seibert bereits vor kurzem mitgeteilt worden ist, 
wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundes-
tag  bis zur Sommerpause dieses Jahres den Mie-
tenbericht 1972 vorlegen. Der Bericht soll eine Ent-
scheidung über die Anpassung der nach dem Zwei-
ten  Wohngeldgesetz maßgebenden Höchstbeträge 
für die zu berücksichtigende Miete und Belastung 
ermöglichen. 

Die endgültige Entscheidung über eine Anhebung 
der Höchstbeträge wird allerdings nicht jetzt, son-
dern erst im Zusammenhang mit dem Haushalt 1974 
zu treffen sein. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack vom 23. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Baier (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage A 89) : 

Unter Hinweis auf eine Notiz in den Ruhrnachrichten vom 
12. März 1973 „Vogel: Bauen muß billiger werden" frage ich, 
welche konkreten Maßnahmen des Bundesministers Dr. Vogel zur 
Verwirklichung dieser begrüßenswerten Forderung führen wer-
den? 

In allen hochindustrialisierten Ländern ist eine 
Baupreisentwicklung zu verzeichnen, die zu Be-
sorgnis Anlaß gibt. Eine der Ursachen liegt zweifel-
los darin, daß mit steigendem Wohlstand die An-
sprüche an die Qualität der Bauten, insbesondere 
im Wohnungsbau, gleichfalls gestiegen sind. Das 
wirkt sich nicht nur auf die Gestalt und Zuordnung 
der Gebäude, auf die Größe und Ausstattung der 
Wohnungen, sondern auch auf den Raumbedarf für 
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Versorgung, Freizeitgestaltung und Kommunikation, 
d. h. letztlich auf die Gesamtbaukosten aus. 

Als weitere wesentliche Ursache aber muß festge-
stellt werden, daß es im Bauwesen noch nicht ge-
lungen ist, die Rationalisierungsmöglichkeiten im 
selben Maße wie bei der industriellen Massenpro-
duktion auszuschöpfen. Folgende Maßnahmen sieht 
das Arbeitsprogramm des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau deshalb 
vor: 

1. Die Verstetigung der Baunachfrage der öffent-
lichen Körperschaften im allgemeinen und des 
Bundes im besonderen 

Hierzu müssen Wege zum Einsatz der öffent-
lichen Bauinvestitionen als Mittel der Baukon-
junktursteuerung gefunden werden. Dabei ist der 
saisonalen Verstetigung besondere Bedeutung 
beizumessen. 

2. Die Verstetigung der Baunachfrage durch Serien-
produktion 

Einen Ansatzpunkt hierfür bietet insbesondere 
der öffentlich geförderte soziale Wohnungsbau. 
Die im Rationalisierungskatalog des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
ausgewiesenen Maßnahmen müssen allgemein 
zur Anwendung gebracht, die Wohnungsbau-För-
derungsbestimmungen als Instrument zur Durch-
setzung kontinuierlicher und serieller Produktion 
gehandhabt werden. 

3. Die Entwicklung rationalisierungswirksamer Pla-
nungs-, Veranschlagungs- und Vergabemethoden 
Es gilt, Verfahren zu entwickeln und zu erproben, 
die eine Orientierung der Planung an den Mög-
lichkeiten rationeller Produktion — mit dem 
Ziel der Baukostensenkung bei gleicher oder bes-
serer Qualität — gewährleisten. So steht z. B. 
die Neufassung der Verdingungsordnung kurz 
vor der Verabschiedung 

4. Die Intensivierung der Bauforschung 

Es ist vorgesehen, eine selbständige Bundesinsti-
tution für Bauforschung zu schaffen, die unter 
Mitwirkung der bereits bestehenden Arbeitsge-
meinschaft für Bauforschung die Forschungskapa-
zität auf aktuelle Fragen des Planungsablaufs, 
der Bauökonomie und der Nutzerbedürfnisse 
lenkt und damit die Bestrebungen um Versteti-
gung und Rationalisierung nachhaltig unterstützt. 

5. Die Förderung der Rationalisierung durch Bei-
spiel 

In erster Linie sind hier die Demonstrativmaß-
nahmen des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zu nennen, an denen 
die Ergebnisse der Bauforschung erprobt und bei-
spielhaft vorgeführt werden. In dem Zusammen-
hang sind die Wettbewerbe „Flexible Wohn-
grundrisse", „Elementa 72" und „Integra" zu 
nennen, deren preisgekrönte Projekte als Ver-
suchs- und Vergleichsbauten verwirklicht wer-
den. Damit wird eine bereits bewährte Politik 
fortgesetzt. 

Da sich diese Ziele ohne die Unterstützung aller 
am Bau Beteiligten nicht erreichen lassen, sind Archi-
tekten, Ingenieure, Bauwirtschaft, Bauindustrie und 
Gewerkschaften aufgerufen, den Weg von der im-
provisierten zur organisierten Planung, von der 
Einzelfertigung zur elementierten und seriellen 
Produktion gemeinsam zu beschreiten. Der Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
ist zur engen Zusammenarbeit bereit. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack vom 23. März 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Kiechle (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen A 90 
und 91): 

Auf welchen wissenschaftlich abgesicherten Erkenntnissen be-
ruht die Aussage von Bundesminister Dr. Vogel in der Zeit-
schrift „Das Leben" Nr. 1/2/1973, „das Düngen der landwirt-
schaftlichen Nutzflächen hat zwar die Hungersnot in vielen 
Ländern der Erde beseitigt, aber dafür die Pflanzen vitamin-
ärmer und anfälliger gegen Krankheiten und Schädlingsbefall 
gemacht, die Humusbildung verringert, die Bodenerosion be-
schleunigt und noch zur verheerenden Vergiftung der Flüsse 
und Seen beigetragen"? 

Befindet sich der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau mit dieser Aussage in Einklang mit der Bundes-
regierung? 

Die in der Anfrage genannten Festlegungen be-
ruhen auf einer Untersuchung der Studiengruppe 
für Biologie und Umwelt GmbH, München (Leiter: 
Privatdozent Dr. Frederic Vester) zum „Systemzu-
sammenhang in der Umweltproblematik" (1971; vgl. 
S. 55-61). Dort wird auf die folgenden weiteren 
Quellen verwiesen: E. O. Beckmann, Vitalstoffe 15, 
181; G. Olschowy „Schriftenreihe für Landschafts-
pflege und Naturschutz", Band 4 (1969). 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommen im übrigen 
auch andere Veröffentlichungen: Paul Ehrlich, Be-
völkerungswachstum und Umweltkrise (1972); Study 
of Critical Environmental Problems (1970); Blue 
Print of Survival (The Ecologist 2/29, 1972); Fritz 
Pauli, Soil Fertility (1970). 

Mit seinen Ausführungen hat Herr Bundesmini-
ster Dr. Vogel einen persönlichen Diskussionsbei-
trag zu den Problemen einer unkontrollierten Aus-
weitung der Produktion, einer undifferenzierten 
Steigerung der Zuwachsrate und einem zum Selbst-
zweck werdenden technologischen Fortschritt ge-
leistet. Zu einer vorherigen Befassung der Bundes-
regierung mit einem solchen Diskussionsbeitrag be-
stand kein Anlaß. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 21. März 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Slotta (SPD) (Drucksache 7/360 Frage A 101): 
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Wie schlüsseln sich die 176 Studien und Gutachten nach den 
wichtigsten Problembereichen auf, die bis zum 31. März 1972 in 
der 6. Legislaturperiode des Bundestags durch das Bundes-
ministerium für Bildung und Wissenschaft mit einem Kostenauf-
wand von insgesamt 27 262 260 DM vergeben wurden, und nach 
welchen Kriterien gedenkt die Bundesregierung die Vergabe in 
Zukunft vorzunehmen? 

Die vom BMBW in der VI. Legislaturperiode bis 
einschließlich 31. März 1972 176 vergebenen Stu-
dien/Gutachten werden wie folgt aufgeschlüsselt: 

Förderungsbereich 

Anzahl 
der 

Studien/ 
Gut

-

achten 

Abgeflossener 
Betrag 

1969-192 
in DM 

Hochschule, Bildung 	 45 6 192 562 

Datenverarbeitung 	 7 2 518 098 

Weltraumforschung 	 32 6 322 750 

Kernforschung und 
Kerntechnik 	 32 5 007 457 

Meeresforschung 	 21 3 420 525 

Technologische Forschung 
und andere Forschungs-
bereiche   39 3 800 868 

Insgesamt 	  176 27 262 260 

Studien und Gutachten werden vom BMFT verge-
ben, wenn anstehende Probleme wissenschaftliche 
Aufbereitung und sachverständige Zuarbeit erfor-
dern, also vom Ministerium allein nicht gelöst wer-
den können. 

Es handelt sich überwiegend um fachliche Detail-
untersuchungen, und nur vereinzelt um Gutachten 
mit grundsätzlicher (forschungspolitischer) Themen-
stellung. 

Bei der Auswahl der Sachverständigen achtet das 
BMFT sowohl auf fundierte theoretische Kenntnisse 
als auch praktische Erfahrungen, größtmögliche In-
teressenfreiheit und Objektivität. 

Soweit ausnahmsweise möglich, werden Gutach-
ten ausgeschrieben. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 23. März 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Gruhl (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen 
A 106 und 107) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für Empfänger von 
nachzuweisenden Postsendungen innerhalb von Großgemeinden 
mit schlechten Verkehrsverbindungen erhebliche zeitliche und 
finanzielle Belastungen entstehen, wenn die Sendung wegen 
Abwesenheit in der Zustellzeit bei dem häufig mehrere Kilo-
meter entfernten Postzustellamt abgeholt werden müssen, ob-
wohl sich in unmittelbarer Nähe ein sogenanntes „Annahmepost-
amt" befindet? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, zur Entlastung speziell der 
berufstätigen Empfänger die Bestimmungen der Postordnung vom 
16. Mai 1963 zu ändern und den Annahmepostämtern die Aus-
händigung dieser Postsendungen zu übertragen? 

Grundsätzlich sind nachzuweisende Postsendun-
gen, die beim Zustellversuch nicht ausgeliefert wer-
den konnten, beim Zustellpostamt abzuholen. Um 
hierbei jedoch unangemessene Härten für die Post-
kunden zu vermeiden, die sich z. B. bei einer wirt-
schaftlich gebotenen Zentralisierung des Zustell-
dienstes in neugebildeten Großgemeinden ergeben 
könnten, wurde bereits im Jahre 1969 die Ab-
holung bei Annahmepostämtern in begründeten 
Fällen zugelassen. 

Einer Änderung der Postordnung bedarf es des-
halb nicht. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 23. März 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Enders (SPD) (Drucksache 7/360 Fragen A 108 
und 109) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in bestimmten Bereichen 
des Zonenrandgebiets die Sendungen der westdeutschen Fernseh-
anstalten — im Gegensatz zu den Ausstrahlungen der Sender in 
der DDR — überhaupt nicht oder nur sehr schlecht empfangen 
werden können? 

Kann die Bundesregierung den betroffenen Bewohnern zum 
Empfang westdeutscher Fernsehsendungen durch den Bau zu-
sätzlicher Lückenfüllsender oder die Übertragung der Programme 
über Kabelnetze verhelfen? 

Die technischen Einrichtungen für die Fernseh-
versorgung im Zonenrandgebiet sind vorrangig auf-
gebaut worden, so daß dort heute zwischen 94 und 
98 % der Bevölkerung das 2. Programm und über 
94 % auch ein regionales 3. Programm empfangen 
können. Nur für diese Fernsehversorgung ist die 
Deutsche Bundespost zuständig. Soweit in meinem 
Hause bekannt, liegt die Fernsehversorgung mit 
dem 1. Programm in diesem Gebiet auch bei etwa 
98 °/o. 

Zur weiteren Verbesserung der Fernsehversor-
gung im Zonenrandgebiet werden bis 1975 noch 
27 Fernsehumsetzeranlagen für das 2. und 39 für 
das 3. Programm aufgebaut. Damit sollen alle Ver-
sorgungslücken in Gebieten mit über 800 Einwoh-
nern geschlossen werden. 

Es kann nicht bestritten werden, daß in kleineren 
abgeschatteten Gebieten es auch dann noch vor-
kommen kann, daß kein oder nur schlechter Fern-
sehempfang möglich ist. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Moersch vom 23. März 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage 
A 120) : 

Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
ihrer Erklärung (Bericht der Bundesregierung über die Inte-
gration der Europäischen Gemeinschaften — Drucksache 715) 
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„Audi künftig wird sich die  Bundesregierung für eine Stärkung 
der Rolle des Europäischen Parlaments im Willensbildungs-
prozeß der Gemeinschaft einsetzen" politisch Nachdruck zu 
verleihen? 

In der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 
ist hervorgehoben, daß die Bundesregierung „die 
Befugnisse des Europäischen Parlaments erweitert 
sehen möchte", da die „Bürger in Europa schon jetzt 
eine Stärkung der sozialen Komponente und des 
demokratischen Elements in der Gemeinschaft er-
warten". Damit hat die Bundesregierung ein konkre-
tes Programm aufgestellt, das sie konsequent und 
mit Nachdruck weiterverfolgen wird. 

Zunächst wird es bei der Erweiterung der Befug-
nisse des EP um die Haushalts- und Kontrollbefug-
nisse gehen. Die Kommission hat sich selbst durch 
ihren Präsidenten am 22. 4. 1970 verpflichtet, Vor-
schläge zur Stärkung der Haushaltsbefugnisse der 
EP vorzulegen. Die hierfür vorgesehene Frist von 
2 Jahren konnte wegen des Beitritts nicht eingehal-
ten werden. Die Gipfelkonferenz hat einen weite-
ren Termin bestätigt: Bis zum 1. 5. 1973 hat die 
Kommission im Rahmen des Stufenplans zur 
schrittweisen Errichtung der Wirtschaft- und Wäh-
rungsunion einen Bericht über Maßnahmen zur Auf-
teilung der Kompetenzen und Verantwortlichkeiten 
zwischen den Organen der Gemeinschaft und den 
Mitgliedstaaten vorzulegen. Bei der Erörterung bei-
der Berichte wird die Bundesregierung bestrebt sein, 
ihre Vorstellungen über die Rolle des EP in der Ge-
meinschaft zu verwirklichen. Allerdings ist auch in 
dieser Frage zu berücksichtigen, daß kein Mitglied-
staat der Gemeinschaft allein Tempo und Richtung 
der weiteren Entwicklung der Integration bestim-
men kann. Es müssen vielmehr die Auffassungen 
aller neun Mitgliedstaaten beachtet werden. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Moersch vom 20. März 1972 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fra-
gen B 1 und 2) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es dem Inhalt 
und Geist des Warschauer Vertrags entspricht, wenn ausreise-
willige Deutsche sofort, ohne Arbeitslosengeld zu bekommen, 
ihren Arbeitsplatz, ihre Krankenversicherung und teilweise 
sogar ihre Wohnung verlieren, sobald sie nur den Antrag auf 
Ausreise stellen, obschon in der Regel ihrem Antrag dann über-
haupt nicht stattgegeben wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, erforderlichenfalls polnischen 
Entschädigungsforderungen mit Nachdruck entgegenzutreten, 
nachdem sich der polnische Staat durch die rechtswidrige Massen-
vertreibung riesige Vermögenswerte angeeignet hat, weil an-
sonsten die Heimatvertriebenen zusätzlich über ihre Steuern 
für den Verlust ihres Vermögens büßen müssen? 

Zu Frage B 1: 

Die Frage der Umsiedlung ausreisewilliger Deut-
scher ist nicht im Warschauer Vertrag selbst, wohl 
aber in der im unmittelbaren Zusammenhang mit 
dem Vertrag stehenden „Informationen der Regie-
rung der Volksrepublik Polen" sowie den „Vertrau-
lichen Erläuterungen" dazu behandelt. Da auch wir 
Wert darauf legen, daß Polen sich uns gegenüber  

auch nicht in Fragen auf den Vertrag beruft, die 
nicht durch ihn gedeckt sind, wollte ich dies klarstel-
len. 

Ich habe nie verhehlt, daß die Bundesregierung 
über die von Ihnen geschilderten Maßnahmen be-
sorgt ist. Sie hat die Problematik zuletzt bei den 
deutsch-polnischen Konsultationen erörtert und da-
bei erneut auf die Einhaltung der von polnischer 
Seite gegebenen Zusicherungen gedrängt. Sie kön-
nen versichert sein, daß wir diese Bemühungen auch 
in Zukunft intensiv fortführen werden. 

Zu Frage B 2: 

Die Bundesregierung hat, wenn immer bisher sei-
tens der polnischen Regierung Entschädigungsforde-
rungen für Zwangsarbeit, KZ-Aufenthalt, Depor-
tation usw. zu Sprache gebracht wurden, den pol-
nischen Gesprächspartnern eindeutig den Stand-
punkt der Bundesregierung dargelegt und ihnen ver-
ständlich zu machen versucht, aus welchen recht-
lichen und politischen Gründen die Bundesrepublik 
Deutschland sich auf keine Verhandlungen über 
solche Entschädigungsforderungen einlassen kann. 
Die Haltung der Bundesregierung ist unverändert. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatsekretärs Baum vom 22. März 1973 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360, Frage 
B 3 und 4): 

Welche Ubersicht hat die Bundesregierung über den Personal-
mangel in den technischen Verwaltungen des Bundes und der 
Länder? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Personalschwie-
rigkeiten auf die geringe Bewertung des technischen Dienstes 
und dessen unzureichende Besoldung zurückzuführen ist und eine 
befriedigende Lösung nur durch Änderung der Besoldungsstruk-
tor, für die der Bund zuständig ist, herbeigeführt werden kann? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den tech-
nischen Verwaltungen des Bundes und der Länder 
Personalmangel besteht. Als Beispiele für den Per-
sonalfehlbestand sind in der nachfolgenden Über-
sicht die Zahlen für die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost angegeben. In der Über-
sicht wird der Personalfehlbestand mit der Gesamt-
zahl der Dienstposten der jeweiligen Laufbahn —
einschließlich der relativ geringen Zahl von Ange- 
stellten in entsprechenden Vergütungsgruppen — 
verglichen. 

Höherer tech

-

nischer Dienst 
(und vergleichbare 

Angestellte) 

gehobener tech
-n ischer Dienst 

(und vergleichbare 
Angestellte) 

Deutsche 
Bundesbahn 25 von 1 472 300 von 11 018 

(= 1 v. H.) (= 2,7 v. H.) 

Deutsche 
Bundespost 0 3 521 von 17 307 

— (= 20,3 v. H.) 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Freitag, den 23. März 1973 	1191* 

Genaue Zahlenangaben für die Bereiche der Länder 
liegen zur Zeit nicht vor. 

Aus dem Personalmangel im technischen Dienst 
der öffentlichen Verwaltungen können nicht ohne 
weiteres Rückschlüsse auf eine unzureichende Be-
soldung gezogen werden. Es ist hierbei zu berück-
sichtigen, daß auch in anderen Bereichen der öffent-
lichen Verwaltung ein zum Teil erheblicher Perso-
nalfehlbestand vorhanden ist. Er ist z. B. im gehobe-
nen nichttechnischen Dienst der Steuerverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen noch höher als in 
cien o. g. technischen Bereichen. Aber auch in Teil-
bereichen des öffentlichen Gesundheitsdienstes und 
im gehobenen nichttechnischen Fernmelde- und Post-
dienst bestehen zum Teil erhebliche personalwirt-
schaftliche Engpässe. 

Auch in der Privatindustrie ist ein erheblicher 
Mangel in Ingenieuren zu verzeichnen. So betrug 
nach Mitteilung der Bundesanstalt für Arbeit Mitte 
des Jahres 1971 die Zahl der offenen Stellen für 
Ingenieure in der Privatindustrie 12 056. Daraus 
folgt, daß zusätzliche finanzielle Anreize nur von 
begrenztem Nutzen sein können ;  weil sie das Ar-
beitskräfteangebot insgesamt nicht erhöhen. Die 
Personalschwierigkeiten im technischen Dienst sind 
insbesondere dadurch bedingt, daß die Personalan-
forderungen sowohl der öffentlichen Hand als auch 
der privaten Wirtschaft den Arbeitsmarkt ständig 
überfordern. 

Im übrigen habe ich zum Problem der Besoldung 
der Beamten des technischen Dienstes auf die Fra-
gen der Kollegen Handlos und Spranger am 16. März 
1973 schriftlich Stellung genommen. Hierbei habe ich 
ausgeführt, daß der Bundesgesetzgeber in der ver-
gangenen Legislaturperiode begonnen hat, die Be-
soldung und Versorgung bundeseinheitlich zu re-
geln. Im Zuge der Weiterentwicklung der Besol-
dungsvereinheitlichung werde es als vordringlich 
angesehen, ein einheitliches Besoldungsgesetz für 
Bund und Länder mit einheitlichen Besoldungsord-
nungen und möglichst mit einer neuen Grundgehalts

-tabelle zu erarbeiten. Dabei wäre auch der Zulagen-
komplex zu bereinigen. In den Spezialbereichen sei 
vor allem die Besoldung der Ingenieure und anderer 
Fachhochschulabsolventen neu zu ordnen. 

Die Vorarbeiten für ein einheitliches Besoldungs-
gesetz sind in meinem Hause im Gange. Da aber die 
Erörterungen mit den Bundesressorts und den Län-
dern noch nicht abgeschlossen sind, bitte ich um Ver-
ständnis, daß ich mich zu dem Problem zur Zeit nicht 
im einzelnen äußern kann. 

Mit den Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften werden im April 1973 Experten-
gespräche über die weiteren Planungen auf dem Ge-
biet des Besoldungsrechts geführt werden. Hierbei 
werden auch die Probleme der Besoldung der Beam-
ten des technischen Dienstes erörtert werden. 

Im übrigen ist die Bundesregierung in diesem Be-
reich um eine verstärkte Nachwuchsgewinnung 
durch Gewährung von Ausbildungs- und Studien-
beihilfen, durch die Bereitstellung von Studienplät-
zen an ressorteigenen Fachschulen und durch inten-
sive Werbung bemüht. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 22. März 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Jobst (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen B 5 
und 6) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß den Arbeitern der Deut-
schen Bundesbahn, die alljährlich in das Beamtenverhältnis über-
nommen werden (1971 rund 4400 in den einfachen und 2000 in 
den mittleren Dienst), erhebliche finanzielle Verluste nicht nur 
bei der Übernahme in das Eingangsamt, sondern bis in die Pen-
sionierung entstehen? 

Gedenkt die Bundesregierung dem Vorschlag des Bundesinnen-
ministers in seinem Bericht vom 12. Mai 1972 an den Innenaus-
schuß des Bundestags „trotz gewichtiger Bedenken" zu folgen, 
eine auf einem Nettovergleich beruhende Ausgleichszahlung zu 
zahlen, und glaubt sie, mit einer solchen Ausgleichszulage das 
grundsätzliche Mißverhältnis zwischen tariflicher und besol-
dungsmäßiger Regelung beheben zu können? 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
hatte die Bundesregierung in seiner 53. Sitzung am 
24. Juni 1971 um Information gebeten, welche Mög-
lichkeiten es gibt, Einkommensverluste bei der Über-
nahme in das Beamtenverhältnis zu vermeiden. Hier-
zu habe ich den v un ihnen genannten Bericht vom 
12. Mai 1972 erstattet. 

In dem Bericht ist dargelegt worden, daß Ein-
kommensverluste nicht nur bei der Übernahme in 
das Eingangsamt der Laufbahn, sondern zum Teil 
auch noch nach der ersten Beförderung bestehen. 
Auf die dem Bericht beigefügten Gegenüberstellun-
gen darf ich hinweisen. 

Der Vorschlag, das Problem der Einkommensver-
luste durch Gewährung einer auf dem Nettover-
gleich beruhenden Ausgleichszulage zu lösen, ist 
von der Deutschen Bundesbahn gemacht worden. 
Hierzu verweise ich auf die Nummer 5.4 des Be-
richtes. Es ist weiter dargelegt worden, welche 
grundsätzlichen Bedenken unter dem Gesichtspunkt 
der unterschiedlichen Besoldung von Beamten in 
gleichen Funktionen sowie aus tarif- und laufbahn-
rechtlicher Sicht gegen eine derartige Ausgleichszu-
lage bestehen. 

Ich habe den Spitzenorganisationen der Gewerk-
schaften zugesagt, daß diese schwierige Problematik 
mit ihnen auf Expertenebene erörtert wird. Die 
Gespräche sind für die 2. Hälfte des Monats April 
in Aussicht genommen worden. Ich hoffe, daß sich 
eine vertretbare Lösung finden läßt. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 22. März 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Gerster (Mainz) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fra-
gen B 7 und 8) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Erste Gesetz zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern vom 18. März 1971 mit genauer Festschreibung von 
Obergrenzen für die Einrichtung von Beförderungsämtern auch 
für Gemeinden und Gemeindeverbände und mit der Festschrei-
bung des damals geltenden Landesrechts, z. B. der Stellenplan-
verordnungen, die Länder unterschiedlich betroffen hat und daß 
in den Ländern, in denen durch Funktionalreform oder durch 
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kommunale Neugliederung umfangreiche Veränderungen im kom-
munalen Bereich eingetieten sind, es heute nicht möglich ist, 
den neuen Gegebenheiten in der erforderlichen Form Rechnung 
zu tragen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem im Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 26. Juli 1972 — 2 BvF 1/71 — zum Aus-
druck gebrachten Handlungsgebot nun endlich Rechnung zu tra-
gen und mit einer Aufhebung der Festschreibungen die Länder 
zu ermächtigen, Regelungen zu treffen, die den besonderen Per-
sonal- und Organisationsstrukturen sowie einer fachgerechten 
Stellenbewertung in den Kommunen gerecht werden, zumal die 
geltende Regelung bei den kommunalen Bediensteten eine nicht 
unerhebliche Beunruhigung ausgelöst hat? 

Zu Frage B 7: 

Bis zum Erlaß des Ersten Gesetzes zur Verein-
heitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern (1. BesVNG) vom 18. März 
1971 (BGBl. I S. 208) konnten die Länder nach § 53 
Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) für 
die Gemeinden, Gemeindeverbände und die sonsti-
gen ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ab-
weichende Regelungen von den allgemeinen Stel-
lenobergrenzen des § 5 Abs. 6 Satz i BBesG treffen, 
soweit dies wegen der besonderen Organisations-
und Personalstruktur zur Einhaltung des Grund-
satzes sachgerechter Bewertung notwendig war. Die 
Länder haben in der Vergangenheit den besonderen 
Verhältnissen in diesem Bereich durch Festsetzung 
besonderer Obergrenzen Rechnung getragen. Wie 
bekannt, ist durch das 1. BesVNG im Interesse der 
Besoldungseinheit eine Sperre des Landesbesol-
dungsrechts erfolgt. Hiervon sind auch die Gemein-
den erfaßt. Von den vor dem 1. BesVNG eingeführ-
ten besonderen Obergrenzen kann im Kommunal-
bereich aber auch nach der Sperre des Landesbe-
soldungsrechts grundsätzlich Gebrauch gemacht wer-
den, da es sich hierbei nicht um besoldungsrecht-
liche Neuregelungen handelt. Darüber hinaus gelten 
die durch das 1. BesVNG angehobenen Obergrenzen 
des § 5 Abs. 6 Satz 1 BBesG auch im Kommunal-
bereich. 

Zu Frage B 8: 

Das Bundesverfassungsgericht hat in dem Urteil 
vom 26. Juli 1972 — 2 BvF 1/71 — festgestellt, daß 
der Bund mit dem Erlaß des 1. BesVNG begonnen 
hat, von der ihm übertragenen konkurrierenden Be-
soldungsgesetzgebungskompetenz Gebrauch zu ma-
chen, und daß er damit die Länder grundsätzlich von 
der Gesetzgebung auf diesem Gebiet ausgeschlossen 
hat. Das Gericht hat die Sperre nicht befristet. Es hat 
jedoch eine Ausnahme von der Sperre u. a. dann zu-
gelassen, wenn es sich um die Schaffung von Ämtern 
mit neuem Amtsinhalt im Zuge von Reformen und 
strukturellen Änderungen in der Organisation han-
delt. Zwar ist der Kommunalbereich in dem Urteil 
nicht angesprochen, doch sind die Ausführungen auf 
§ 53 Abs. 6 BBesG entsprechend anzuwenden. Dem-
gemäß wäre eine Änderung von Stellenobergrenzen 
im Kommunalbereich, soweit sie wegen einer Ände-
rung der Kommunalverfassung oder einer kommu-
nalen Neugliederung infolge Schaffung von bisher in 
der jeweiligen Landesregelung nicht vorhandenen 
Größenklassen notwendig ist, zulässig, wenn die bis-
herigen Bemessungs- und Bewertungsmaßstäbe bei-
behalten werden. Damit kann den von Ihnen ange-
sprochenen Anliegen in weitem Umfang Rechnung 
getragen werden. 

Im übrigen bemerke ich folgendes: Zur Fortfüh-
rung der Besoldungsneuregelung wird gegenwärtig 
in meinem Hause eine Neufassung des Bundesbe-
soldungsgesetzes erarbeitet. In diesem Zusammen-
hang wird in Zusammenarbeit mit den Ländern ein 
Konzept zur Neuordnung und Vereinheitlichung der 
Besoldung der Kommunalbeamten, der im Hinblick 
auf die Stellung dieser Beamten besondere Bedeu-
tung zukommt, vorbereitet. Hierbei wird auch die 
Regelung der Obergrenzen eingehend geprüft. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Lenzer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage B 9) : 

Über welchen Sachstand kann die Bundesregierung hinsichtlich 
der vom Verband der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Ver-
mißtenangehörigen Deutschlands e. V. bereits im August 1971 in 
der „Heimkehrer-Fibel" zusammengefaßten Vorschläge zum 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, zur Rentenversicherung 
und zum Gesetz zu Artikel 131 GG berichten, und wie sind ihre 
zukünftigen Vorstellungen? 

Ihre Frage beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung wie folgt: 

1. Der Verband der Heimkehrer wünscht seit 
August 1971 eine Sechste Novelle zum Kriegsgefan-
genenentschädigungsgesetz, mit der für die Fest-
haltung über den 1. Januar 1949 hinaus eine Zu-
satzentschädigung von monatlich 90,— DM (bis-
her frühestens ab 1. Januar 1951 zweijährlich stei-
gend von 20 bis 80 DM) und außerdem eine Aus-
gleichsentschädigung von 100,— DM gewährt wer-
den sollen. Diese Vorschläge konnten von der 
Bundesregierung in ihre bisherige Planung nicht 
aufgenommen werden, insbesondere weil die ge-
schätzten Kosten einer solchen Novelle den Bun-
deshaushalt mit rund 1 Milliarde DM belasten wür-
den. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß ehemalige 
Kriegsgefangene und ihnen gleichgestellte Perso-
nen von der Heimkehrerstiftung auch weiterhin in 
bestimmten Fällen einmalige Unterstützungen oder 
Darlehen erhalten können. Dafür stehen in diesem 
Jahr 15,7 Millionen DM zur Verfügung. 

2. Soweit die Vorschläge des Verbandes der Heim-
kehrer sich auf die Rentenversicherung beziehen, 
kann ich folgendes bemerken: Zum Ende der vori-
gen Legislaturperiode ist das Rentenreformgesetz 
verabschiedet worden. Dieses Gesetz hat wichtige 
strukturelle Verbesserungen des Leistungssystems 
der Rentenversicherung und zahlreiche Verbesse-
rungen in Einzelpunkten gebracht. Durch diese Ver-
besserungen werden die an die Rentengesetz-
gebung gestellten Forderungen der Heimkehrer zu 
einem großen Teil erfüllt. Zu erwähnen sind in 
diesem Zusammenhang vor allem die Einführung 
einer flexiblen Altersgrenze und die Erleichterung 
der Voraussetzungen für die Anrechnung von Er-
satzzeiten. Die flexible Altersgrenze mit der beson- 
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deren Altersgrenze für Schwerbeschädigte sowie 
für berufsunfähige und erwerbsunfähige Versicherte 
kommt den von den Folgen einer Kriegsgefangen-
schaft besonders betroffenen Personen in der Weise 
zugute, daß sie nunmehr regelmäßig bereits von 
der Vollendung des 62. Lebensjahres an, also drei 
Jahre früher als bisher und ein Jahr früher als 
andere Versicherte das Altersruhegeld beantragen 
können. 

Die Bundesregierung wird die mit weiteren Lei-
stungsverbesserungen zusammenhängenden Fragen 
auch künftig mit den Heimkehrer- und Kriegsopfer

-

verbänden erörtern. Dabei wird sie allerdings auf 
den begrenzten Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten hinweisen müssen. 

3. Dem Innenausschuß des 6. Deutschen Bundes-
tages ist am 10. Februar 1971 mein Bericht zum 
Gesetz zu Artikel 131 GG vorgelegt worden. Die 
Behandlung dieses Berichtes im Innenausschuß steht 
auf der für Donnerstag, dem 22. März 1973 vor-
gesehenen Tagesordnung. Ich darf um Verständnis 
dafür bitten, daß ich vor der gemeinsamen Beratung 
des Berichts durch Innenausschuß und Bundesregie-
rung von einer Stellungnahme zu Einzelfragen ab-
sehen muß. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 22. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Oetting (SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 10) : 

Welche Kontakte hat die Bundesregierung mit der US-Regie-
rung bzw. welche Kontakte hat der Bundesinnenminister mit der 
Environmental Protection Agency gehabt, um aus Errichtung, 
Organisation und Arbeitsmöglichkeiten dieser amerikanischen Be-
hörde für Errichtung, Organisation und Arbeitsmöglichkeiten des 
zu errichtenden Bundesamts für Umweltschutz zu lernen? 

Die Bundesregierung pflegt auf dem Gebiet der 
Umweltpolitik eine Reihe von Kontakten zur Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika. Mein 
Haus steht mit der US-Regierung und insbesondere 
mit der Environmental Protection Agency, Washing-
ton D.C., in einem laufenden Erfahrungsaustausch 
in allen Umweltfragen sowohl auf der fachlichen 
wie auf der umweltpolitischen Arbeitsebene. 

Im Zuge der Planungsarbeiten zur Errichtung 
eines Umweltbundesamtes hat eine Delegation des 
Bundesministeriums des Innern über den laufenden 
Austausch von Informationen hinaus in der Zeit vom 
26. Februar bis 9. März 1973 eine Informationsreise 
in die Vereinigten Staaten von Amerika unternom-
men, um die dortige Organisation des Umwelt-
schutzes zu studieren. An der Studienreise haben je 
ein Vertreter des Bundesrechnungshofes/Bundes-
beauftragter für die Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung, des Bundesministeriums der Finanzen und 
des Auswärtigen Amtes teilgenommen. 

Über Probleme der Errichtung, Organisation und 
Arbeitsmöglichkeiten der US-Umweltschutzbehörden, 
insbesondere der Environmental Protection Agency  

wurden auf verschiedenen Ebenen (Council on En-
vironmental Quality; Environmental Protection 
Agency [EPA] ; zwei nachgeordnete zentrale For-
schungsinstitute; das vielleicht wichtigste „regio-
nale" Büro der EPA in San Franzisco; die „EPA" 
des Staates California in Sacramento sowie die 
Universitätsebene) ausführliche Gespräche geführt. 
Die wichtigsten Kontakte, Besuche und Besprechun-
gen der Delegation waren: 

Environmental Protection Agency (EPA), 
Washington D.C. 

- Office of International Activities 

— Office of Administration 

— Office of Research and Monitoring 

- Office of Resources Management 

— Office of Regional Liaison 

- Office of Federal Activities 

- Office of International Activities 

Council on Envlronmental Quality, 
Washington D.C, 
(Umweltrat der Vereinigten Staaten) 

Besprechung mit dem Vorsitzenden (Chairman 
Russel Train) und seinem Stab. 

US House of Representatives 

Besprechung mit Vertretern des Subcommittee 
on Science Research and Development über die 
(Umwelt-) Wissenschaftspolitik der Vereinigten 
Staaten 

US Office of Management and Budget 

Besprechung über (Umwelt-) Haushaltsgestaltung 
und Kontrolle (insb. der EPA) 

Department of the Interior 

Besprechung des UGNR-Programms über bilate-
rale Zusammenarbeit auf dem Umweltgebiet 

National Environmental Research Center (NERC) 
in Cincinnati, Ohio 

Besuch in diesem der EPA nachgeordneten zen-
tralen Forschungszentrum für Umweltschutz-Tech-
nik (vorwiegend auf dem Wasser — sowie dem 
Abfall incl. Recyclinggebiet) 

Municipal Resources Recycling Plant in Franklin, 
Ohio 

Besichtigung einer mit Bundesgeldern geförderten 
Muster-Recycling-Anlage 

Besprechung mit Vertretern der Universität 
Berkeley in California, insb. mit Prof. Rittel, über 
die Abstimmung amerikanischer Umweltinforma-
tionssysteme mit dem Umweltplanungsinforma-
tionssystem (UMPLIS) im Umweltbundesamt 

Regionalbüro (Regional Office) der EPA in San 
Francisco 

Besuch und Besprechung im (für die US-Umwelt

-

politik sehr bedeutsamen) Regionalbüro IX der 
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EPA (für die Staaten California, Nevada und Ari-
zona) 

State of California Resources Agency, Sacramento 

Besprechung mit den staatlichen Umweltschutz

-

Organen über die Organisation und insb. über 
ihr Verhältnis zur EPA (dabei besonders zum Re-
gionalbüro in San Francisco) 

National Environmental Research Center (NERC) 
in Las Vegas — Teile der Delegation 

Besuch und Besprechung im — der EPA nachge-
ordneten — zentralen Forschungszentrum für 
(insb.) Strahlenschutz 

Environmental Management Institute University of 
South California, Los Angeles, Cal. 

Besprechung und Besuch im (einzigen) Universi-
tätsinstitut, das sich (mit Mitteln insb. auch der 
EPA) den „horizontalen" Fragen der Aus- und 
Fortbildung auf dem Umweltgebiet widmet 

Air Pollution Research Center, Riverside, Cal. 

Besprechung und Besuch in einem der wichtigsten 
Universitäts-Forschungszentren, das für den Staat 
Californien und die EPA wichtige Forschungsauf-
gaben erledigt 

Beobachtermission der Bundesrepublik Deutsch-
land bei den Vereinten Nationen 

Besprechung der Umweltaktivitäten der Bundes

-

republik Deutschland im Rahmen des Umwelt

-

Aktionsplans der VN (Stockholm-Konferenz 1972). 

Zur Zeit wird in meinem Hause ein ausführlicher 
Bericht über die Studienreise vorbereitet. Soweit 
vergleichbare Sachverhalte gegeben sind, werden 
die Ergebnisse des Berichts über die US-Umwelt

-

schutzorganisation bei der Errichtung und beim Auf-
bau des Umweltbundesamtes berücksichtigt werden. 

Wenn Sie an der Übersendung eines Berichts-
exemplars interessiert sind, lassen Sie mich dies 
bitte wissen. Ich werde Ihnen und allen interessier-
ten Mitgliedern des Deutschen Bundestages den 
Bericht gern zuleiten. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum vom 22. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wuwer 
(SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 11) : 

Wird sich die Bundesregierung den Vorschlagen der Arbeits-
gemeinschaft der Verbraucher zur Herabsetzung der Phosphat-
verschmutzung des Wassers anschließen, oder hat sie eigene 
Vorstellungen zur Regelung dieses Problems entwickelt und ge-
gebenenfalls welche? 

Der Bundesminister des Innern hat Ende Februar 
1973 eine Reihe von Fachleuten des Gewässer-
schutzes, der Wasserversorgungsunternehmen, der 
Waschmittelindustrie und einschlägiger Hochschul-

institute zu einer Anhörung eingeladen, in der die 
gesamte Problematik der Eutrophierung der Ge-
wässer, insbesondere durch Phosphat behandelt 
wurde. Dabei wurden u. a. Vor- und Nachteile aller 
Gegenmaßnahmen eingehend erörtert. Die Ergeb-
nisse werden z. Z. im Bundesministerium des Innern 
geprüft. 

Noch im Laufe dieses Jahres wird die Bundes-
regierung eine Novelle zum Detergentiengesetz vor-
legen, die auch zur Bekämpfung der Eutrophierung 
der Gewässer durch Phosphate beitragen soll. 

Die Bundesregierung teilt die Meinung der Ar-
beitsgemeinschaft der Verbraucher, wonach auch 
der Verbraucher durch von der Härte abhängige 
Dosierung der Waschmittel einen Beitrag zur Ver-
ringerung des Phosphateintrages in die Gewässer 
leisten kann. Sie wird bei der Neufassung des Ge-
setzes auch die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit 
überprüfen, die von der Arbeitsgemeinschaft vor-
geschlagen werden. 

Auch  die  von der Arbeitsgemeinschaft ebenfalls 
angesprochene zentrale Enthärtung harten Trink-
wassers durch die Wasserversorgungsunternehmen 
kann die Wirksamkeit solcher Maßnahmen erhöhen. 
Allerdings werden von medizinischer Seite noch ge-
wisse Bedenken gegen zentral enthärtetes Wasser 
erhoben, die vor dem evtl. Bau von Enthärtungs-
anlagen durch entsprechende Untersuchungen aus-
geräumt werden müssen. 

Ohne die Ergebnisse der noch nicht abgeschlosse-
nen Auswertung der Anhörung vorwegnehmen zu 
wollen, kann schon heute gesagt werden, daß — vor-
behaltlich sonstiger noch in Betracht kommender 
Maßnahmen — nach einhelliger Meinung der Sach-
verständigen als wirksamstes  Mittel zur Verringe-
rung des Phosphateintrages in die Gewässer der be-
schleunigte Bau von Kläranlagen anzusehen ist, in 
denen Phosphat und andere Pflanzennährstoffe mit 
chemischen Mitteln ausgefällt werden können. Auf 
diese Weise ist es möglich, 90 % des etwa je zur 
Hälfte aus Waschmitteln und aus Stoffwechselend-
produkten stammenden Phosphates aus dem Ab-
wasser zu entfernen. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner vom 22. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wuwer 
(SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 12) : 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Deutschen Bundes-
bank in ihrem jüngsten Konjunkturbericht, wonach die Unter-
nehmen wenig Neigung zeigen, den erwünschten Stabilitätskurs 
mitzusteuern? 

Ich vermute, daß sich Ihre Frage auf den Monats-
bericht der Deutschen Bundesbank vom Februar 1973 
bezieht. Die Bundesbank weist in diesem Bericht 
darauf hin, daß die gebesserte Absatzlage die Unter-
nehmen in der Meinung bestärke, daß sich Kosten-
steigerungen weitgehend auf die Abnehmer weiter- 
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wälzen ließen. Diese Beurteilung teilt die Bundes-
regierung. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ergänzend 
darauf hinweisen, daß in dem von der Bundesregie-
rung beschlossenen Stabilitätsprogramm Maßnah-
men enthalten sind, die dazu beitragen, über eine 
verstärkte Ausnutzung der geld- und kreditpoliti-
schen Möglichkeiten sowie eine Beeinflussung der 
Nachfrage den Abwälzungsspielraum einzuengen. 
Eine ähnliche Wirkung dürfte auch von den jüngsten 
währungspolitischen Beschlüssen der Bundesregie-
rung ausgehen. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner vom 21. März 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen B 13 
und 14) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das bisher in Breisach 
stationierte 10. Pionierregiment der französischen Stationierungs-
streitkräfte im Laufe dieses Jahrs gegen das bisher in Speyer 
liegende 32. Regiment ausgetauscht werden soll und daß sich 
infolge der Ausrüstung des 32. Regiments mit Kettenfahrzeugen 
bei einer Stationierung in Breisach erhebliche Probleme wegen 
der notwendigen Ortsdurchfahrten ergeben, die bisher in der 
Stadt Speyer wegen der günstigeren Straßenführung nicht ent-
standen sind? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, daß die formalen Voraus-
setzungen, die auf Grund der Stationierungsverträge bei der 
Verlegung von Einheiten der Stationierungsstreitkräfte einge-
halten werden müssen, in diesem Fall erfüllt worden sind, und 
ist die Bundesregierung bereit, bei den französischen Stationie-
rungsstreitkräften darauf hinzuwirken, daß keine Entscheidung 
getroffen wird, die zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung der 
Bevölkerung in Breisach führt und die dazu beitragen könnte, 
das bisher ausgezeichnete Verhältnis zwischen den Angehörigen 
der französischen Stationierungsstreitkräfte in Breisach und der 
deutschen Bevölkerung zu beeinträchtigen? 

Das Bundesministerium der Finanzen hat von dem 
beabsichtigten Truppenaustausch in Breisach ledig-
lich durch eine Pressenotiz in den Stuttgarter 
Nachrichten Kenntnis erhalten. Eine offizielle Be-
nachrichtigung durch die französischen Streitkräfte 
liegt weder dem Bundesministerium der Verteidi-
gung noch dem Bundesministerium der Finanzen vor. 

Nach Mitteilung des Bundesministeriums der Ver-
teidigung wird der Bund in der Regel von einem 
Standortaustausch nicht unterrichtet, jedenfalls sind 
die Streitkräfte nach dem NATO-Truppenstatut mit 
Zusatzvereinbarungen zu einer derartigen Unterrich-
tung nicht verpflichtet. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird sich 
jedoch durch  die Oberfinanzdirektion Freiburg in-
formieren lassen. 

Von der weiteren Entwicklung der Angelegenheit 
werden Sie unterrichtet. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 21. März 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 

Wüster (SPD) (Drucksache 7/360 Fragen B 15 
und 16) : 

Nach welchen Kriterien berücksichtigt die Bundesregierung bei 
Ausschreibungen von Importkontingenten die Loge  der betref-
fenden inländischen Wirtschaftszweige? 

War der Bundesregierung bei der Ausschreibung von Import-
kontingenten aus China (VR), Bundesanzeiger Nr. 43, Aus-
schreibungsnr. 30 4398, Betrag 450 000 DM, die Marktsituation der 
Mullbinden (Mullbinden mit gewebten Kanten) herstellenden 
Betriebe bekannt? 

Zu Frage B 15: 

Bei Ausschreibungen von Importkontingenten be-
rücksichtigt die Bundesregierung die Lage der be-
treffenden inländischen Wirtschaftszweige, indem 
sie prüft, ob und gegebenenfalls inwieweit der Er-
öffnung von Einfuhrmöglichkeiten ein berechtigtes 
Schutzbedürfnis des betroffenen inländischen Wirt-
schaftszweiges entgegensteht. Diese Prüfung erfolgt 
nach den Kriterien des § 10 Abs. 3 des Außenwirt-
schaftsgesetzes. Danach ist das Schutzbedürfnis be-
rechtigt, wenn ohne die Beschränkung Waren in 
so großen Mengen und unter solchen Bedingungen 
eingeführt würden, daß ein erheblicher Schaden für 
die Erzeugung gleichar tiger oder zum gleichen 
Zweck verwendbarer Waren im Wirtschaftsgebiet 
eintritt oder einzutreten droht, und wenn dieser 
Schaden im Interesse der Allgemeinheit abgewen-
det werden muß. Wann ein Schaden als erheblich 
anzusehen ist und wann ein solcher Schaden im 
Interesse der Allgemeinheit abgewendet werden 
muß, läßt sich nicht abstrakt feststellen. Diese Fra-
gen können vielmehr nur aufgrund konkreter Ein-
zelfälle entschieden werden. 

Zu Frage B 16: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich der 
Absatz von Mullbinden mit gewebten Kanten nach 
Auslaufen der Nachrüstung von Kraftfahrzeugen 
mit Verbandskästen verringert hat. Auch die Ein-
fuhren sind im vergangenen Jahr beträchtlich abge-
sunken. 

Begrenzte Einfuhrmöglichkeiten für Baumwoll-
Mullbinden mit echten Webkanten aus der VR 
China bestanden auch bereits in den vergangenen 
Jahren. Für das Jahr 1973 wurde ein Einfuhrkontin-
gent erstmals offen ausgeschrieben. Das Kontingent 
in Höhe von 450 000 DM bezieht sich jedoch keines-
wegs nur auf Mullbinden, sondern auch auf Baum-
wollrohgewebe. Während im Jahre 1970 erstmals 
Einfuhren von Mullbinden aus der VR China in 
Höhe von 111 000 DM zu verzeichnen waren, sind 
in den letzten beiden Jahren keine Einfuhren mehr 
erfolgt. 

Erwähnen möchte ich noch, daß die Vereinigung 
der Deutschen Verbandstoff-Industrie seinerzeit mit-
geteilt hat, daß sie zur Frage der Eröffnung von 
Einfuhrmöglichkeiten für Mullbinden aus der VR 
China im Hinblick auf die konträre Interessenlage 
unter ihren Mitgliedern keine Stellungnahme abge-
ben könne. 

Eine Übersicht über die Einfuhren von Verband-
zeug insgesamt und aus der VR China in den letzten 
5 Jahren füge ich bei. 
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Einfuhr von Verbandzeug der Warenposition 300430 
in die BRD 

in 1 000 DM 

1968 	1969 	1970 	1971 1972 

Einfuhr 
insgesamt . 3 637 	8 753 21 843 26 310 17 311 

davon 
aus der 
VR China — 	— 	111 	— — 

Produktion in 1 000 DM 

1970 	1971 1972 *) 

Mullgewebe 	 24 166 	21 329 22 800 

Mullbinden 	 26 802 	36 068 28 300 

elast. Binden 	 21 473 	23 493 26 700 

72 441 	80 890 77 800 
*) geschätzt 

Anlage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 
Frage B 17) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, der Entblö-
ßung der Stadt Duderstadt von Behörden und den daraus resul-
tierenden Folgen der Bevölkerungsabwanderung und wirtschaft-
lichen Beeinträchtigung dieses zonengrenznahen Gebiets ent-
gegenzuwirken? 

Die Gebiets- und Verwaltungsreformen werden 
von den Bundesländern durchgeführt. Die Bundes-
regierung hat keinen Einfluß auf damit im Zusam-
menhang stehende Verlagerungen oder Auflösun-
gen von Landesbehörden. 

Die Bundesregierung ist bemüht, durch die bevor-
zugte Förderung des Zonenrandgebietes im Rah-
men der regionalen Strukturpolitik und durch Maß-
nahmen der Verkehrserschließung und -bedienung 
sowie sozialer und kultureller Art die Situation 
nachhaltig zu verbessern. Die Bundesressorts prüfen 
gegenwärtig, ob in ihrem Zuständigkeitsbereich Stel-
len vorhanden sind, die Sitz im Zonenrandgebiet 
nehmen oder dort erweitert werden können. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 19. März 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 18) : 

Auf wieviel in der Bundesrepublik Deutschland beheimatete 
Seidenraupen und auf wieviel in der FWG beheimatete Seiden-
raupen trifft der in der Drucksache 7/164 den Abgeordneten des 
Bundestags zugeleitete „Vorschlag einer Verordnung (EWG) des 
Rates über die Finanzierung der Beihilfe für die Seidenraupen-
zucht" zu, und wie hoch ist der Umsatz dieses Erwerbszweiges 
im Vergleich zu dein Aufwand an Stunden, den Beamte auf 
europäischer und Länderebene für die Erarbeitung dieser Ver-
ordnung benötigt haben? 

In der Bundesrepublik Deutschland werden ge-
genwärtig keine Seidenraupen gehalten. Nach Aus-
kunft der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften gibt es in der Gemeinschaft eine Seiden-
raupenzucht nur in Frankreich und in Italien. Wäh-
rend sich in Frankreich nur einige wenige Betriebe 
mit der Seidenraupenzucht befassen, sind es in 
Italien ca. 3000 Betriebe. An die letzteren wurden 
im Zuchtjahr 1972/73 10 500 Samenschachteln abge-
geben (je Samenschachtel ca. 20 000 Seidenraupen-
eier). Aus Gemeinschaftsmitteln wurde je Samen-
schachtel eine Beihilfe von 30 RE (= Rechnungsein-
heiten) bezahlt. Das entspricht einem Gesamtbei-
hilfebetrag von 315 000 RE oder 1,15 Mill. DM. 

Von den italienischen Seidenraupenzüchtern wur-
den im Zuchtjahr 1972/73 344 000 kg Frischkokons 
abgeliefert. Nach Angaben der italienischen Delega-
tion schwankt der Preis für 1 kg Frischkokons zwi-
schen 1000-1200 Lira; das sind nach dem Kurs vom 
1. März 1973 5,- bis 6,— DM/kg. Der Produktions-
wert der Frischkokonerzeugung würde demnach bei 
1,7 bis 2,1 Mill. DM liegen. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 20. März 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Jenninger (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage 
B 19): 

Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Zuschüsse für die Landfrauenvereinigungen zu streichen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Zu-
schüsse für die Landfrauenvereinigungen zu strei-
chen. Auf Grund der Finanzreform und der sich da-
nach ergebenden Finanzierungszuständigkeiten zwi-
schen Bund und Ländern kann die Bundesregierung 
allerdings nur noch bundeszentrale Einrichtungen 
(Verbände) und deren Maßnahmen auf Bundesebene 
fördern. Dieses bedeutet u. a. auch im Falle der Land-
frauenvereinigungen, daß die Bundesregierung nur 
deren bundeszentrale Veranstaltungen und nicht — 
wie bisher — daneben auch deren regionale Maß-
nahmen auf Landes- und Ortsebene fördern darf. 
Hierfür sind nunmehr nur noch die Länder zustän-
dig. 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eicher vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Ferrang 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage B 20) : 
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Hält die Bundesregierung die Neufassung des § 1252 der Reichs-
versicherungsordnung auch dann für anwendbar, wenn der Un-
fall sich zwar vor dem 1. Januar 1973 ereignet hat, aber die Un-
fallfolgen nach diesem Zeitpunkt noch weiter andauern? 

Für die Gewährung einer Leistung aus der  gesetz-
lichen Rentenversicherung ist grundsätzlich das im 
Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles gel-
tende Recht maßgebend. Rechtsänderungen gelten, 
wenn nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
nur für Versicherungsfälle, die nach Inkrafttreten 
der Rechtsänderung eintreten. Die hier in Rede 
stehende Ergänzung des § 1252 der Reichsversiche-
rungsordnung (§ 29 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes, § 52 des Reichsknappschaftsgesetzes) ist 
am 1. Januar 1973 in Kraft getreten. Das Gesetz ent-
hält keine Bestimmung, daß § 1252 RVO in der Fas-
sung des Rentenreformgesetzes auch für Versiche-
rungsfälle vor dem 1. Januar 1973 gilt. Die Neu-
fassung des § 1252 RVO ist daher auf solche Ver-
sicherungsfälle nach Auffassung der Bundesregie-
rung nicht anwendbar. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Milt-
ner (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage B 21): 

Stimmen Presseberichte aus dem Tauberkreis, denen zufolge 
reelle Chancen bestehen sollen, Teile der Bundeswehr nach 
Boxberg zu verlegen, nachdem der Platz für die 12. Panzer-
division nicht mehr in den bereits bestehenden Unterkünften aus-
reiche? 

Ihre Frage nach der Verlegung von Teilen der 
Bundeswehr nach Boxberg im Tauber-Kreis beant-
worte ich wie folgt: Es ist nicht mehr geplant, in 
Boxberg eine Kaserne zu errichten und Einheiten 
der Bundeswehr dorthin zu verlegen. Etwa auf-
tretender zusätzlicher Unterkunftsbedarf wird durch 
Zubauten in bestehenden Kasernen gedeckt. 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Westphal vom 20. März 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Amrehn (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen B 22 
und 23) : 

Warum hat die Bundesregierung bisher noch kein Ratifizie-
rungsgesetz zum Übereinkommen über psychotropische Stoffe, 
das am 21. Februar 1971 in Wien unterzeichnet worden ist, ein-
gebracht, und wann kann mit seiner Einbringung gerechnet 
werden? 

Warum hat die Bundesregierung bisher noch kein Ratifizie-
rungsgesetz für das UN-Einheitsübereinkommen über Suchtstoffe 
(New York 1961) und für die Berichtigung des Protokolls dieses 
Einheitsübereinkommens eingebracht, und wann ist mit seiner 
Einbringung zu rechnen? 

Zu Frage B 22: 

Das Ratifizierungsgesetz zu dem Übereinkommen 
über psychotrope Stoffe hat wesentliche Änderungen 
im gesamten Betäubungsmittelrecht zur Folge, die 
eine Reihe von administrativen Vorbereitungen er-
forderlich machen. Diese können in so kurzer Zeit 
nicht abgeschlossen werden. Die Bundesregierung 
ist bemüht, das Ratifizierungsgesetz zu dem Über-
einkommen über psychotrope Stoffe im Jahre 1974 
einzubringen. 

Das Übereinkommen kann erst in Kraft treten, 
wenn 40 Staaten rechtsverbindlich beigetreten sind. 
Bisher ist das erst durch 9 Staaten geschehen. 

Zu Frage B 23: 

Die Bundesregierung hatte in der letzten Legis-
laturperiode ein Ratifizierungsgesetz zu dem inter-
nationalen Einheits-Übereinkommen von 1961 ein-
gebracht. Wegen der vorzeitigen Auflösung des 
Bundestages konnte dieses Gesetz nicht mehr ver-
abschiedet werden. Die Bundesregierung hat sofort 
nach ihrer Neubildung dieses Gesetz den gesetz-
gebenden Körperschaften erneut vorgelegt. Das Ein-
heits-Übereinkommen wird zur Zeit in den zustän-
digen Ausschüssen des Bundestages beraten. Das 
Gesetz zur Ratifizierung des Protokolls zur Ände-
rung des Einheits-Übereinkommens von 1961 über 
Suchtstoffe wird nach Abschluß der Ressortbespre-
chungen eingebracht. Das Protokoll kann übrigens 
erst dann in Kraft treten, wenn 40 Staaten rechts-
verbindlich beigetreten sind. Bisher ist das erst 
durch 5 Staaten geschehen. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl, Staatssekretärs Westphal vom 21. März 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Christ (FDP) (Drucksache 7/360 Fragen B 24 und 
25) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zahnpasten „Strah-
ler 70" und „Ultra Weiß" auf Grund einer Untersuchung des 
Krebsforschungszentrums Heidelberg einen ungewöhnlich hohen 
Chloroformgehalt haben, der infolge der besonders guten Re-
sorption durch die Mundschleimhaut fast vollständig vom Körper 
resorbiert wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Herstellerfirmen auf 
entsprechende Vorhaltungen bisher nicht bereit waren, diesen 
Chloroformgehalt, der sicherlich als gesundheitsschädigend zu 
definieren ist, zu reduzieren, und welche Maßnahmen kann die 
Bundesregierung ergreifen, um Schaden von den Verbrauchern 
abzuwenden? 

Der Bundesregierung ist der von Ihnen ange-
gebene Sachverhalt auch auf Grund enger Zusam-
menarbeit mit dem Krebsforschungszentrum in Hei-
delberg bekannt. 

Die Bundesregierung ist darüber informiert, daß 
die Hersteller nicht bereit sind, auf den Chloro-
formgehalt in diesen Zahnpasten zu verzichten. Die 
Hersteller sind der Auffassung, daß dieser als le-
bertoxisch bekannte Stoff bei einer Verwendung 



1198` 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Freitag, den 23. März 1973 

in Zahnpasten von 3 bis 4 % in gesundheitlicher 
Hinsicht unbedenklich ist. Wissenschaftliche Unter-
suchungsergebnisse, die diese Auffassung bewei-
sen, liegen aber nicht vor. Die Bundesregierung hat 
sich deshalb in den bisherigen Beratungen bei der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften über 
einen Richtlinienvorschlag des Rates zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über kosmetische Mittel dafür eingesetzt, daß 
Chloroform auf die Liste der Stoffe gesetzt wird, 
die in kosmetischen Mitteln nicht verwendet wer-
den dürfen. Leider hat sie sich mit dieser Auf-
fassung bei der Kommission und den anderen Mit-
gliedstaaten nicht durchsetzen können. Sie hat je-
doch erreicht, daß die Diskussion über diesen Stoff 
in Zahnpasten weitergeführt wird und innerhalb 
von 3 Jahren nach Verabschiedung der Richtlinie 
eine Entscheidung über seine Verwendung herbei-
geführt werden muß. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Westphal vom 21. März 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Schäfer (Appenweier) (SPD) (Drucksache 7/360 Frage 
B 27) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vergiftete Milch, z. B. von 
der Milchzentrale Lörrach seit November 1972 nach Offenburg zu 
Fütterungszwecken abgegeben wird, und daß das in der Milch 
befindliche Hexachlorzyklohexan nach Prof. Dr. med. Friedrich 
Dittmar zu Leber- und Nierenerkrankungen und als schweres 
Nervengift unter Krämpfen zum Tode führen kann, wenn es auf 
dem Wege über die Fütterung von Tieren in den menschlichen 
Körper gelangt, und wann und wie gedenkt die Bundesregierung, 
hier einzuschreiten und für alsbaldige Abhilfe zu sorgen? 

Der Bundesregierung ist die hier in Betracht kom-
mende Situation im südbadischen Raum bekannt. 
Die Kontamination der Milch mit Hexachlorzyclo-
hexan soll durch Flugstaub von der Deponie einer 
elsässischen Firma hervorgerufen worden sein. Die 
dem Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit vorliegenden Untersuchungsergebnisse 
lassen erkennen, daß die in der in Frage kommen-
den Milch gefundenen Rückstandswerte nicht von 
den Werten abweichen, wie sie einer für das ganze 
Bundesgebiet erarbeiteten Enquete des Instituts für 
Hygiene der Bundesanstalt für Milchforschung in 
Kiel zu entnehmen sind. Sie liegen unterhalb des 
Grenzwertes von 0,2 ppm, der im Rahmen einer 
vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit vorbereiteten Verordnung über Höchst-
mengen bestimmter Insektizide in Lebensmitteln 
tierischer Herkunft und auch bei Beratungen in 
Arbeitsgruppen der EWG als gesundheitlich noch 
duldbar diskutiert wird. 

Unabhängig davon aber wurde die französische 
Regierung unterrichtet; sie hat die sofortige Unter-
suchung zugesagt. 

Soweit Milch mit schädlichen Wirkungen oder 
giftigen Bestandteilen als Futtermittel in Betracht 
kommt, gilt sie nach § 24 Absatz 1 der Anordnung 
über Futtermittel, Mischfuttermittel und Mischun

-

gen vom 21. Juli 1949, zuletzt geändert am 
17. August 1971, als verbotenes Futtermittel, das 
nicht be- oder verarbeitet oder mit anderen Futter-
mitteln vermischt in den Verkehr gelangen darf. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 21. März 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Kiechle (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen B 28 
und 29) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Teilstück 
der Bundesautobahn 85 zwischen Kempten und Füssen Landes-
grenze, das sich jetzt bis etwa Ortsgrenze Nesselwang in Aus-
baustufe 1 des Bundesfernstraßengesetzes befindet und im wei-
teren Verlauf in Stufe 3, auch in diesem Streckenabschnitt drin-
gend in Ausbaustufe 1 kommen und in einem Zuge durchgebaut 
werden sollte? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese Aufstufung vorzunehmen 
angesichts der Tatsache, daß die jetzige B 310 den Autobahnver-
kehr ab Nesselwang bis Landesgrenze allein wegen der Orts-
durchfahrt Pfronten (rund 100 Kurven), aber auch wegen ihrer 
übrigen Streckenführung nicht aufnehmen kann? 

Das Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstra-
ßen in den Jahren 1971---1985 sieht eine Überprü-
fung des Bedarfsplanes für die Bundesautobahnen 
und Bundesstraßen im Abstand von jeweils 5 Jah-
ren vor. In diese Überprüfung wird auch der Ab-
schnitt Nesselwang — Landesgrenze der A 85 einbe-
zogen. Die Verkehrsbelastung und der Ausbauzu-
stand der parallel zur geplanten Autobahn verlau-
fenden Bundesstraße B 310 mit der Ortsdurchfahrt 
Pfronten wird dabei berücksichtigt. 

Anlage 61 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Bäuerle 
(SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 30) : 

Sind der Bundesregierung die katastrophalen Verkehrsverhält-
nisse in Höchst iris Odenwald durch das Zusammentreffen der 
B 45, L 429, L 313/326 und der L 3106 in der Ortsmitte bekannt, 
und was gedenkt die Bundesregierung jetzt bzw. in absehbarer 
Zeit zu unternehmen, um diese Verkehrsverhältnisse zu verbes-
sern? 

Der Bundesregierung sind die Verkehrsverhält-
nisse in der Ortsdurchfahrt Höchst im Odenwald im 
Zuge der B 45 bekannt. Das letzte noch nicht aus-
gebaute Teilstück der Ortsdurchfahrt zwischen der 
Einmündung der B 426 und der Mümlingbrücke 
konnte bisher nicht begonnen werden da beim Er-
werb von zwei Gebäuden Schwierigkeiten aufgetre-
ten sind. Ein Enteignungsverfahren wird voraus-
sichtlich notwendig werden. Sobald die rechtlichen 
Voraussetzungen geschaffen sind, soll mit den Bau-
arbeiten begonnen werden. Mit dem Ausbau dieses 
Teilabschnitts, wobei auch am Knotenpunkt der 
B 45'B 426 besondere Aufstellspuren angelegt wer-
den, wird dann eine Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse erreicht werden. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Freitag, den 23. März 1973 	1199' 

Anlage 62 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Höl-
scher (FDP) (Drucksache 7/360 Frage B 31): 

Welche Planungsvarianten sind bei der Linienführung der Bun-
desautobahn und der B 295 im Raum Leonberg unter dem Ge-
sichtspunkt der Folgewirkungen für die Umwelt geprüft worden? 

Bei den Untersuchungen über die Linienführung 
der Bundesautobahn Heilbron.n—Stuttgart—Boden-
see und der B 295 im Raume Leonberg wurden auch 
unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes alle 
nur denkbaren Varianten eingehend geprüft. Dabei 
ergab es sich, daß durch die Führung sowohl der 
Autobahn  wie auch der B 295 in einem gemeinsamen 
Basis-Tunnel sehr wesentliche Verbesserungen ge-
genüber den gegenwärtigen Verhältnissen erreicht 
werden. Durch die Verlegung der beiden Verkehrs-
bänder in einen Tunnel — bei wesentlicher Herab-
minderung der Steigung — und durch geeignete 
Maßnahmen am neuzubauenden Autobahnkreuz 
wird die Belästigung der angrenzenden Stadtteile 
von Leonberg durch Lärm und Abgase auf das Min-
destmaß herabgesetzt. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs haar vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Klein (Göttingen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 
Frage B 32) : 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit einer verbesser-
ten verkehrsmäßigen Anbindung voll Stadt und Raum Duder-
stadt an das wirtschaftliche Zentrum Gottingen und die Bundes-

autobahn Hannover—Kassel, etwa im Sinne eines Ausbaus der 
Bundesstraßen 27, 446 und 247 zu einem vierspurigen Auto-
bahnzubringer, und wann gedenkt sie, Maßnahmen in diesem 
Sinne zu ergreifen? 

Die Bundesregierung bejaht grundsätzlich die 
Notwendigkeit, die Verbindung von Stadt und 
Raum Duderstadt mit  dem wirtschaftlichen Zentrum 
Göttingen und der Bundesautobahn Hannover—
Kassel zu verbessern. Im Bedarfsplan, der als Be-
standteil zum „Gesetz über den Ausbau der Bundes-
fernstraßen in den Jahren 1971 his 1985" vom 
30. Juni 1971 gehört, ist aufgrund der vorangegan-
genen umfangreichen Untersuchungen der erforder-
liche Bedarf wie folgt anerkannt worden: 

Vierspuriger Ausbau der B 27 von der Bundes-
autobahn Hannover Kassel bei Holtensen bis zum 
Weender Krankenhaus (östlich der B 3) ; zweispuri-
ger Ausbau vom Weender Krankenhaus über Eber-
götzen bis Herzberg (B 243). Die Maßnahmen an der 
B 27 haben Dringlichkeit I. 

Für die B 446 Hardegsen-Nörien/Hardenberg- 
Ebergötzen (B 27)-Duderstadt (B 247) hat sich kein 
über die übliche Unterhaltung und Erneuerung hin-
ausgehender Ausbaubedarf ergeben. 

Dasselbe gilt für die B 247 Katlenburg-Giebolde-
hausen Duderstadt Gerblingerode (DDR-Grenze). 

Ob die im Zusammenhang mit  dem Grundvertrag 
vorgesehene Öffnung von vier weiteren Grenzüber-
gängen zur DDR, zu denen auch die B 247 bei Gerb-
lingerode gehört, zu einer anderen Beurteilung be-
züglich der in Rede stehenden Straßen führen wird, 
bleibt abzuwarten. 

Im Bau befindet sich der als Nordumgehung Göt-
tingen anzusehende B 27-Abschnitt Holtensen- 
Weende (B 3), der voraussichtlich Ende 1973 ver-
kehrsbereit sein wird. Im Abschnitt östlich der B 3 
von Weende bis Ebergötzen wird - bis auf die bei-
den 4spurigen Teilstrecken unmittelbar östlich der 
B 3 sowie im Zuge der Ortsumgehung Ebergötzen 
(Gemeinschaftsstrecke B 27/B 446) — ein 2spuriger 
Querschnitt vorgesehen. Für den Ausbau der Orts-
durchfahrt Waake läuft das Planfeststellungsver-
fahren nach §§ 17, 18 Bundesfernstraßengesetz. Für 
den Abschnitt Waake—Ebergötzen einschließlich 
Ortsumgehung Ebergötzen ist das Planfeststellungs-
verfahren rechtskräftig abgeschlossen. 

Der Beginn der Bauarbeiten ist von der finanziel-
len Entwicklung und der Bereitstellung von Mitteln 
im Bundeshaushalt abhängig. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Siaatssekretärs Haar vorn 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Oet-
ting (SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 33) : 

Welche Kontakte hat der Bundesverkehrsminister mit der 
National  Highway Traffic Safety Administration aufgenommen, 
um aus den Erfahrungen dieser Behörde und der amerikanischen 
Regierung mit ihr Konsequenzen für die deutsche Verkehrs-
sicherheitspulitik zu ziehen? 

Mit der nationalen Straßenverkehrssicherheits-
behörde (National Highway Traffic Safety Admini-
stration, NHTSA) im Verkehrsministerium der Ver-
einigten Staaten von Amerika besteht seit mehreren 
Jahren ein laufender Meinungs- und Erfahrungsaus-
tausch zur Hebung der Verkehrssicherheit auf der 
Straße. Diese Kontakte bestehen unmittelbar zwi-
schen dem NHTSA und clero Bundesminister für 
Verkehr; sie finden darüber hinaus auch in  inter-
nationalen Gremien, wie  dem NATO-Umweltaus-
schuß und der  Organisation  für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) statt. 

Ein Schwerpunkt dieses Meinungs- und Erfah-
rungsaustausches liegt auf dem Gebiet der Kraft-
fahrzeugsicherheit. Im Herbst 1970 schlossen der 
Verkehrsminister der Vereinigten Staaten von 
Amerika, John A. Volpe, und Bundesminister für 
Verkehr, Georg Leber, eine Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit bei der Entwicklung von Experi-
mentier-Sicherheitsfahrzeugen ah, deren Ausfüh-
rung staatlicherseits beim NHTSA und beim Bun-
desminister für Verkehr liegt. Im Rahmen dieser 
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Vereinbarung entwickelten deutsche Automobilher-
steller Experimentier-Sicherheitsfahrzeuge und er-
brachten darüber hinaus bedeutsame theoretische 
Beiträge zu den Problemen der aktiven und passi-
ven Sicherheit des Kraftfahrzeugs auf den hierüber 
veranstalteten vier internationalen Konferenzen, 
von denen die zweite in Sindelfingen stattfand. 

Mehrere gegenseitige Besuche von Delegationen 
des NTHSA und von Vertretern des Bundesmini-
sters für Verkehr erbrachten wertvolle Aufschlüsse 
über die jeweiligen Probleme der anderen Seite. 
Hier sind vor allem die Themenbereiche technische 
Kraftfahrzeugüberwachung, alkoholisierte Kraftfah-
rer, Fußgängerschutz und Unfallrettung zu nennen, 
die gleichzeitig als Einzelprojekte im Rahmen des 
Projekts Straßenverkehrssicherheit des NATO-Um-
weltausschusses behandelt werden. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 21. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Wagner (Trier) (CDU/CSU) (Drucksache 4/360 
Frage B 34) : 

Kann die Bundesregierung zusichern, daß das Autobahnteil-
stück Wittlich-Schweich, dessen Fertigstellung bekanntlich bereits 
verzögert wurde, spätestens 1975 zur Verfügung stehen wird? 

Im vergangenen .Jahr wurde der Fertigstellungs-
termin der Teilstrecke Wittlich — Schweich der Bun-
desautobahn-Neubaustrecke Koblenz — Trier durch 
Herrn Bundesverkehrsminister Leber von Ende 1976 
auf Ende 1975 vorgezogen. Trotz der erheblichen 
Kürzungen der Straßenbaumittel im Jahre 1973 
wurden für das laufende Haushaltsjahr die zur plan-
mäßigen Weiterführung der Bauarbeiten erforder-
lichen Mittel zur Verfügung gestellt. 

Die Bundesregierung ist bemüht, die Teilstrecke 
Wittlich — Schweich auch in den Haushaltsjahren 
1974 und 1975 so zu fördern, daß eine Verkehrsfrei-
gabe Ende 1975 gewährleistet ist. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 22. März 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Burgbacher (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage 
B 35) : 

Welche öffentlichen Mittel hat der Bund im Vergleich zu den 
Ländern in den Jahren von 1962 bis 1972 einschließlich aufge-
wandt für die Kernphysik (Atomenergie, Reaktorenhau) und für 
die Kohle — und zwar jeweils getrennt in Kredite, Zuschüsse 
und sonstige Vorteile zum Beispiel steuerlicher Art? 

a) Zur Förderung von Kernforschung und Kern-
technik haben der Bund und die Bundesländer von 
1962 bis einschließlich 1972 folgende Zuschüsse auf-
gewandt: 

Bund 	8,6 Mrd. DM 

Länder 	2,3 Mrd. DM 

gesamt 10,9 Mrd. DM. 

Hinzu kommen Zuflüsse aus dem Investitions-
zulagengesetz in Höhe von etwa 50 Millionen DM. 
Detailliertere Angaben können Sie den als Anlage 
beigefügten Tabellen entnehmen. 

Für 1972 gehen die Aufstellungen von den ent-
sprechenden Haushaltsansätzen aus, da die IstAus-
gaben noch nicht vollständig vorliegen. 

b) Zur Förderung der Kohle hat mir der insoweit 
zuständige Bundesminister für Wirtschaft folgendes 
mitgeteilt: 

Präzise Angaben über Kredite, Zuschüsse und 
sonstige Vorteile des Bundes und der Bergbauländer 
zugunsten des Steinkohlenbergbaus können nicht 
gemacht werden. Mitgeteilt werden können jedoch 
die Haushaltszuschüsse, Steuermindereinnahmen so-
wie Angaben über die der Ruhrkohle AG einge-
räumte Schuldbuchforderung. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken. In den 
Jahren 1962 bis 1972 haben Bund und Bergbauländer 
für den Steinkohlenbergbau direkte Kohlehilfen in 
Höhe von insgesamt 6 903,0 Millionen DM aufge-
wandt (Aufschlüsselung ergibt sich aus beigefügter 
Tabelle). Die Mittel setzen sich aus Sozialleistungen 
sowie Stillegungs-, Absatz- und Strukturhilfen zu-
sammen. Die Beteiligung der Bergbauländer bei der 
überwiegenden Zahl der Maßnahmen betrug ein 
Drittel der hierfür aufgebrachten öffentlichen Mittel. 
Außerdem wurden dem Steinkohlenbergbau eine 
Reihe von Steuervergünstigungen eingeräumt, die 
in dem Zeitraum von 1962 bis 1972 eine Höhe von 
3 107,0 Millionen DM erreicht haben. Eine Auftei-
lung der Steuermindereinnahmen in Bundes- und 
Landesanteil ist erst ab 1966 möglich (1. Subven-
tionsbericht). Der Anteil des Bundes für die Zeit von 
1966 bis 1972 beläuft sich auf 970,0 Millionen DM, 
der der Bergbauländer auf 2 343,0 Millionen DM. Die 
Gesamtsumme der öffentlichen Mittel von Bund und 
Bergbauländern beträgt somit rd. 10 010,0 Millionen 
DM. 

Als spezielle Hilfe für die Ruhrkohle AG wurde 
im Zusammenhang mit dem Stabilisierungspro-
gramm vom 30. 5. 1972 durch Zuwendungsbescheid 
vom 17. 11. 1972 eine Schuldbuchforderung in Höhe 
von 1 Mrd. DM (Anteil Bund 666,6 Millionen DM, 
Land Nordrhein-Westfalen 333,4 Millionen DM) ein-
geräumt, die mit bestimmten Annuitäten ab 1973 zu 
bedienen ist. 

Darüber hinaus gibt es verschiedene Bürgschafts-
programme für den Rationalisierungsverband und 
die Ruhrkohle AG. 
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Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

IV B 1 a - 5002 

Anlage 1 
zum Schr. an MdB Prof. Dr. Burgbacher vom 22. 3. 1973 

Stand: 1. September 1972 

Übersicht 

über die Aufwendungen des Bundes zur Förderung der Kernforschung 
und kerntechnischen Entwicklung 

1956 bis 1972 in TDM (% in Klammern) 

Zweckbestimmung 1956 bis 1962 1963 bis 1967 1968 1969 1970 1971 1972 	(Soll) 

Kernforschungszentren 

a) Investitionen 213 802 	(20,9) 321 918 	(11,9) 53 384 	( 7,4) 102 098 	(12,4) 144 339 	(11,9) 195 433 	(13,7) 198 255 	(14,3) 

b) Betrieb 88 583 	( 8,6) 446 779 	(16,5) 205 849 	(28,7) 216 575 	(26,3) 294 474 (24,4) 359 298 	(25,2) 377 494 	(27,1) 

Summe Kernforschungs-

zentren 302 385 	(29,5) 768 697 	(28,4) 259 233 	(36,1) 318 673 	(38,7) 438 813 	(36,3) 554 731 	(38,9) 575 749 	(41,4) 

Grundlagenforschung außer-
halb der Kernforschungs-
zentren 203 741 	(19,9) 331 056 	(12,3) 81 598 	(11,4) 80 487 ( 9,8) 93 062 	( 7,7) 99 067 	( 6,9) 101 890 	( 7,3) 

Kerntechnische Entwicklung 

a) Projektierung, Entwick

-

lung, Errichtung und 

Betrieb von Versuchs-
reaktoren und Kernkraft-
werken 103 020 	(10,0) 573 357 	(21,2) 120 664 	(16,8) 152 465 	(18,5) 140 307 	(11,6) 173 136 	(12,1) 242 151 	(17,5) 

b) Entwicklung der Atom-
technik, Nukleardaten-

verarbeitung 31 628 	(3,1) 60 936 	( 2,3) 33 012 	( 4,6) 4 384 	( 0,5) 5 563 	( 0,5) 6 596 	( 0,5) 7 113 	(0,5) 

c) Kernbrennstoffversorgung 15 522 	( 1,5) 24 849 	( 0,9) 12 412 	(1,7) 63 355 	( 7,7) 336 596 (27,8) 365 136 	(25,6) 190 300 	(13,7) 

d) Wiederaufarbeitung - 22 615 	( 0,8) 14 560 	( 2,0) 13 900 	(1,7) 11 	100 	( 	0,9) 10 902 	( 0,8) 7 523 	( 0,5) 

Summe kerntechnische 
Entwicklung 150 170 	(14,6) 681 757 	(25,2) 180 648 	(25,1) 234 104 	(28,4) 493 566 	(40,8) 555 770 	(39,0) 447 087 	(32,2) 

Strahlenschutz, 
Reaktorsicherheit 

a) Strahlenschutz 21 958 	( 2,1) 30 306 	(1,1) 3 216 	( 0,5) 8 737 	(1,1) 7 947 	( 0,7) 9 431 	( 0,7) 13 115 	( 0,9) 

b) Reaktorsicherheit 87 (<0,1) 8 189 	( 0,3) 4 189 	( 0,6) 5 689 	( 0,7) 7 159 	( 0,6) 18 365 	(1,3) 33 350 	( 2,4) 

Summe Strahlenschutz, 

Reaktorsicherheit 22 045 	( 2,1) 38 495 	(1,4) 7 405 	(1,1) 14 426 	( 1,8) 15 106 	(1,3) 27 796 ( 2,0) 46 465 	( 3,3) 

Internationale Organisationen 
(CERN, IAEO, EURATOM, 
ENEA, EUROCHEMIC) 275 983 (26,9) 848 141 	(31,4) 184 384 	(25,7) 172 361 	(20,9) 165 311 	(13,7) 183 159 	(12,8) 214 640 	(14,5) 

Aus- und Weiterbildung, 

Ausstellungen, Dokumen-
tation, Sonstiges 71 168 	( 7,0) 35 116 	(1,3) 4 024 	( 0,6) 3 358 	( 0,4) 3 063 	( 0,2) 5 009 ( 0,4) 3 766 	( 0,3) 

1 025 492 ( 100) 2 703 262 ( 100) 717 292 ( 100) 823 409 ( 100) 1 268 921 	( 100) 1 425 532 ( 100) 1 389 597 ( 100) 
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Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

IV  B 1 a- 5002 

Anlage 2 
zum Schr. an MdB Prof. Dr. Burgbacher vom 22. 3. 1973 

Stand: 1. September 1972 

Übersicht 

über die Aufwendungen der Länder zur Förderung der Kernforschung 
und kerntechnischen Entwicklung 

1956 bis 1972 in TDM (% in Klammern) 

Zweckbestimmung 1956 bis 	1962 	¡ 1963 bis 	1967 	1 1963 1969 1970 1971 1972 	(Soll) 

Kernforschungszentren 242 600 	(56,9) 782 705 	(71,3) 118 800 	(58,1) 134 305 	(59,3) 62 519 	(34,9) 81 580 	(35,7) 66 378 	(28,1) 

Grundlagenforschung außer-
halb der Kernforschungs-

zentren 154 800 	(36,3) 270 599 (24,7) 75 600 (37,0) 80 408 	(35,5) 95 720 	(53,4) 98 767 	(43,2) 111 507 	(47,2) 

Kerntechnische Entwicklung 

a) Projektierung und 

Errichtung von Versuchs-
reaktoren und Kernkraft-

werken 10 400 	( 2,4) 6 447 	( 0,6) 1 000 	( 0,5) 77 	(<0,1) 54 	(<0,1) 16 133 	(7,1) 22 500 	( 9,6) 

b) Entwicklung der 
Atomtechnik 5 000 	(1,2) 4 030 	( 0,4) 800 	( 0,4) 1 074 	( 0,5) 1 328 	( 0,7) 6 967 	( 3,0) 9 725 	(4,1) 

c) Kernbrennstoffversorgung 260 	( 0,1) 194 	(<0,1) - 377 	( 0,2) 524 	( 0,2) 

Summe kerntechnische 
Entwicklung 15 660 	(3,7) 10 671 	(1,0) 1 800 	( 0,9) 1 	151 	( 	0,5) 1 382 	( 0,7) 23 477 	(10,3) 32 749 	(13,9) 

Strahlenschutz,  

Reaktorsicherheit 

a) Strahlenschutz 7 700 	(1,8) 20 977 	(1,9) 5 300 	( 2,6) 5 468 	( 2,4) 15 740 	( 8,8) 19 586 	(8,(3) 19 915 	(8,4) 

b) Reaktorsicherheit - 174 	(<0,1) -- 51 	(<0,1) 255 	(0,1) 671 	( 0,3) 500 	( 0,2) 

Summe Strahlenschutz, 

Reaktorsicherheit 7 700 	(1,8) 21 	151 	( 	1,9) 5 300 	( 2,6) 5 519 	(2,4) 15 995 	( 8,9) 20 257 	( 8,9) 20 415 	( 8,6) 

Aus- und Weiterbildung, 
Dokumentation, Sonstiges 5 500 	(1,3) 12 501 	(1,1) 3 000 	(1,4) 5 143 	( 2,3) 3 681 	(2,1) 4 375 	(1,9) 5 072 	( 2,2) 

.462 260 	(100) 1 097 627 	( 100) 204 500 ( 100) 226 526 	( 100) 179 297 	( 100) 228 456 	( 100) 236 121 	( 100) 
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Der Bundesminister  
für Wirtschaft  

III A 4  

Anlage 3  
zum Schr. an MdB Prof. Dr. Burgbacher vom 22. 3. 1973  

Bonn, den 21. März 1973  

Kohlehilfen  
des Bundes und der Bergbauländer in den Jahren 1962 bis 1972  

- in Mio DM -  

Direkte Kohlehilfen *) 
  

Indirekte Kohlehilfen **)   
Jahr 

Bund Bergbau

-

länder  gesamt gesamt davon Bund 

Direkte 
und indirekte 

insgesamt 

1962 97,6 6,5 104,1 202,0 . 306,1  

1963 352,6 17,8 370,4 192,0  562,4  

1964 237,4 147,2 384,6 186,0 . 570,6  

1965 244,0 150,6 394,6 184,0 . 578,6  

1966 286,9 214,8 501,7 235,0 88,0 736,7  

1967 778,6 314,8 1093,4 219,0 79,0 1312,4  

1968 945,6 387,3 1332,9 349,0 120,0 1681,9  

1969 506,4 276,6 783,0 350,0 125,0 1133,0  

1970 377,1 251,7 628,8 361,0 153,0 989,8  

1971 303,5 219,2 522,7  362,0 147,0 884,7  

1972 457,6 329,2 903,8 350,0 141,0  1253,8  
(117,0) ***) (117,0) ***)  

 

4 587,3 2 315,7 6 903,0 3 107,0 970,0 10 010,0  

*) Direkte Kohlehilfen enthalten die Ausgaben Epl. 09 und Epl. 11.  

**) Steuermindereinnahmen 1962 bis 1965 grobe Schätzung; Bergmannsprämie = Istzahlen (nicht zu den Kohlehilfen  

gerechnet sind durch Kohlekrise bedingte Mehrbelastungen beim Knappschaftszuschuß Epl. 11). Ab 1966 bis 1972  

gemäß 1. bis 3. Subventionsbericht.  
***) 117,0 Millionen DM LAG-Verzicht bei RAG für 1971 und 1972  

Anlage 67  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 22. März 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Eyrich (CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Fragen B 36 
und 37): 

Treffen Pressemeldungen (Badische Zeitung) zu, daß die zen-
trale Briefabgangsstelle für das Wiesenthal und das Hochrhein

-

gebiet des Postamts Lörrach auf dem Badischen Bahnhof in Basel  
in ihrem Fortbestand und damit die Arbeitsplätze von über 100  

Mitarbeitern gefährdet seien?  

Wenn ja, kann die Bundesregierung zusagen, daß die Weiter

-

beschäftigung der davon betroffenen Personen gesichert ist?  

In dem Bestreben, den Briefdienst wirtschaftlich zu 
gestalten, hat der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen den Oberpostdirektionen im Juli 
vorigen Jahres seine Vorstellungen zu einer weite-
ren Konzentration der Briefabgangsbearbeitung mit-
geteilt. 

Dabei wurde davon ausgegangen, daß durch eine 
Minimierung der Arbeitsvorgänge bei der stationä-
ren und rollenden Bearbeitung der Briefsendungen 
eine bessere Kostendeckung zu erzielen ist und zu-
gleich die bisher noch unter erschwerten Arbeits

-

bedingungen in den Bahnposten durchgeführte Ver-
teilarbeit aus sozialen Gründen weitgehend einge-
schränkt werden kann. In die Überlegungen ist auch 
die Briefabgangsstelle des Postamts Lörrach im Ba-
dischen Bahnhof in Basel einbezogen worden. 

Zur Zeit laufen bei den Oberpostdirektionen 
Untersuchungen hinsichtlich der personellen Auswir-
kungen und der wirtschaftlichen Ergebnisse. Erst 
nach Vorliegen der hierbei gewonnenen Daten (Ende 
Juni 1973) kann an die Erstellung eines Modells 
herangegangen werden. 

Ich kann Ihnen versichern, daß vor einer end

-

gültigen Entscheidung die  Interessen aller Betrof-
fenen angemessen berücksichtigt werden. 
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Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 22. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Eng-
holm (SPD) (Drucksache 7/360 Frage B 38) : 
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Plant die Bundesregierung die Durchführung von Modellver-
suchen für neue Formen der Journalistenausbildung auch im Ge-
samthochschulbereich? 

Modellversuche zur Studienreform kann die Bun-
desregierung nur auf der Grundlage der zwischen 
Bund und Ländern getroffenen „Rahmenverein-
barungen zur koordinierten Vorbereitung, Durch-
führung und wissenschaftlichen Begleitung von Mo-
dellversuchen im Bildungswesen" vom 7. Mai 1971 
fördern. 

Diese Vereinbarung räumt auch dem Bund das 
Recht ein, Anträge auf Zuschüsse zur Durchführung 
von Modellversuchen über die Geschäftsstelle der 
Bund-Länder-Kommission beim Sitzland zu stellen. 
Der Bund beabsichtigt, von diesem Recht in Zukunft 
stärker als bisher Gebrauch zu machen. 

Dem Bund. sind bisher noch keine Anträge auf 
Bezuschussung von Modellversuchen für neue For-
men der Journalistenausbildung an Gesamthoch-
schulen vorgelegt worden. Ein entsprechender An-
trag müßte zunächst in einer dafür von der Bund-
Länder-Kommission eingesetzten Arbeitsgruppe aus 
Länder- und Bundesbeamten anhand eines festge-
legten Kriterienkatalogs geprüft werden. Es müßte 
ermittelt werden, ob die für die Förderung erfor-
derlichen Voraussetzungen gegeben sind. 

Die Bundesregierung wäre im Rahmen ihrer 
finanziellen Möglichkeiten grundsätzlich bereit, Mo

-

dellversuche, die den oben erwähnten Kriterien 
entsprechen, zu fördern. 
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Antwort 

des Bundesministers Dr. Eppler vom 22. März 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Pfeifer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/360 Frage B 39) : 

Wie hoch war im Jahr 1972 verglichen mit dem Jahr 1971 die 
öffentliche Entwicklungshilfe der Bundesrepublik Deutschland ge-
messen am Bruttosozialprodukt, und entspricht dieser Anteil 
der Bedeutung der Entwicklungshilfe, von welcher die Bundes-
regierung in der Vergangenheit angesichts des Wohlstands in 
unserem Land immer auf internationalen Konferenzen gesprochen 
hat? 

Der Anteil der deutschen öffentlichen Hilfe am 
Bruttosozialprodukt ist trotz eines absoluten Zu-
wachses der Leistungen nach vorläufigen statisti-
schen Schätzungen von 0,34 % im Jahre 1971 auf 
0,31 1% im Jahre 1972 gefallen. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, welche Wege 
einzuschlagen und welche Mittel im Rahmen der 
Finanzplanung bereitzustellen sind, um dem 0,7 %-
Ziel näher zu kommen. Dabei wird zunächst — wie 
in der Regierungserklärung zum Ausdruck gebracht 
wurde — angestrebt, die Leistungen gemäß dem 
Vorgehen der europäischen Partner zu steigern. 


	24. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 23. März 1973
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28
	Anlage 29
	Anlage 30
	Anlage 31
	Anlage 32
	Anlage 33
	Anlage 34
	Anlage 35
	Anlage 36
	Anlage 37
	Anlage 38
	Anlage 39
	Anlage 40
	Anlage 41
	Anlage 42
	Anlage 43
	Anlage 44
	Anlage 45
	Anlage 46
	Anlage 47
	Anlage 48
	Anlage 49
	Anlage 50
	Anlage 51
	Anlage 52
	Anlage 53
	Anlage 54
	Anlage 55
	Anlage 56
	Anlage 57
	Anlage 58
	Anlage 59
	Anlage 60
	Anlage 61
	Anlage 62
	Anlage 63
	Anlage 64
	Anlage 65
	Anlage 66
	Anlage 67
	Anlage 68
	Anlage 69




